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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

sie ist vielfältig, artenreich und sie ist wunderschön: Die Landschaft Meck-
lenburg-Vorpommerns. Die weitläufigen Seen- und Flusslandschaften, ur-
alten Moore, blühenden Heiden und dichten Wälder, die langen naturge-
prägten Küstenabschnitte, die Bodden, Haffe und Wieke mit ihren seltenen 
Tier- und Pflanzenarten brauchten unzählige Jahrtausende, um zu entste-
hen. Diesen natürlichen Reichtum auch für die Zukunft zu bewahren, ist un-
ser Ziel. Viel mehr noch: Wir wollen der Natur ein Stückchen zurückgeben.

Unverzichtbarer Baustein bei dieser Aufgabe sind die Rechtsgrundlagen 
des Naturschutzes. An erster Stelle steht das Bundesnaturschutzgesetz, 
das nicht zuletzt auch europäische Richtlinien, wie die Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie, in nationales Recht umsetzt. Dem-
gegenüber wirken europäische Verordnungen wie etwa die Verordnung 
über invasive Arten unmittelbar gegenüber dem Bürger, ohne dass es einer 
weiteren Umsetzung durch den nationalen Gesetzgeber bedarf.

Das Bundesnaturschutzgesetz enthält neben Vorgaben zum Arten- und 
Gebietsschutz u.a. Regelungen zur Landschaftsplanung, zur Kompensation 
von Eingriffen in Natur und Landschaft, zu Biotopverbund und -vernetzung, 
zum Meeresnaturschutz, zur Erholung in Natur und Landschaft sowie zur 
Mitwirkung anerkannter Naturschutzvereinigungen in bestimmten Ent-
scheidungsverfahren.

Das Bundesnaturschutzgesetz wird durch landesrechtliche Regelungen er-
gänzt. Die Länder können auch abweichende Regelungen erlassen. Daher 
ist es für die Praxis unerlässlich, auch das jeweils einschlägige Landesnatur-
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schutzrecht zugrunde zu legen. In Mecklenburg-Vorpommern müssen da-
her das Bundesnaturschutzgesetz und Naturschutzausführungsgesetz M-V 
nebeneinander gelesen werden, um die Rechtslage vollständig zu erfassen.

Naturschutzrechtliche Fragen sind in allen Planfeststellungs-, Genehmi-
gungs- und sonstigen Planungsverfahren von Bedeutung. Die vorliegende 
Broschüre enthält die wichtigsten Rechtsgrundlagen des Naturschutzes in 
Mecklenburg-Vorpommern. Sie soll beruflichen als auch ehrenamtlichen 
Naturschützern als praktische Arbeitshilfe dienen.

Dr. Till Backhaus
Minister für Landwirtschaft und Umwelt
Mecklenburg-Vorpommern
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Lesehinweis für das Bundesnaturschutzgesetz und 
das Naturschutzausführungsgesetz

Mit dieser Broschüre wird ein zentrales Anliegen verfolgt: Sie verdeutlicht, 
in welchem Verhältnis die Regelungen von Bundesrecht und Landesrecht 
zueinander stehen. 

Das Bundesnaturschutzgesetz und das Naturschutzausführungsgesetz sind 
nebeneinander anzuwenden. Daher stehen sie in dieser Broschüre auch 
im Wortsinne nebeneinander. Bei der Wiedergabe der Texte von BNatSchG 
und NatSchAG M-V wird links das BNatSchG und rechts das NatSchAG M-V 
dargestellt. 

Daraus resultieren Lücken im Text, wenn zu einer Regelung im BNatSchG 
keine Vorschrift im NatSchAG M-V existiert, oder umgekehrt. In diesen Fäl-
len, und wenn wegen der unterschiedlichen Reihung der Regelungen eine 
Gegenüberstellung nicht möglich ist, wird mit grauer Unterlegung darauf 
aufmerksam gemacht. Die redaktionellen Anmerkungen, die nicht Teil des 
Gesetzestextes sind, stehen in eckigen Klammern.
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Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. September 2017 (BGBl. 
I S. 3434) geändert worden ist

Gesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes  
(Naturschutzausführungsgesetz - 
NatSchAG M-V) vom 23. Februar 
2010 (GVOBl. M-V 2010, S. 66), das 
zuletzt durch Artikel 15 des Geset-
zes vom 27. Mai 2016 (GVOBl. M-V 
S. 431, 436) geändert worden ist

Inhaltsübersicht BNatSchG Inhaltsübersicht NatSchAG

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

Kapitel 1
Zuständigkeiten, Aufgaben, 
Befugnisse, Zusammenarbeit der 
Behörden (zu § 3 BNatSchG)

§ 1	 Ziele des Naturschutzes und  
	 der Landschaftspflege
§ 2	 Verwirklichung der Ziele
§ 3	 Zuständigkeiten, Aufgaben  
	 und Befugnisse, vertragliche  
	 Vereinbarungen, Zusammen- 
	 arbeit der Behörden

§ 1	 Naturschutzbehörden

§ 2	 Zuständigkeiten der obersten  
	 Naturschutzbehörde
§ 3	 Zuständigkeiten der oberen  
	 Naturschutzbehörde

	 § 4	 Zuständigkeiten der Groß- 
	 schutzgebietsverwaltung
§ 5	 Zuständigkeiten der Fachbe- 
	 hörden für Naturschutz
§ 6	 Zuständigkeiten der unteren  
	 Naturschutzbehörden
§ 7	 Zuständigkeiten der Amtsvor- 
	 steher der Ämter und der  
	 Bürgermeister der amtsfreien  
	 Gemeinden
§ 8	 Gefahrenabwehr
§ 9	 Betreten von Grundstücken  
	 (zu § 65 Absatz 3 BNatSchG)

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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§ 10	 Einschränkung von Grund- 
	 rechten

§ 4	 Funktionssicherung bei  
	 Flächen für öffentliche Zwecke
§ 5	 Land-, Forst- und Fischerei- 
	 wirtschaft
§ 6	 Beobachtung von Natur und  
	 Landschaft
§ 7	 Begriffsbestimmungen

Kapitel 2
Landschaftsplanung

Kapitel 2
Landschaftsplanung, Ein-
griffsregelung

§ 8	 Allgemeiner Grundsatz
§ 9	 Aufgaben und Inhalte der 
	 Landschaftsplanung;  
	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen
§ 10	 Landschaftsprogramme und  
	 Landschaftsrahmenpläne

§ 11	 Landschaftsplanung  
	 (zu den §§ 8 bis 12 BNatSchG)

§ 11	 Landschaftspläne und  
	 Grünordnungspläne
§ 12	 Zusammenwirken der  
	 Länder bei der Planung

Kapitel 3
Allgemeiner Schutz von 
Natur und Landschaft

§ 13 Allgemeiner Grundsatz
§ 14	 Eingriffe in Natur und 
 	 Landschaft

§ 12	 Eingriffe in Natur und  
	 Landschaft (zu den  
	 §§ 13 bis 18 BNatSchG)

§ 15	 Verursacherpflichten,  
	 Unzulässigkeit von Eingriffen;  
	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen
§ 16	 Bevorratung von Kompen- 
	 sationsmaßnahmen

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V



9

§ 17	 Verfahren; Ermächtigung zum  
	 Erlass von Rechtsver- 
	 ordnungen

§ 13	 Abbau von oberflächen- 
	 nahen Bodenschätzen,  
	 Abgrabungen und Aufschüt- 
	 tungen, Landgewinnung 
	 am Meer

§ 18	 Verhältnis zum Baurecht
§ 19	 Schäden an bestimmten  
	 Arten und natürlichen  
	 Lebensräumen

Kapitel 4
Schutz bestimmter Teile von 
Natur und Landschaft

Kapitel 3
Schutz bestimmter Teile von 
Natur und Landschaft (zu den 
§§ 20 bis 36 BNatSchG)

Abschnitt 1
Biotopverbund und Biotop-
vernetzung; geschützte Teile 
von Natur und Landschaft
§ 20	 Allgemeine Grundsätze
§ 21	 Biotopverbund, Biotopver- 
	 netzung
§ 22	 Erklärung zum geschützten  
	 Teil von Natur und Landschaft

§ 14	 Geschützte Teile von Natur  
	 und Landschaft
§ 15	 Erlass von Rechtsverord- 
	 nungen
§ 16	 Unbeachtlichkeit von Män- 
	 geln, Behebung von Fehlern
§ 17	 Einstweilige Sicherstellung,
	 Veränderungssperre

§ 23	 Naturschutzgebiete
§ 24	 Nationalparke, Nationale  
	 Naturmonumente
§ 25	 Biosphärenreservate
§ 26	 Landschaftsschutzgebiete
§ 27	 Naturparke
§ 28	 Naturdenkmäler

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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§ 29	 Geschützte Landschafts- 
	 bestandteile

§ 18	 Gesetzlich geschützte Bäume
§ 19	 Schutz der Alleen  
	 (zu § 29 Absatz 3 BNatSchG)

§ 30	 Gesetzlich geschützte Biotope § 20	 Gesetzlich geschützte  
	 Biotope und Geotope  
	 (abweichende Vorschrift zu  
	 § 30 Absatz 2 und 3  
	 BNatSchG)

Abschnitt 2
Netz  „Natura 2000“
§ 31	 Aufbau und Schutz  
	 des Netzes„Natura 2000“
§ 32	 Schutzgebiete § 21	 Netz „Natura 2000“ (zu den  

	 §§ 32 bis 34 BNatSchG)
§ 33	 Allgemeine Schutzvor- 
	 schriften
§ 34	 Verträglichkeit und Unzuläs- 
	 sigkeit von Projekten;  
	 Ausnahmen

§ 22	 Fortgeltung von  
	 Unterschutzstellungen

§ 35	 Gentechnisch veränderte  
	 Organismen
§ 36	 Pläne

Kapitel 5
Schutz der wild lebenden 
Tier- und Pflanzenarten, ihrer 
Lebensstätten und Biotope

Kapitel 4
Schutz der wild lebenden 
Tier- und Pflanzenarten, ihrer 
Lebensstätten und Biotope (zu 
den §§ 37 bis 55 BNatSchG)

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften
§ 37	 Aufgaben des Artenschutzes
§ 38	 Allgemeine Vorschriften  
	 für den Arten-, Lebens- 
	 stätten- und Biotopschutz

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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Abschnitt 2
Allgemeiner Artenschutz
§ 39	 Allgemeiner Schutz wild  
	 lebender Tiere und Pflanzen;  
	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen

§ 23	 Artenschutz

§ 40	 Ausbringen von  
	 Pflanzen und Tieren
§ 40a	 Maßnahmen gegen  
	 invasive Arten
§ 40 b	 Nachweispflicht und Ein 
	 ziehung bei invasiven Arten
§ 40 c	 Genehmigungen
§ 40 d	 Aktionsplan zu Pfaden  
	 invasiver Arten
§ 40 e	 Managementmaßnahmen
§ 40 f	 Beteiligung der 
	 Öffentlichkeit
§ 41	 Vogelschutz an Energie- 
	 freileitungen
§ 42	 Zoos
§ 43	 Tiergehege

Abschnitt 3
Besonderer Artenschutz
§ 44	 Vorschriften für besonders  
	 geschützte und bestimmte  
	 andere Tier- und Pflanzen- 
	 arten
§ 45	 Ausnahmen; Ermächti- 
	 gung zum Erlass von Rechts- 
	 verordnungen
§ 46	 Nachweispflicht
§ 47	 Einziehung und Beschlag- 
	 nahme

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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Abschnitt 4
Zuständige Behörden, Verbrin-
gen von Tieren und Pflanzen
§ 48	 Zuständige Behörden für  
	 den Schutz von Exemplare 
	 wildlebender Tier- und  
	 Pflanzenarten durch  
	 Überwachung des Handels
§ 48a	 Zuständige Behörden in  
	 Bezug auf invasive Arten
§ 49	 Mitwirkung der  
	 Zollbehörden
§ 50	 Anmeldepflicht bei der Ein-,  
	 Durch- und Ausfuhr oder  
	 dem Verbringen aus  
	 Drittstaaten
§ 51	 Inverwahrungnahme,  
	 Beschlagnahme und Ein- 
	 ziehung durch die  
	 Zollbehörden
§ 51a	 Überwachung des Verbrin- 
	 gens invasiver Arten  
	 in die Union

Abschnitt 5
Auskunfts- und Zutrittsrecht; 
Gebühren und Auslagen

§ 52	 Auskunfts- und Zutrittsrecht
§ 53	 Gebühren und Auslagen;  
	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen

Abschnitt 6
Ermächtigungen

§ 54	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen  
	 und Verwaltungsvorschriften

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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§ 55	 Durchführung gemeinschafts- 
	 rechtlicher oder internationa- 
	 ler Vorschriften; Ermächti- 
	 gung zum Erlass von  
	 Rechtsverordnungen

Kapitel 6
Meeresnaturschutz

Kapitel 5
Meeresnaturschutz (zu den 
§§ 56 bis 58 BNatSchG)
§ 24	 Meeresnaturschutz

§ 56	 Geltungs- und Anwendungs- 
	 bereich
§ 56a	 Bevorratung von Kompen- 
	 sationsmaßnahmen
§ 57	 Geschützte Meeresge 
	 biete im Bereich der  
	 deutschen ausschließlichen  
	 Wirtschaftszone und des  
	 Festlandsockels; Ermäch- 
	 tigung zum Erlass von  
	 Rechtsverordnungen
§ 58	 Zuständige Behörden;  
	 Gebühren und Auslagen;  
	 Ermächtigung zum Erlass  
	 von Rechtsverordnungen

Kapitel 7
Erholung in Natur und  
Landschaft

Kapitel 6
Erholung in Natur und Landschaft 
(zu den §§ 59 bis 62  
BNatSchG)

§ 59	 Betreten der freien Landschaft § 25	 Betreten der freien Landschaft
§ 60	 Haftung

§ 26	 Einrichtung von Wander-  
	 und Reitwegen
§ 27	 Benutzung und Schutz  
	 des Strandes
§ 28	 Zelten und Aufstellen von  
	 beweglichen Unterkünften

§ 61	 Freihaltung von Gewässern  
	 und Uferzonen

§ 29	 Küsten- und Gewässer- 
	 schutzstreifen (abweichende  
	 Vorschrift zu § 61 BNatSchG)

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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§ 62	 Bereitstellen von  
	 Grundstücken

Kapitel 8
Mitwirkung von anerkannten 
Naturschutzvereinigungen

Kapitel 7
Ehrenamtlicher Naturschutz

§ 63	 Mitwirkungsrechte § 30	 Mitwirkung von anerkannten  
	 Naturschutzvereinigungen  
	 (zu den §§ 63 und 64  
	 BNatSchG

§ 64	 Rechtsbehelfe
§ 31	 Beiräte für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege, Kreis 
	 naturschutzbeauftragte
§ 32	 Betreuung geschützter  
	 Teile von Natur und  
	 Landschaft
§ 33	 Naturschutzwarte

Kapitel 9
Eigentumsbindung, Befreiungen

Kapitel 8
Eigentumsbindung, Ausnahmen

§ 65	 Duldungspflicht
§ 66	 Vorkaufsrecht § 34	 Vorkaufsrecht (zu § 66  

	 BNatSchG)
§ 67	 Befreiungen

§ 35	 Ausnahmen
§ 68	 Beschränkungen des  
	 Eigentums; Entschädigung  
	 und Ausgleich

§ 36	 Enteignung und Ausgleich,  
	 öffentliche Förderung

Kapitel 9
Stiftung Umwelt- und Naturschutz 
Mecklenburg-Vorpommern
§ 37	 Aufgaben der Stiftung
§ 38	 Stiftungsvermögen, Erlöschen  
	 der Stiftung
§ 39	 Stiftungsorgane

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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Kapitel 10
Verfahren
§ 40	 Naturschutzgenehmigung
§ 41	 Verfahrensvorschriften für  
	 die Naturschutzgenehmigung
§ 42	 Konzentrationswirkung

Kapitel 10
Bußgeld- und Strafvorschriften

Kapitel 11
Bußgeldvorschriften

§ 69	 Bußgeldvorschriften § 43	 Ordnungswidrigkeiten
§ 70	 Verwaltungsbehörde
§ 71	 Strafvorschriften
§ 71a	 Strafvorschriften
§ 72	 Einziehung
§ 73	 Befugnisse der Zollbehörden

Kapitel 11
Übergangs- und Über-
leitungsvorschrift
§ 74	 Übergangs- und Über- 
	 leitungsregelungen

	 Inhaltsübersicht BNatSchG und NatSchAG M-V
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BNatSchG – Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege

(1) 	 Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als  
	 Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwor- 
	 tung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten  
	 Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen,  
	 dass 

	 1.	 die biologische Vielfalt,

	 2.	 die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts ein- 
		  schließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungs- 
		  fähigkeit der Naturgüter sowie

	 3.	 die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von  
		  Natur und Landschaft

	 auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Ent- 
	 wicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und  
	 Landschaft (allgemeiner Grundsatz).

(2)	 Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend  
	 dem jeweiligen Gefährdungsgrad insbesondere 

	 1.	 lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen ein- 
		  schließlich ihrer Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwi- 
		  schen den Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiede- 
		  lungen zu ermöglichen,

	 2.	 Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Bioto- 
		  pen und Arten entgegenzuwirken,

	 3.	 Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und  

§ 1
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NatSchAG M-V– Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse,
Zusammenarbeit der Behörden

(zu § 3 BNatSchG)



18

		  geografischen Eigenheiten in einer repräsentativen Verteilung zu  
		  erhalten; bestimmte Landschaftsteile sollen der natürlichen Dyna- 
		  mik überlassen bleiben.

(3)	 Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des  
	 Naturhaushalts sind insbesondere 

	 1.	 die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick  
		  auf die prägenden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüs- 
		  se sowie landschaftlichen Strukturen zu schützen; Naturgüter, die  
		  sich nicht erneuern, sind sparsam und schonend zu nutzen; sich  
		  erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf  
		  Dauer zur Verfügung stehen,

	 2.	 Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfül- 
		  len können; nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu rena- 
		  turieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht  
		  zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen,

	 3.	 Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren  
		  und ihre natürliche Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu  
		  erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und naturnahe  
		  Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalte- 
		  flächen; Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturna- 
		  he Maßnahmen zu erfolgen; für den vorsorgenden Grundwasser- 
		  schutz sowie für einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaus- 
		  halt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der  
		  Landschaftspflege Sorge zu tragen,

	 4.	 Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der  
		  Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen  
		  mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch-  
		  und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem  
		  Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch  
		  zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine besonde- 
		  re Bedeutung zu,

	 5.	 wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie  
		  ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen  
		  Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten,

BNatSchG – Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften

§ 1
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NatSchAG M-V– Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften
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	 6.	 der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür  
		  geeigneten Flächen Raum und Zeit zu geben.

(4)	 Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie  
	 des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere 

	 1.	 Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften,  
		  auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstal- 
		  tung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewah- 
		  ren,
	 2.	 zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaf- 
		  fenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und  
		  siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen.

(5)	 Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind  
	 vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnah- 
	 me bereits bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen  
	 im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht für Grün- 
	 flächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von  
	 Freiflächen im Außenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und  
	 ähnliche Vorhaben sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so  
	 gebündelt werden, dass die Zerschneidung und die Inanspruchnahme  
	 der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermie- 
	 den oder so gering wie möglich gehalten werden. Beim Aufsuchen und  
	 bei der Gewinnung von Bodenschätzen, bei Abgrabungen und Auf- 
	 schüttungen sind dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörun- 
	 gen wertvoller Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare Beein- 
	 trächtigungen von Natur und Landschaft sind insbesondere durch  
	 Förderung natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestal- 
	 tung, Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung auszugleichen oder  
	 zu mindern.

(6)	 Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich  
	 ihrer Bestandteile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und  
	 Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, Fluss-  
	 und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende  
	 Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaft- 
	 lich genutzte Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausrei- 
	 chendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen.

BNatSchG – Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften
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§ 2
Verwirklichung der Ziele

(1)	 Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirklichung der Ziele des  
	 Naturschutzes und der Landschaftspflege beitragen und sich so verhal- 
	 ten, dass Natur und Landschaft nicht mehr als nach den Umständen  
	 unvermeidbar beeinträchtigt werden.

(2)	 Die Behörden des Bundes und der Länder haben im Rahmen ihrer  
	 Zuständigkeit die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der  
	 Landschaftspflege zu unterstützen.

(3)	 Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu verwirk- 
	 lichen, soweit es im Einzelfall möglich, erforderlich und unter Abwä- 
	 gung aller sich aus § 1 Absatz 1 ergebenden Anforderungen unterein- 
	 ander und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an  
	 Natur und Landschaft angemessen ist.

(4)	 Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der  
	 öffentlichen Hand sollen die Ziele des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege in besonderer Weise berücksichtigt werden.

(5)	 Die europäischen Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und  
	 der Landschaftspflege werden insbesondere durch Aufbau und Schutz  
	 des Netzes  „Natura 2000“ unterstützt. Die internationalen Bemühungen  
	 auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden  
	 insbesondere durch den Schutz des Kultur- und Naturerbes im Sinne  
	 des Übereinkommens vom 16. November 1972 zum Schutz des Kultur-  
	 und Naturerbes der Welt (BGBl. 1977 II S. 213, 215) unterstützt.

(6)	 Das allgemeine Verständnis für die Ziele des Naturschutzes und der  
	 Landschaftspflege ist mit geeigneten Mitteln zu fördern. Erziehungs-,  
	 Bildungs- und Informationsträger klären auf allen Ebenen über die  
	 Bedeutung von Natur und Landschaft, über deren Bewirtschaftung und  
	 Nutzung sowie über die Aufgaben des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege auf und wecken das Bewusstsein für einen verantwor- 
	 tungsvollen Umgang mit Natur und Landschaft.

§ 2
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§ 1 Absatz 4 NatSchAG M-V: 
Die Pflichten zur gegenseitigen behördlichen Unterstützung nach § 2 Ab-
satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und zur Unterrichtung und Informa-
tion nach § 3 Absatz 5 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes gelten auch 
für kommunale Behörden.
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§ 3
Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse, vertragliche Vereinbarun-

gen, Zusammenarbeit der Behörden

(1) 	 Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden im  
	 Sinne dieses Gesetzes sind 

	 1.	 die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege  
		  zuständigen Behörden oder

	 2.	 das Bundesamt für Naturschutz, soweit ihm nach diesem Gesetz  
		  Zuständigkeiten zugewiesen werden.

 

§ 3
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§ 1
Naturschutzbehörden

(1)	 Dieses Gesetz, das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und die auf- 
	 grund dieser Gesetze erlassenen oder fortgeltenden Rechtsvorschrif- 
	 ten (naturschutzrechtliche Vorschriften) werden, soweit nichts Anderes  
	 bestimmt ist, durch die Naturschutzbehörden ausgeführt.

(2)	 Die Naturschutzbehörden sind als Ordnungsbehörden zuständig.

(3)	 Naturschutzbehörden sind

	 1.	 das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz  
		  (oberste Naturschutzbehörde),

	 2.	 das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (obere Natur- 
		  schutzbehörde),

	 3.	 die Nationalparkämter und die Biosphärenreservatsämter (Groß- 
		  schutzgebietsverwaltung),

	 4.	 die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt (Fachbehör- 
		  den für Naturschutz),

	 5.	 die Landräte und Oberbürgermeister der kreisfreien Städte (untere  
		  Naturschutzbehörden),

	 6.	 die Amtsvorsteher der Ämter und die Bürgermeister der amtsfreien  
		  Gemeinden.

(4)	 Die Pflichten zur gegenseitigen behördlichen Unterstützung nach § 2  
	 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und zur Unterrichtung und  
	 Information nach § 3 Absatz 5 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 gelten auch für kommunale Behörden.

§ 1
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	 § 5 BNatSchG:
(1)	 Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die  
	 besondere Bedeutung einer natur- und landschaftsverträglichen Land-,
	 Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und Erho- 
	 lungslandschaft zu berücksichtigen.

(2)	 Bei der landwirtschaftlichen Nutzung sind neben den Anforderungen,  
	 die sich aus den für die Landwirtschaft geltenden Vorschriften und aus  
	 § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere  
	 die folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis zu beachten: 

	 1.	 die Bewirtschaftung muss standortangepasst erfolgen und die nach- 
		  haltige Bodenfruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit der Flächen  
		  muss gewährleistet werden;

	 2.	 die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora,  
		  Fauna) darf nicht über das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages  
		  erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt werden;

	 3.	 die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Landschaftselemen- 
		  te sind zu erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren;

	 4.	 die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflan- 
		  zenbau zu stehen und schädliche Umweltauswirkungen sind zu  
		  vermeiden;

	 5.	 auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten,  
		  auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstand- 
		  orten ist ein Grünlandumbruch zu unterlassen;

	 6.	 die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln hat  
		  nach Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechtes zu erfolgen;  
		  eine Dokumentation über die Anwendung von Düngemitteln ist  
		  nach Maßgabe des § 7 der Düngeverordnung in der Fassung der  
		  Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S. 221), die zuletzt  
		  durch Artikel 18 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)  
		  geändert worden ist, sowie eine Dokumentation über die Anwen- 
		  dung von Pflanzenschutzmittel ist nach Maßgabe des Artikels 67  
		  Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu führen.

§ 3
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(5)	 Die Träger der landwirtschaftlichen Beratung sollen die Inhalte und  
	 Voraussetzungen einer umweltschonenden Land-, Forst- und Fischerei- 
	 wirtschaft im Rahmen ihrer Tätigkeit vermitteln.
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(3)	 Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, natur- 
	 nahe Wälder aufzubauen und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu  
	 bewirtschaften. Ein hinreichender Anteil standortheimischer Forstpflan- 
	 zen ist einzuhalten.

(4)	 Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdischen Gewässer  
	 sind diese einschließlich ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebens- 
	 räume für heimische Tier- und Pflanzenarten zu erhalten und zu fördern.  
	 Der Besatz dieser Gewässer mit nichtheimischen Tierarten ist grund- 
	 sätzlich zu unterlassen. Bei Fischzuchten und Teichwirtschaften der  
	 Binnenfischerei sind Beeinträchtigungen der heimischen Tier- und  
	 Pflanzenarten auf das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erfor- 
	 derliche Maß zu beschränken.

§ 3
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§ 2
Zuständigkeiten der obersten Naturschutzbehörde

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, ist die oberste Naturschutz-
behörde zuständig für

	 1.	 die Ausübung der Fachaufsicht über die Naturschutzbehörden,

	 2.	 die Erarbeitung und  Veröffentlichung des Gutachtlichen Landschafts- 
		  programms,

	 3.	 die Entscheidung über die Verwendung der Ersatzzahlung,

	 4.	 die Festsetzung von Naturschutzgebieten und Nationalen Natur- 
		  monumenten,

	 5.	 die Festsetzung von Landschaftsschutzgebieten in gemeindefreien  
		  Gebieten.

§ 3
Zuständigkeiten der oberen Naturschutzbehörde

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, ist die obere Naturschutzbe-
hörde zuständig für

§ 2
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	 1.	 die Erarbeitung und Veröffentlichung der Gutachtlichen Land- 
		  schaftsrahmenpläne,

	 2.	 die Führung des Ökokontos und des Kompensationsverzeichnisses,

	 3.	 die Erfassung der geschützten und einstweilig gesicherten Flächen  
		  und Landschaftsbestandteile,

	 4.	 die Erarbeitung der Schutz-, Pflege-, Wiederherstellungs- und Ent- 
		  wicklungskonzeptionen der Naturparke (Naturparkpläne) im Einver- 
		  nehmen mit der in ihrem Gebiet jeweils berührten unteren Natur- 
		  schutzbehörde,

	 5.	 den Vollzug der §§ 37 bis 41 und 44 bis 55 des Bundesnaturschutz- 
		  gesetzes einschließlich der auf diesen Vorschriften beruhenden  
		  Rechtsverordnungen, soweit der Vollzug Landesbehörden zugewie- 
		  sen ist; dies gilt nicht für § 39 Absatz 5 und 6 sowie § 44 Absatz 1 des  
		  Bundesnaturschutzgesetzes,

	 6.	 den Vollzug von § 23 Absatz 4 und 6,

	 7.	 die Erarbeitung von

		  a)	 Grundlagen für den Flächen- und Objektschutz,

		  b)	 Planungs- und Entscheidungshilfen für die Naturschutzbehör- 
			   den,

		  c)	 Fachbeiträgen für die Planung anderer Behörden und Stellen  
			   nach deren Anforderung,

	 8.	 die Erfassung des Zustandes von Natur und Landschaft und von  
		  Veränderungen in der Tier- und Pflanzenwelt und deren Lebensräu- 
		  men,

	 9.	 die Schulung und fachliche Betreuung der im Naturschutz tätigen  
		  Bediensteten und ehrenamtlichen Mitarbeiter,

	 10.	die Vergabe und Kontrolle der Verwendung von Fördermitteln und  
		  Zuwendungen des Landes, die für Zwecke des Naturschutzes und  

§ 3
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		  der Landschaftspflege mit landesweiter Bedeutung zur Verfügung  
		  gestellt werden.

Die oberste Naturschutzbehörde kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass für die Erteilung von Ausnahmen oder Befreiungen von den 
Verboten des § 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes für bestimmte 
Arten die obere Naturschutzbehörde zuständig ist.

§ 4
Zuständigkeiten der Großschutzgebietsverwaltung

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, sind die Nationalparkämter 
und die Biosphärenreservatsämter zuständig für alle Aufgaben und Ent-
scheidungen der unteren Naturschutzbehörden sowie der Fachbehörden 
für Naturschutz, sofern jene den räumlichen Geltungsbereich eines festge-
setzten Nationalparks oder Biosphärenreservats betreffen.

§ 5
Zuständigkeiten der Fachbehörden für Naturschutz

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, sind die Fachbehörden für 
Naturschutz zuständig für

	 1.	 die naturschutzrechtlichen Entscheidungen im Bereich der Küsten- 
		  gewässer sowie sonstiger gemeindefreier Flächen, sofern nicht nach  
		  den §§ 2 bis 4 eine andere Behörde zuständig ist,

	 2.	 die Vergabe und Kontrolle der Verwendung von Fördermitteln und  
		  Zuwendungen des Landes, die für Zwecke des Naturschutzes und  
		  der Landschaftspflege mit regionaler Bedeutung zur Verfügung  
		  gestellt werden,

	 3.	 das Management einschließlich der Managementplanung in den  
		  Gebieten des europäischen ökologischen Netzes  „Natura 2000“.

§ 6
Zuständigkeiten der unteren Naturschutzbehörden

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, sind die Landräte und Ober-

§ 4
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(2) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden über-
wachen die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und treffen nach pflichtgemäßem 
Ermessen die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen, um deren Einhal-
tung sicherzustellen, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 3
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bürgermeister der kreisfreien Städte für den Vollzug der naturschutzrechtli-
chen Vorschriften zuständig. Die Landkreise und die kreisfreien Städte neh-
men die Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis wahr.

§ 7
Zuständigkeiten der Amtsvorsteher der Ämter und der Bürgermeister 

der amtsfreien Gemeinden

Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, sind die Amtsvorsteher der 
Ämter und die Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden zuständig für den 
Vollzug

	 1.	 der §§ 25 und 28 sowie von

	 2.	 gemeindlichen Satzungen auf der Grundlage dieses Gesetzes.

Sie nehmen die Aufgaben nach Satz 1 Nummer 1 im übertragenen Wir-
kungskreis wahr.

§ 8
Gefahrenabwehr

(1)	 Die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden überwachen die Erfül- 
	 lung der nach den naturschutzrechtlichen Vorschriften bestehenden  
	 Verpflichtungen. Soweit Behörden nach diesem Gesetz zuständig sind,  
	 sind sie auch befugt, nach pflichtgemäßem Ermessen die erforderlichen  
	 Maßnahmen zur Abwehr von Zuwiderhandlungen gegen die Verpflich- 
	 tungen und zur Abwehr von Gefahren für Natur und Landschaft zu  
	 treffen.

(2)	 Sind Teile von Natur und Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt  
	 oder verändert worden, ordnet die zuständige Behörde die nach § 15  
	 Absatz 2 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes vorgesehenen Maßnah- 
	 men an. Eine Anordnung, die ein Grundstück betrifft und sich an den  
	 Eigentümer oder Nutzungsberechtigten richtet, ist auch für dessen  
	 Rechtsnachfolger verbindlich.

(3)	 Die örtlichen Ordnungsbehörden und die Polizei haben die Natur- 
	 schutzbehörden von allen Vorgängen zu unterrichten, die deren Ein- 
	 greifen erfordern oder für deren Entscheidung von Bedeutung sein kön- 

§ 7
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(3)	 Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege soll  
	 vorrangig geprüft werden, ob der Zweck mit angemessenem Aufwand  
	 auch durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden kann.

(4)	 Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maß- 
	 nahmen sollen die zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und  
	 forstwirtschaftliche Betriebe, Vereinigungen, in denen Gemeinden oder  
	 Gemeindeverbände, Landwirte und Vereinigungen, die im Schwerpunkt  
	 die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, gleich- 
	 berechtigt vertreten sind (Landschaftspflegeverbände), anerkannte  
	 Naturschutzvereinigungen oder Träger von Naturparken beauftragen.  
	 Hoheitliche Befugnisse können nicht übertragen werden.

(5)	 Die Behörden des Bundes und der Länder haben die für Naturschutz  
	 und Landschaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbe- 
	 reitung aller öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die die Belange  
	 des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren können, hier- 
	 über zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu  
	 geben, soweit nicht eine weiter gehende Form der Beteiligung vorgese- 
	 hen ist. Die Beteiligungspflicht nach Satz 1 gilt für die für Naturschutz  
	 und Landschaftspflege zuständigen Behörden entsprechend, soweit  
	 Planungen und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts- 
	 pflege den Aufgabenbereich anderer Behörden berühren können.

(6)	 Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden  
	 gewährleisten einen frühzeitigen Austausch mit Betroffenen und der  
	 interessierten Öffentlichkeit über ihre Planungen und Maßnahmen.

(7)	 Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen einer Gemeinde oder einem  
	 Gemeindeverband nur, wenn der Gemeinde oder dem Gemeindever- 
	 band die Aufgaben durch Landesrecht übertragen worden sind.

§ 3
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	 nen. Diese Verpflichtung gilt im Verhältnis der Naturschutzbehörden  
	 zueinander entsprechend.

(4) Die Befugnisse der örtlichen Ordnungsbehörden und der Polizei, die zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erforderlichen 
unaufschiebbaren Maßnahmen zu treffen, bleiben unberührt.

§ 1 Absatz 4 NatSchAG M-V: 
Die Pflichten zur gegenseitigen behördlichen Unterstützung nach § 2 Ab-
satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und zur Unterrichtung und Informa-
tion nach § 3 Absatz 5 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes gelten auch 
für kommunale Behörden.

§ 8
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§ 3

§ 65 BNatSchG:
(1)	 Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken ha- 
	 ben Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf  
	 Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, Rechtsvorschriften, die auf  
	 Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind oder fortgelten, oder  
	 Naturschutzrecht der Länder zu dulden, soweit dadurch die Nutzung  
	 des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. Weiter gehende  
	 Regelungen der Länder bleiben unberührt.

(2)	 Vor der Durchführung der Maßnahmen sind die Berechtigten in geeig- 
	 neter Weise zu benachrichtigen.

(3)	 Die Befugnis der Bediensteten und Beauftragten der Naturschutzbehör- 
	 den, zur Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstücke zu betreten, richtet sich  
	 nach Landesrecht.

BNatSchG – Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften
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§ 9
Betreten von Grundstücken, Untersuchungen

(zu § 65 Absatz 3 BNatSchG)

(1)	 Bedienstete und Beauftragte der Naturschutzbehörden und der  
	 Gemeinden dürfen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben

	 1.	 Grundstücke, mit Ausnahme von Wohngebäuden, betreten und  
		  dort nach rechtzeitiger Ankündigung Vermessungen, Bestandser 
		  hebungen, Bodenuntersuchungen, Bodenproben oder ähnliche  
		  Arbeiten durchführen sowie Fotografien anfertigen,

	 2.	 Aufnahme- und Auslieferungsbücher, Aufbewahrungsorte, Ver- und  
		  Bearbeitungsstätten und Tiergehege an Ort und Stelle daraufhin  
		  überprüfen, ob die Vorschriften zum Schutz wild lebender Tiere und  
		  Pflanzen eingehalten werden.

(2)	 Vor dem Betreten eines nicht jeder Person zugänglichen Grundstückes  
	 sollen der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte benachrichtigt  
	 werden, sofern dem kein wichtiger Grund entgegensteht. In geeigneten  
	 Fällen kann die Benachrichtigung auch durch ortsübliche Bekanntma- 
	 chung erfolgen.

(3)	 Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterstehen, haben Untersuchungen  
	 und Kontrollen im Einvernehmen mit der Bergbehörde zu erfolgen.

§ 10
Einschränkung von Grundrechten

Für Maßnahmen, die nach diesem Gesetz getroffen werden können, wer-
den das Recht auf Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grund-
gesetzes) und das Recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 9
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§ 4
Funktionssicherung bei Flächen für öffentliche Zwecke

Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist auf Flä-
chen, die ausschließlich oder überwiegend Zwecken 

1.	 der Verteidigung, einschließlich der Erfüllung internationaler Verpflich- 
	 tungen und des Schutzes der Zivilbevölkerung,

2.	 der Bundespolizei,

3.	 des öffentlichen Verkehrs als öffentliche Verkehrswege,

4.	 der See- oder Binnenschifffahrt,

5.	 der Versorgung, einschließlich der hierfür als schutzbedürftig erklärten  
	 Gebiete, und der Entsorgung,

6.	 des Schutzes vor Überflutung durch Hochwasser oder

7.	 der Telekommunikation

dienen oder in einem verbindlichen Plan für die genannten Zwecke ausge-
wiesen sind, die bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu berücksichtigen.

§ 5
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

(1)	 Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die  
	 besondere Bedeutung einer natur- und landschaftsverträglichen Land-,  
	 Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und Erho- 
	 lungslandschaft zu berücksichtigen.

(2)	 Bei der landwirtschaftlichen Nutzung sind neben den Anforderungen,  
	 die sich aus den für die Landwirtschaft geltenden Vorschriften und aus  
	 § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere  
	 die folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis zu beachten: 

	 1.	 die Bewirtschaftung muss standortangepasst erfolgen und die  
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§ 5
		  nachhaltige Bodenfruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit der  
		  Flächen muss gewährleistet werden;

	 2.	 die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora,  
		  Fauna) darf nicht über das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages  
		  erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt werden;

	 3.	 die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Landschaftsele- 
		  mente sind zu erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren;

	 4.	 die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflan- 
		  zenbau zu stehen und schädliche Umweltauswirkungen sind zu ver- 
		  meiden;

	 5.	 auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten,  
		  auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf Moor- 
		  standorten ist ein Grünlandumbruch zu unterlassen;

	 6.	 die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln hat  
		  nach Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechtes zu erfolgen;  
		  eine Dokumentation über die Anwendung von Düngemitteln ist  
		  nach Maßgabe des § 7 der Düngeverordnung in der Fassung der  
		  Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S. 221), die zuletzt  
		  durch Artikel 18 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) ge- 
		  ändert worden ist, sowie eine Dokumentation über die Anwendung  
		  von Pflanzenschutzmittel ist nach Maßgabe des Artikels 67 Absatz 1 
		  Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zu führen. [gilt bis  
		  31.03.2018]

			   [Absatz 2 Nummer 6 lautet ab 01.04.2018 wie folgt:]

	 6.	 die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln hat  
		  nach Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechtes zu erfolgen;  
		  es sind eine Dokumentation über die Anwendung von Düngemit- 
		  teln nach Maßgabe des § 10 der Düngeverordnung vom 26. Mai  
		  2017 (BGBl. I S. 1305) in der jeweils geltenden Fassung sowie eine  
		  Dokumentation über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln  
		  nach Maßgabe des Artikels 67 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG)  
		  Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
		  21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz 



43

NatSchAG M-V– Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften



44

§ 6

BNatSchG – Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften

		  mitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und  
		  91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1) zu führen.

(3)	 Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, natur- 
	 nahe Wälder aufzubauen und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu  
	 bewirtschaften. Ein hinreichender Anteil standortheimischer Forstpflan- 
	 zen ist einzuhalten.

(4)	 Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdischen Gewässer  
	 sind diese einschließlich ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebens- 
	 räume für heimische Tier- und Pflanzenarten zu erhalten und zu fördern.  
	 Der Besatz dieser Gewässer mit nichtheimischen Tierarten ist grund- 
	 sätzlich zu unterlassen. Bei Fischzuchten und Teichwirtschaften der  
	 Binnenfischerei sind Beeinträchtigungen der heimischen Tier- und  
	 Pflanzenarten auf das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erfor- 
	 derliche Maß zu beschränken.

§ 6
Beobachtung von Natur und Landschaft

(1)	 Der Bund und die Länder beobachten im Rahmen ihrer Zuständigkei- 
	 ten Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz).

(2)	 Die Beobachtung dient der gezielten und fortlaufenden Ermittlung,  
	 Beschreibung und Bewertung des Zustands von Natur und Landschaft  
	 und ihrer Veränderungen einschließlich der Ursachen und Folgen  
	 dieser Veränderungen.

(3)	 Die Beobachtung umfasst insbesondere 

	 1.	 den Zustand von Landschaften, Biotopen und Arten zur Erfüllung  
		  völkerrechtlicher Verpflichtungen,

	 2.	 den Erhaltungszustand der natürlichen Lebensraumtypen und  
		  Arten von gemeinschaftlichem Interesse einschließlich des unbeab- 
		  sichtigten Fangs oder Tötens der Tierarten, die in Anhang IV Buch 
		  stabe a der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur  
		  Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden  
		  Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch  
		  die Richtlinie 2006/105/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368)  
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		  geändert worden ist, aufgeführt sind, sowie der europäischen  
		  Vogelarten und ihrer Lebensräume; dabei sind die prioritären natür- 
		  lichen Lebensraumtypen und prioritären Arten besonders zu  
		  berücksichtigen,

	 3.	 den Zustand weiterer in Anhang III Tabelle 1 der Richtlinie 2008/56/ 
		  EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008  
		  zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der  
		  Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rah- 
		  menrichtlinie) (ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19) aufgeführter Biotop- 
		  typen und sonstiger biologischer Merkmale,

	 4. 	 das Vorkommen invasiver Arten gemäß § 7 Absatz 2 Nummer  
		  9 Buchstabe a nach Maßgabe des Artikels 14 der Verordnung (EU)  
		  Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
		  22. Oktober 2014 über die Prävention und das Management der  
		  Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABl.  
		  L 317 vom 4.11.2014, S. 35).

(4)	 Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder unterstützen  
	 sich bei der Beobachtung. Sie sollen ihre Beobachtungsmaßnahmen  
	 aufeinander abstimmen.

(5)	 Das Bundesamt für Naturschutz nimmt die Aufgaben des Bundes auf  
	 dem Gebiet der Beobachtung von Natur und Landschaft wahr, soweit  
	 in Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist.

(6)	 Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, über den Schutz perso- 
	 nenbezogener Daten sowie über den Schutz von Betriebs- und  
	 Geschäftsgeheimnissen bleiben unberührt.

§ 7
Begriffsbestimmungen

(1)	 Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

	 1.	 biologische Vielfalt
		  die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartli- 
		  chen Vielfalt sowie die Vielfalt an Formen von Lebensgemeinschaf- 
		  ten und Biotopen;
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§ 7
	 2.	 Naturhaushalt
		  die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie  
		  das Wirkungsgefüge zwischen ihnen;

	 3.	 Erholung
		  natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizei- 
		  terleben einschließlich natur- und landschaftsverträglicher sportli- 
		  cher Betätigung in der freien Landschaft, soweit dadurch die sons- 
		  tigen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht  
		  beeinträchtigt werden;

	 4.	 natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse
		  die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Lebens- 
		  raumtypen;

	 5.	 prioritäre natürliche Lebensraumtypen
		  die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) ge- 
		  kennzeichneten Lebensraumtypen;

	 6.	 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
		  die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie  
		  92/43/EWG aufgenommenen Gebiete, auch wenn ein Schutz im  
		  Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4 noch nicht gewährleistet ist;

	 7.	 Europäische Vogelschutzgebiete
		  Gebiete im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie  
		  2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
		  30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelar- 
		  ten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), wenn ein Schutz im Sinne des  
		  § 32 Absatz 2 bis 4 bereits gewährleistet ist;

	 8.	 Natura 2000-Gebiete
		  Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogel- 
		  schutzgebiete;

	 9.	 Erhaltungsziele
		  Ziele, die im Hinblick auf die Erhaltung oder Wiederherstellung  
		  eines günstigen Erhaltungszustands eines natürlichen Lebens- 
		  raumtyps von gemeinschaftlichem Interesse, einer in Anhang II der  
		  Richtlinie 92/43/EWG oder in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der  
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		  Richtlinie 2009/147/EG aufgeführten Art für ein Natura 2000-Gebiet  
		  festgelegt sind;

	 10.	günstiger Erhaltungszustand
		  Zustand im Sinne von Artikel 1 Buchstabe e und i der Richtlinie  
		  92/43/EWG und von Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2004/35/EG  
		  des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004  
		  über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umwelt- 
		  schäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die zuletzt durch die  
		  Richtlinie 2009/31/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114) geändert  
		  worden ist.

(2) Für dieses Gesetz gelten folgende weitere Begriffsbestimmungen: 

	 1.	 Tiere 

		  a)	 wild lebende, gefangene oder gezüchtete und nicht herrenlos  
			   gewordene sowie tote Tiere wild lebender Arten,

		  b)	 Eier, auch im leeren Zustand, sowie Larven, Puppen und sonsti- 
			   ge Entwicklungsformen von Tieren wild lebender Arten,

		  c)	 ohne Weiteres erkennbare Teile von Tieren wild lebender Arten  
			   und

		  d)	 ohne Weiteres erkennbar aus Tieren wild lebender Arten gewon- 
			   nene Erzeugnisse;

	 2.	 Pflanzen 

		  a)	 wild lebende, durch künstliche Vermehrung gewonnene sowie  
			   tote Pflanzen wild lebender Arten,

		  b)	 Samen, Früchte oder sonstige Entwicklungsformen von Pflanzen  
			   wild lebender Arten,

		  c)	 ohne Weiteres erkennbare Teile von Pflanzen wild lebender  
			   Arten und
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		  d)	 ohne Weiteres erkennbar aus Pflanzen wild lebender Arten  
			   gewonnene Erzeugnisse;

		  als Pflanzen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch Flechten und  
		  Pilze;

	 3.	 Art
		  jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für  
		  die Bestimmung einer Art ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung  
		  maßgebend;

	 4.	 Biotop
		  Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und  
		  Pflanzen;

	 5.	 Lebensstätte
		  regelmäßiger Aufenthaltsort der wild lebenden Individuen einer  
		  Art;

	 6.	 Population
		  eine biologisch oder geografisch abgegrenzte Zahl von Individuen  
		  einer Art;

	 7.	 aufgehoben

	 8.	 aufgehoben

	 9.	 invasive Art
		  eine invasive gebietsfremde Art im Sinne des Artikels 3 Nummer 2  
		  der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014

		  a) 	 die in der Unionsliste nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung  
			   (EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt ist,

		  b) 	 für die Dringlichkeitsmaßnahmen nach Artikel 10 Absatz 4 oder  
			   für die Durchführungsrechtsakte nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 2  
			   der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 in Kraft sind, soweit die Ver- 
			   ordnung (EU) Nr. 1143/2014 nach den genannten Rechtsvor 
			   schriften anwendbar ist oder
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		  c) 	 die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 Num- 
			   mer 1 oder Nummer 3 aufgeführt ist;

	 10.	Arten von gemeinschaftlichem Interesse
		  die in Anhang II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten  
		  Tier- und Pflanzenarten;

	 11.	prioritäre Arten
		  die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) ge- 
		  kennzeichneten Tier- und Pflanzenarten;

	 12.	europäische Vogelarten
		  in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Artikels  
		  1 der Richtlinie 2009/147/EG;

	 13.	besonders geschützte Arten 

		  a)	 Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der  
			   Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996  
			   über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflan- 
			   zenarten durch Überwachung des Handels (ABl. L 61 vom  
			   3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 vom 1.11.1997,  
			   S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Verord- 
			   nung (EG) Nr. 709/2010 (ABl. L 212 vom 12.8.2010, S. 1) geändert  
			   worden ist, aufgeführt sind,

		  b)	 nicht unter Buchstabe a fallende 

			   aa)	 Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie  
				    92/43/EWG aufgeführt sind,

			   bb)	 europäische Vogelarten,

		  c)	 Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach  
			   § 54 Absatz 1 aufgeführt sind;

	 14.	streng geschützte Arten
		  besonders geschützte Arten, die 

		  a)	 in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97,
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		  b)	 in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG,

		  c)	 in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2

		  aufgeführt sind;

	 15.	gezüchtete Tiere
		  Tiere, die in kontrollierter Umgebung geboren oder auf andere  
		  Weise erzeugt und deren Elterntiere rechtmäßig erworben worden  
		  sind;

	 16.	künstlich vermehrte Pflanzen
		  Pflanzen, die aus Samen, Gewebekulturen, Stecklingen oder Teilun- 
		  gen unter kontrollierten Bedingungen herangezogen worden sind;

	 17.	Anbieten
		  Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu kaufen und ähn 
		  liche Handlungen, einschließlich der Werbung, der Veranlassung  
		  zur Werbung oder der Aufforderung zu Verkaufs- oder Kaufverhand- 
		  lungen;

	 18.	Inverkehrbringen
		  das Anbieten, Vorrätighalten zur Abgabe, Feilhalten und jedes  
		  Abgeben an andere;

	 19.	rechtmäßig
		  in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden Rechtsvorschriften  
		  zum Schutz der betreffenden Art im jeweiligen Staat sowie mit  
		  Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des  
		  Artenschutzes und dem Übereinkommen vom 3. März 1973 über  
		  den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender  
		  Tiere und Pflanzen (BGBl. 1975 II S. 773, 777) – Washingtoner Arten- 
		  schutzübereinkommen – im Rahmen ihrer jeweiligen räumlichen  
		  und zeitlichen Geltung oder Anwendbarkeit;

	 20.	Mitgliedstaat
		  ein Staat, der Mitglied der Europäischen Union ist;

	 21.	Drittstaat
		  ein Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist.
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(3)	 Soweit in diesem Gesetz auf Anhänge der 

	 1.	 Verordnung (EG) Nr. 338/97,

	 2.	 Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des Rates vom 4. November 1991  
		  zum Verbot von Tellereisen in der Gemeinschaft und der Einfuhr von  
		  Pelzen und Waren von bestimmten Wildtierarten aus Ländern, die  
		  Tellereisen oder den internationalen humanen Fangnormen  
		  nicht entsprechende Fangmethoden anwenden (ABl. L 308 vom  
		  9.11.1991, S. 1),

	 3.	 Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG,

	 4.	 Richtlinie 83/129/EWG des Rates vom 28. März 1983 betreffend die  
		  Einfuhr in die Mitgliedstaaten von Fellen bestimmter Jungrobben  
		  und Waren daraus (ABl. L 91 vom 9.4.1983, S. 30), die zuletzt durch  
		  die Richtlinie 89/370/EWG (ABl. L 163 vom 14.6.1989, S. 37) geän 
		  dert worden ist,

	 oder auf Vorschriften der genannten Rechtsakte verwiesen wird, in de- 
	 nen auf Anhänge Bezug genommen wird, sind die Anhänge jeweils in  
	 der sich aus den Veröffentlichungen im Amtsblatt Teil L der Europä- 
	 ischen Union ergebenden geltenden Fassung maßgeblich.

(4)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit gibt die besonders geschützten und die streng geschützten  
	 Arten sowie den Zeitpunkt ihrer jeweiligen Unterschutzstellung  
	 bekannt.

(5)	 Wenn besonders geschützte Arten bereits auf Grund der bis zum  
	 8. Mai 1998 geltenden Vorschriften unter besonderem Schutz standen,  
	 gilt als Zeitpunkt der Unterschutzstellung derjenige, der sich aus diesen  
	 Vorschriften ergibt. Entsprechendes gilt für die streng geschützten  
	 Arten, soweit sie nach den bis zum 8. Mai 1998 geltenden Vorschriften  
	 als vom Aussterben bedroht bezeichnet waren.
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§ 8

Kapitel 2
Landschaftsplanung

§ 8
Allgemeiner Grundsatz

Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden als Grund-
lage vorsorgenden Handelns im Rahmen der Landschaftsplanung überört-
lich und örtlich konkretisiert und die Erfordernisse und Maßnahmen zur 
Verwirklichung dieser Ziele dargestellt und begründet.

§ 9
Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung; Ermächtigung zum 

Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes  
	 und der Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum zu  
	 konkretisieren und die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirk- 
	 lichung dieser Ziele auch für die Planungen und Verwaltungsverfahren  
	 aufzuzeigen, deren Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft im  
	 Planungsraum auswirken können.

(2)	 Inhalte der Landschaftsplanung sind die Darstellung und Begründung  
	 der konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege  
	 und der ihrer Verwirklichung dienenden Erfordernisse und Maßnah- 
	 men. Darstellung und Begründung erfolgen nach Maßgabe der  
	 §§ 10 und 11 in Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplänen,  
	 Landschaftsplänen sowie Grünordnungsplänen.

(3)	 Die Pläne sollen Angaben enthalten über 

	 1.	 den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand von Natur und  
	 Landschaft,

	 2.	 die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschafts- 
		  pflege,

	 3.	 die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zustands von  
		  Natur und Landschaft nach Maßgabe dieser Ziele einschließlich der  
		  sich daraus ergebenden Konflikte,
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	 4.	 die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisier- 
		  ten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbeson 
		  dere 

		  a)	 zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeinträchti- 
			   gungen von Natur und Landschaft,

		  b)	 zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft im Sinne  
			   des Kapitels 4 sowie der Biotope, Lebensgemeinschaften und  
			   Lebensstätten der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten,

		  c)	 auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer  
			   natürlichen Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen  
			   des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere zur  
			   Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie  
			   zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel  
			   besonders geeignet sind,

		  d)	 zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopver- 
			   netzung und des Netzes  „Natura 2000“,

		  e)	 zum Schutz, zur Qualitätsverbesserung und zur Regeneration  
			   von Böden, Gewässern, Luft und Klima,

		  f )	 zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schön- 
			   heit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft,

		  g)	 zur Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten  
			   und unbesiedelten Bereich.

	 Auf die Verwertbarkeit der Darstellungen der Landschaftsplanung für  
	 die Raumordnungspläne und Bauleitpläne ist Rücksicht zu nehmen.  
	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates die für die Darstellung der Inhalte zu verwendenden  
	 Planzeichen zu regeln.

(4)	 Die Landschaftsplanung ist fortzuschreiben, sobald und soweit dies im  
	 Hinblick auf Erfordernisse und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3  
	 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, insbesondere weil wesentliche Verän- 
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	 derungen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten,  
	 vorgesehen oder zu erwarten sind. Die Fortschreibung kann als sach- 
	 licher oder räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die  
	 Fortschreibung begründen, sachlich oder räumlich begrenzt sind.
 
(5)	 In Planungen und Verwaltungsverfahren sind die Inhalte der Land- 
	 schaftsplanung zu berücksichtigen. Insbesondere sind die Inhalte der  
	 Landschaftsplanung für die Beurteilung der Umweltverträglichkeit und  
	 der Verträglichkeit im Sinne des § 34 Absatz 1 dieses Gesetzes sowie  
	 bei der Aufstellung der Maßnahmenprogramme im Sinne der §§ 45h  
	 und 82 des Wasserhaushaltsgesetzes heranzuziehen. Soweit den Inhal- 
	 ten der Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht Rechnung  
	 getragen werden kann, ist dies zu begründen.

§ 10
Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne

(1)	 Die überörtlichen konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen  
	 des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden für den Bereich  
	 eines Landes im Landschaftsprogramm oder für Teile des Landes in  
	 Landschaftsrahmenplänen dargestellt. Die Ziele der Raumordnung  
	 sind zu beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der  
	 Raumordnung sind zu berücksichtigen.

(2)	 Landschaftsprogramme können aufgestellt werden. Landschaftsrah- 
	 menpläne sind für alle Teile des Landes aufzustellen, soweit nicht ein  
	 Landschaftsprogramm seinen Inhalten und seinem Konkretisierungs 
	 grad nach einem Landschaftsrahmenplan entspricht.

(3)	 Die konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Natur- 
	 schutzes und der Landschaftspflege sind, soweit sie raumbedeutsam  
	 sind, in der Abwägung nach § 7 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes  
	 zu berücksichtigen.

§ 11 Absatz 5 BNatSchG:
Die Zuständigkeit und das Verfahren zur Aufstellung der Landschaftspläne 
und Grünordnungspläne sowie deren Durchführung richten sich nach Lan-
desrecht.

BNatSchG – Kapitel 2 – Landschaftsplanung
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§ 11
Landschaftsplanung

(zu den §§ 8 bis 12 BNatSchG)

(1)	 Abweichend von § 10 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Bundesnatur- 
	 schutzgesetzes ist für das gesamte Land ein Gutachtliches Landschafts- 
	 programm und für die Regionen nach § 12 Absatz 1 des Landespla- 
	 nungsgesetzes jeweils ein Gutachtlicher Landschaftsrahmenplan zu  
	 erstellen.

(2)	 Die Landschaftspläne sind von den Gemeinden zu erarbeiten und  
	 zu veröffentlichen. Sie sind der unteren Naturschutzbehörde vor der  
	 Beschlussfassung zur Stellungnahme vorzulegen. Bei der Vorlage der  
	 Bauleitpläne zur Genehmigung sind die Landschaftspläne beizufügen.  
	 Die Aufgabe wird von den Gemeinden im eigenen Wirkungskreis wahr- 
	 genommen.

§ 11
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(4) 	 Die Zuständigkeit, das Verfahren der Aufstellung und das Verhältnis von  
	 Landschaftsprogrammen und Landschaftsrahmenplänen zu Raumord- 
	 nungsplänen richten sich nach Landesrecht.

§ 11
Landschaftspläne und Grünordnungspläne

(1)	 Die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maß- 
	 nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden auf der  
	 Grundlage der Landschaftsrahmenpläne für die Gebiete der Gemein- 
	 den in Landschaftsplänen, für Teile eines Gemeindegebiets in Grün- 
	 ordnungsplänen dargestellt. Die Ziele der Raumordnung sind zu  
	 beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumord- 
	 nung sind zu berücksichtigen. Die Pläne sollen die in § 9 Absatz 3  
	 genannten Angaben enthalten, soweit dies für die Darstellung der für  
	 die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen  
	 erforderlich ist. Abweichende Vorschriften der Länder zum Inhalt von  
	 Landschafts- und Grünordnungsplänen sowie Vorschriften zu deren  
	 Rechtsverbindlichkeit bleiben unberührt.

(2)	 Landschaftspläne sind aufzustellen, sobald und soweit dies im Hinblick  
	 auf Erfordernisse und Maßnahmen im Sinne des § 9 Absatz 3 Satz 1  
	 Nummer 4 erforderlich ist, insbesondere weil wesentliche Veränderun- 
	 gen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, vorge- 
	 sehen oder zu erwarten sind. Grünordnungspläne können aufgestellt  
	 werden.

§ 10
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(3)	 Die Inhalte der Gutachtlichen Landschaftsplanung sind in den Maßnah- 
	 men, Planungen und Verwaltungsverfahren anderer Behörden und  
	 sonstiger öffentlicher Stellen, soweit sich deren Entscheidungen auf  
	 Natur und Landschaft im Planungsraum auswirken können, nach Maß- 
	 gabe der dafür geltenden Vorschriften des Rechts der Raumordnung  
	 und Landesplanung zu beachten, wenn sie als Ziele der Raumordnung  
	 und Landesplanung in die Raumentwicklungsprogramme eingefügt  
	 sind. Sie sind zu berücksichtigen, wenn sie als Grundsätze der Raum- 
	 ordnung und Landesplanung in die Raumentwicklungsprogramme  
	 eingefügt sind oder wenn sie als in der Aufstellung befindliche Zie- 
	 le der Raumordnung und Landesplanung als sonstige Erfordernisse der  
	 Raumordnung gelten. Im Übrigen sind die raumbedeutsamen Inhalte  
	 der Gutachtlichen Landschaftsplanung angemessen zu berücksichti- 
	 gen.

NatSchAG M-V– Kapitel 2 – Landschaftsplanung, Eingriffsregelung
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(3)	 Die in den Landschaftsplänen für die örtliche Ebene konkretisierten  
	 Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetz- 
	 buches zu berücksichtigen und können als Darstellungen oder Festset- 
	 zungen nach den §§ 5 und 9 des Baugesetzbuches in die Bauleitpläne  
	 aufgenommen werden.

(4)	 Werden in den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg die örtlichen  
	 Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege in Landschaftsrahmenplänen oder Landschaftsprogram- 
	 men dargestellt, so ersetzen diese die Landschaftspläne.

(5)	 Die Zuständigkeit und das Verfahren zur Aufstellung der Landschafts- 
	 pläne und Grünordnungspläne sowie deren Durchführung richten sich  
	 nach Landesrecht.

§12
Zusammenwirken der Länder bei der Planung

Bei der Aufstellung und Fortschreibung von Programmen und Plänen nach 
den §§ 10 und 11 für Gebiete, die an andere Länder angrenzen, sind deren 
entsprechende Programme und Pläne zu berücksichtigen. Soweit dies er-
forderlich ist, stimmen sich die Länder untereinander ab.

BNatSchG – Kapitel 2 – Landschaftsplanung
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§ 11 Absatz 2 NatSchAG M-V:
Die Landschaftspläne sind von den Gemeinden zu erarbeiten und zu ver-
öffentlichen. Sie sind der unteren Naturschutzbehörde vor der Beschluss-
fassung zur Stellungnahme vorzulegen. Bei der Vorlage der Bauleitpläne 
zur Genehmigung sind die Landschaftspläne beizufügen. Die Aufgabe wird 
von den Gemeinden im eigenen Wirkungskreis wahrgenommen.

§ 11
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BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft

Kapitel 3
Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft

§ 13
Allgemeiner Grundsatz

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verur-
sacher vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträch-
tigungen sind durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder, soweit dies 
nicht möglich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren.

§ 14
Eingriffe in Natur und Landschaft

(1)	 Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Verän- 
	 derungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Verän- 
	 derungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden  
	 Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des  
	 Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen  
	 können.

§ 13
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§ 12
Eingriffe in Natur und Landschaft

(zu den §§ 13 bis 18 BNatSchG)

(1)	 Eingriffe gemäß § 14 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes sind  
	 insbesondere

	 1.	 die Gewinnung von Bodenschätzen, namentlich Kies, Sand, Ton,  
		  Torf, Kreide, Steinen oder anderen selbstständig verwertbaren  
		  Bodenbestandteilen (oberflächennahe Bodenschätze), wenn die  
		  abzubauende Fläche größer als 300 Quadratmeter ist,

	 2.	 Abgrabungen, Aufschüttungen, Ausfüllungen, Auf- oder Abspülun- 
		  gen von mehr als zwei Metern Höhe oder Tiefe oder mit einer  
		  Grundfläche von mehr als 300 Quadratmetern im Außenbereich,

	 3.	 die Einrichtung oder wesentliche Änderung von Lager-, Ausstel- 
		  lungs-, Sport-, Zelt- und Campingplätzen, Golfplätzen sowie Park-  
		  und Stellplätzen von mehr als 300 Quadratmetern im Außenbe- 
		  reich,

	 4.	 die Errichtung oder wesentliche Änderung von Hafen-, Küsten- und  
		  Uferschutzanlagen, Seebrücken, Stegen, Sportboothäfen, Bootslie- 
		  geplätzen und Bootsschuppen sowie von Offshore-Anlagen, insbe- 
		  sondere solchen zur Gewinnung von Windenergie,

	 5.	 die Errichtung oder wesentliche Änderung von Abfallentsorgungs- 
		  anlagen,

§ 12
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	 6.	 die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung von  
		  Gewässern oder ihren Ufern sowie die Benutzung von Gewässern,  
		  die den Wasserstand oder den Abfluss wesentlich verändert,

	 7.	 die Entwässerung oder sonstige nachhaltige Beeinträchtigung von  
		  Mooren, Sümpfen, Brüchen, Söllen oder sonstigen Feuchtgebieten,

	 8.	 die Beseitigung oder nachhaltige oder erhebliche Schädigung von  
		  Parkanlagen, Alleen, Baumreihen, Baumgruppen, Feldgehölzen und  
		  Feldhecken,

	 9.	 die nachhaltige Beeinträchtigung von Ufervegetationen, Heiden,  
		  Dünen, Osern, Trocken- und Magerrasen sowie Salzgrünland,

	 10.	die Errichtung oder wesentliche Erweiterung von Gartenanlagen im  
		  Außenbereich,

	 11.	der Bau und die wesentliche Änderung von Straßen, Wegen, Bahn- 
		  anlagen, Flugplätzen, Motor- und Flugsportflächen, Modellflugplät- 
		  zen und sonstigen Verkehrsflächen im Außenbereich,

	 12.	die Errichtung baulicher Anlagen auf bisher baulich nicht genutz- 
		  ten Grundstücken und die wesentliche Änderung baulicher Anla- 
		  gen im Außenbereich sowie die Versiegelung von Flächen von mehr  
		  als 300 Quadratmetern, ausgenommen die Errichtung von Unter- 
		  stellplätzen bis 150 Quadratmeter Grundfläche für die landwirt- 
		  schaftliche Nutztierhaltung auf landwirtschaftlich genutzten  
		  Flächen,

	 13.	die Errichtung und die wesentliche Änderung von Sende- und  
		  Leitungsmasten sowie das Verlegen oberirdischer und unterirdi- 
		  scher Leitungen außerhalb des Straßenkörpers im Außenbereich,  
		  ausgenommen Zuleitungen zu Viehtränken und elektrischen  
		  Weidezäunen,

	 14.	die Errichtung von Einfriedungen und Einzäunungen, ausgenom- 
		  men die Einfriedung von Hof-, Garten- und Gebäudeflächen und die  
		  übliche Einzäunung für landwirtschaftliche Weidetierhaltung und  
		  Wildtierhaltung, soweit diese ohne Fundament errichtet werden  

§ 12
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(2)	 Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung ist nicht  
	 als Eingriff anzusehen, soweit dabei die Ziele des Naturschutzes und  
	 der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Entspricht die land-,  
	 forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung den in § 5 Absatz 2  
	 bis 4 dieses Gesetzes genannten Anforderungen sowie den sich aus  
	 § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes und dem Recht der  

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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		  soll, für forstliche und einjährige landwirtschaftliche Kulturen sowie  
		  für Küstenschutzanlagen,

	 15.	die Errichtung und der Betrieb von Tiergehegen einschließlich in  
		  und auf Gewässern,

	 16.	die Änderung der Nutzungsart von Dauergrünland auf Niedermoor- 
		  standorten,

	 17.	die Verwendung von Ödland oder naturnahen Flächen zu intensiver  
		  Landwirtschaftsnutzung,

	 18.	die Einrichtung oder wesentliche Änderung von Skipisten,

	 19.	die Errichtung oder Änderung von Werbeanlagen im Außenbereich,  
		  sofern sie baurechtlich genehmigungspflichtig sind,

	 20.	die Umwandlung von Wald in andere Nutzungsarten gemäß § 15  
		  des Landeswaldgesetzes.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht für

	 1.	 Maßnahmen, die unmittelbar der Verwaltung der Gebiete von  
		  gemeinschaftlicher Bedeutung oder der Europäischen Vogelschutz- 
		  gebiete dienen oder Bestandteil der Maßnahmenprogramme oder  
		  Bewirtschaftungspläne gemäß den §§ 82 und 83 des Wasserhaus- 
		  haltsgesetzes sind,

	 2.	 behördlich durchgeführte oder angeordnete Maßnahmen zur Pfle- 
		  ge und Entwicklung von geschützten Gebieten und Gegenständen,

	 3.	 die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten- und Parkanla- 
		  gen entsprechend dem Denkmalschutzrecht.

	 Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einvernehmen mit der für  
	 die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft zuständigen obersten Lan- 
	 desbehörde durch Rechtsverordnung regeln, dass bestimmte Maß- 
	 nahmen und Vorhaben, die im Zusammenhang mit der ordnungsge- 
	 mäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung erfor- 
	 derlich sind und keiner anderen fachgesetzlichen Genehmigung be- 

§ 12
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	 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft ergebenden Anforderungen an  
	 die gute fachliche Praxis, widerspricht sie in der Regel nicht den Zielen  
	 des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

(3)	 Nicht als Eingriff gilt die Wiederaufnahme einer land-, forst- und fische- 
	 reiwirtschaftlichen Bodennutzung, wenn sie zeitweise eingeschränkt  
	 oder unterbrochen war
 
	 1.	 auf Grund vertraglicher Vereinbarungen oder auf Grund der Teil- 
		  nahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungsbe- 
		  schränkung und wenn die Wiederaufnahme innerhalb von zehn  
		  Jahren nach Auslaufen der Einschränkung oder Unterbrechung  
		  erfolgt,

	 2.	 auf Grund der Durchführung von vorgezogenen Kompensations- 
		  maßnahmen, die vorgezogene Maßnahme aber nicht für eine Kom- 
		  pensation in Anspruch genommen wird.

§ 15
Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen; Ermächtigung zum 

Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträch- 
	 tigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigun- 
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§ 14



77

	 dürfen, keinen Eingriff nach § 14 Absatz 1 des Bundesnaturschutzge- 
	 setzes darstellen. Die oberste Naturschutzbehörde bestimmt ferner im  
	 Einvernehmen mit der obersten Wasserbehörde durch Rechtsverord- 
	 nung die öffentlichen Maßnahmen zur Ordnung des Wasserhaushalts,  
	 des Gewässerschutzes sowie des Hochwasser- und Küstenschutzes, die  
	 keinen Eingriff nach § 14 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes dar- 
	 stellen. In den Rechtsverordnungen können Mindestanforderungen an  
	 den Standort sowie die Durchführung und die Anlage der Maßnahmen  
	 und Vorhaben festgelegt werden.

(3)	 Bei UVP-pflichtigen Vorhaben muss zudem sichergestellt sein, dass

	 1.	 Gefahren für die in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des Landes- 
		  UVP-Gesetzes genannten Schutzgüter nicht hervorgerufen werden  
		  können und

	 2.	 Vorsorge gegen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die  
		  Schutzgüter, insbesondere durch Maßnahmen entsprechend dem  
		  Stand der Technik, getroffen wird.

§ 12
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	 gen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem  
	 Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren  
	 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben  
	 sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist  
	 dies zu begründen.

(2)	 Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen  
	 durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus- 
	 zugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaß- 
	 nahmen). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald  
	 die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger  
	 Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsge- 
	 recht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beein- 
	 trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des  
	 Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise  
	 hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu  
	 gestaltet ist. Festlegungen von Entwicklungs- und Wiederherstellungs- 
	 maßnahmen für Gebiete im Sinne des § 20 Absatz 2 Nummer 1 bis 4  
	 und in Bewirtschaftungsplänen nach § 32 Absatz 5, von Maßnahmen  
	 nach § 34 Absatz 5 und § 44 Absatz 5 Satz 3 dieses Gesetzes sowie von  
	 Maßnahmen in Maßnahmenprogrammen im Sinne des § 82 des Was- 
	 serhaushaltsgesetzes stehen der Anerkennung solcher Maßnahmen  
	 als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht entgegen. Bei der Festset- 
	 zung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind  
	 die Programme und Pläne nach den §§ 10 und 11 zu berücksichtigen.

(3)	 Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten  
	 Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle  
	 Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind für die landwirt- 
	 schaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendi- 
	 gen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob  
	 der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung,  
	 durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder  
	 durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaf- 
	 ten Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes  
	 dienen, erbracht werden kann, um möglichst zu vermeiden, dass Flä- 
	 chen aus der Nutzung genommen werden.
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(4)	 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen  
	 Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Der Unterhaltungs- 
	 zeitraum ist durch die zuständige Behörde im Zulassungsbescheid fest- 
	 zusetzen. Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung  
	 der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursacher oder dessen  
	 Rechtsnachfolger.

(5)	 Ein Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die  
	 Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener  
	 Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Natur- 
	 schutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforde- 
	 rungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vorge- 
	 hen.

(6)	 Wird ein Eingriff nach Absatz 5 zugelassen oder durchgeführt, obwohl  
	 die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemesse- 
	 ner Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher  
	 Ersatz in Geld zu leisten. Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den  
	 durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Ausgleichs- und  
	 Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen durchschnittlichen  
	 Kosten für deren Planung und Unterhaltung sowie die Flächenbereit- 
	 stellung unter Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungs- 
	 kosten. Sind diese nicht feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung  
	 nach Dauer und Schwere des Eingriffs unter Berücksichtigung der dem  
	 Verursacher daraus erwachsenden Vorteile. Die Ersatzzahlung ist von  
	 der zuständigen Behörde im Zulassungsbescheid oder, wenn der Ein- 
	 griff von einer Behörde durchgeführt wird, vor der Durchführung des  
	 Eingriffs festzusetzen. Die Zahlung ist vor der Durchführung des Ein- 
	 griffs zu leisten. Es kann ein anderer Zeitpunkt für die Zahlung festge- 
	 legt werden; in diesem Fall soll eine Sicherheitsleistung verlangt  
	 werden. Die Ersatzzahlung ist zweckgebunden für Maßnahmen des  
	 Naturschutzes und der Landschaftspflege möglichst in dem betroffe- 
	 nen Naturraum zu verwenden, für die nicht bereits nach anderen  
	 Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht.

(7)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministeri- 
	 um für Ernährung und Landwirtschaft, dem Bundesministerium für  
	 Verkehr und digitale Infrastruktur und dem Bundesministerium für  
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(4)	 Die Ersatzzahlung nach § 15 Absatz 6 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 ist an das Land zu leisten und wird an die Stiftung Umwelt- und Natur- 
	 schutz Mecklenburg-Vorpommern weitergeleitet.

§ 12
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	 Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des  
	 Bundesrates das Nähere zur Kompensation von Eingriffen zu regeln,  
	 insbesondere

	 1.	 zu Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
		  einschließlich von Maßnahmen zur Entsiegelung, zur Wiederver- 
		  netzung von Lebensräumen und zur Bewirtschaftung und Pflege  
		  sowie zur Festlegung diesbezüglicher Standards, insbesondere für  
		  vergleichbare Eingriffsarten,

	 2.	 die Höhe der Ersatzzahlung und das Verfahren zu ihrer Erhebung.

	 Solange und soweit das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,  
	 Bau und Reaktorsicherheit von seiner Ermächtigung keinen Gebrauch  
	 macht, richtet sich das Nähere zur Kompensation von Eingriffen nach  
	 Landesrecht, soweit dieses den vorstehenden Absätzen nicht wider- 
	 spricht.

§ 16
Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen

(1)	 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die im  
	 Hinblick auf zu erwartende Eingriffe durchgeführt worden sind, sind als  
	 Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen anzuerkennen, soweit 

	 1.	 die Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 erfüllt sind,

	 2.	 sie ohne rechtliche Verpflichtung durchgeführt wurden,

	 3.	 dafür keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen wur- 
		  den,

	 4.	 sie Programmen und Plänen nach den §§ 10 und 11 nicht wider- 
		  sprechen und

	 5.	 eine Dokumentation des Ausgangszustands der Flächen vorliegt;  
		  Vorschriften der Länder zu den Anforderungen an die Dokumenta 
		  tion bleiben unberührt.
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	 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist nicht auf durchgeführte oder zugelassene  
	 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege anzuwen- 
	 den, die der Kompensation von zu erwartenden Eingriffen durch Maß- 
	 nahmen des Küsten- oder Hochwasserschutzes dienen und durch  
	 Träger von Küsten- oder Hochwasserschutzvorhaben durchgeführt  
	 werden oder durchgeführt worden sind.

(2)	 Die Bevorratung von vorgezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
	 mittels Ökokonten, Flächenpools oder anderer Maßnahmen, insbeson- 
	 dere die Erfassung, Bewertung oder Buchung vorgezogener Aus- 
	 gleichs- und Ersatzmaßnahmen in Ökokonten, deren Genehmigungs- 
	 bedürftigkeit und Handelbarkeit sowie der Übergang der Verantwor- 
	 tung nach § 15 Absatz 4 auf Dritte, die vorgezogene Ausgleichs- und  
	 Ersatzmaßnahmen durchführen, richtet sich nach Landesrecht. Im  
	 Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des  
	 Festlandsockels richtet sich die Bevorratung nach § 56a.

§ 17
Verfahren; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Bedarf ein Eingriff nach anderen Rechtsvorschriften einer behördlichen  
	 Zulassung oder einer Anzeige an eine Behörde oder wird er von einer  
	 Behörde durchgeführt, so hat diese Behörde zugleich die zur Durchfüh- 
	 rung des § 15 erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen im  
	 Benehmen mit der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen  
	 Behörde zu treffen, soweit nicht nach Bundes- oder Landesrecht eine  
	 weiter gehende Form der Beteiligung vorgeschrieben ist oder die für  
	 Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde selbst ent- 
	 scheidet.

(2)	 Soll bei Eingriffen, die von Behörden des Bundes zugelassen oder  
	 durchgeführt werden, von der Stellungnahme der für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege zuständigen Behörde abgewichen werden, ent- 
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(5)	 Maßnahmen gemäß § 16 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 sind auf Antrag von der örtlich zuständigen Naturschutzbehörde als  
	 zur Kompensation geeignet anzuerkennen und in das Ökokonto einzu- 
	 tragen, wenn sie vor Durchführung der Maßnahme

	 1.	 schriftlich zugestimmt und

	 2.	 Umfang, Art und naturschutzfachlichen Wert der dauerhaft günsti- 
		  gen Wirkungen verbindlich festgestellt hat.

	 § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes findet entsprechende  
	 Anwendung. Nach Satz 1 anerkannte Maßnahmen sind handelbar.  
	 Für die Anerkennung nach § 16 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgeset- 
	 zes ist die Bewertung nach Satz 1 Nummer 2 bindend, soweit die Maß- 
	 nahme plangemäß durchgeführt worden ist.

(6)	 Abweichend von § 17 Absatz 1 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 bedürfen Eingriffe der Genehmigung. Die Genehmigung wird als Be- 
	 standteil der Naturschutzgenehmigung nach den Bestimmungen der  
	 §§ 40 bis 42 erteilt.

§ 12
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	 scheidet hierüber die fachlich zuständige Behörde des Bundes im  
	 Benehmen mit der obersten Landesbehörde für Naturschutz und Land- 
	 schaftspflege, soweit nicht eine weiter gehende Form der Beteiligung  
	 vorgesehen ist.

(3)	 Für einen Eingriff, der nicht von einer Behörde durchgeführt wird und  
	 der keiner behördlichen Zulassung oder Anzeige nach anderen Rechts- 
	 vorschriften bedarf, ist eine Genehmigung der für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege zuständigen Behörde erforderlich. Die Genehmi- 
	 gung ist schriftlich zu beantragen. Die Genehmigung ist zu erteilen,  
	 wenn die Anforderungen des § 15 erfüllt sind. Die für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege zuständige Behörde trifft die zur Durchführung des  
	 § 15 erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen.

(4)	 Vom Verursacher eines Eingriffs sind zur Vorbereitung der Entscheidun- 
	 gen und Maßnahmen zur Durchführung des § 15 in einem nach Art  
	 und Umfang des Eingriffs angemessenen Umfang die für die Beurtei- 
	 lung des Eingriffs erforderlichen Angaben zu machen, insbesondere  
	 über

	 1.	 Ort, Art, Umfang und zeitlichen Ablauf des Eingriffs sowie

	 2.	 die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich  
		  und zum Ersatz der Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft  
		  einschließlich Angaben zur tatsächlichen und rechtlichen Verfüg- 
		  barkeit der für Ausgleich und Ersatz benötigten Flächen.

	 Die zuständige Behörde kann die Vorlage von Gutachten verlangen,  
	 soweit dies zur Beurteilung der Auswirkungen des Eingriffs und der  
	 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich ist. Bei einem Eingriff,  
	 der auf Grund eines nach öffentlichem Recht vorgesehenen Fachplans  
	 vorgenommen werden soll, hat der Planungsträger die erforderlichen  
	 Angaben nach Satz 1 im Fachplan oder in einem landschaftspflege- 
	 rischen Begleitplan in Text und Karte darzustellen. Dieser soll auch An- 
	 gaben zu den zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes  „Natura  
	 2000“ notwendigen Maßnahmen nach § 34 Absatz 5 und zu vorgezo- 
	 genen Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 enthalten, sofern  
	 diese Vorschriften für das Vorhaben von Belang sind. Der Begleitplan ist  
	 Bestandteil des Fachplans.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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§ 12 Absatz 6 NatSchAG M-V:
 Abweichend von § 17 Absatz 1 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes be-
dürfen Eingriffe der Genehmigung. Die Genehmigung wird als Bestandteil 
der Naturschutzgenehmigung nach den Bestimmungen der §§ 40 bis 42 
erteilt.

§ 12
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(5)	 Die zuständige Behörde kann die Leistung einer Sicherheit bis zur  
	 Höhe der voraussichtlichen Kosten für die Ausgleichs- oder Ersatzmaß- 
	 nahmen verlangen, soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung der  
	 Verpflichtungen nach § 15 zu gewährleisten. Auf Sicherheitsleistungen  
	 sind die §§ 232 bis 240 des Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden.

(6)	 Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die dafür in Anspruch  
	 genommenen Flächen werden in einem Kompensationsverzeichnis  
	 erfasst. Hierzu übermitteln die nach den Absätzen 1 und 3 zuständigen  
	 Behörden der für die Führung des Kompensationsverzeichnisses  
	 zuständigen Stelle die erforderlichen Angaben.

(7)	 Die nach Absatz 1 oder Absatz 3 zuständige Behörde prüft die frist- und  
	 sachgerechte Durchführung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten  
	 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen  
	 Unterhaltungsmaßnahmen. Hierzu kann sie vom Verursacher des Ein- 
	 griffs die Vorlage eines Berichts verlangen.

(8)	 Wird ein Eingriff ohne die erforderliche Zulassung oder Anzeige vorge- 
	 nommen, soll die zuständige Behörde die weitere Durchführung des  
	 Eingriffs untersagen. Soweit nicht auf andere Weise ein rechtmäßiger  
	 Zustand hergestellt werden kann, soll sie entweder Maßnahmen nach  
	 § 15 oder die Wiederherstellung des früheren Zustands anordnen. § 19  
	 Absatz 4 ist zu beachten.

(9)	 Die Beendigung oder eine länger als ein Jahr dauernde Unterbrechung  
	 eines Eingriffs ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. Eine nur un- 
	 wesentliche Weiterführung des Eingriffs steht einer Unterbrechung  
	 gleich. Wird der Eingriff länger als ein Jahr unterbrochen, kann die  
	 Behörde den Verursacher verpflichten, vorläufige Maßnahmen zur  
	 Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durchzuführen oder,  
	 wenn der Abschluss des Eingriffs in angemessener Frist nicht zu erwar- 
	 ten ist, den Eingriff in dem bis dahin vorgenommenen Umfang zu  
	 kompensieren.

(10)	Handelt es sich bei einem Eingriff um ein Vorhaben, das nach dem  
	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung einer Umweltverträg- 
	 lichkeitsprüfung unterliegt, so muss das Verfahren, in dem Entschei 
	 dungen nach § 15 Absatz 1 bis 5 getroffen werden, den Anforderungen  
	 des genannten Gesetzes entsprechen.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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(11)	Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung  
	 das Nähere zu dem in den Absätzen 1 bis 10 geregelten Verfahren ein- 
	 schließlich des Kompensationsverzeichnisses zu bestimmen. Sie  
	 können die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf  
	 andere Landesbehörden übertragen.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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(7)	 Die oberste Naturschutzbehörde kann im Benehmen mit dem Innen- 
	 ministerium, dem für Raumordnung, Baurecht und Infrastruktur sowie  
	 dem für Land- und Forstwirtschaft zuständigen Ministerium durch  
	 Rechtsverordnung nähere Regelungen zu den §§ 13 bis 18 des Bundes- 
	 naturschutzgesetzes und den Absätzen 1 und 3 bis 5 treffen, insbeson- 
	 dere über

	 1.	 das Führen von Ökokonten und den Handel mit anerkannten Maß- 
		  nahmen,

	 2.	 die Bewertung von Eingriffen, die Eignung und Bewertung von  
		  Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die Berechnung der Ersatzzah- 
		  lung sowie Maßnahmen der Erfolgskontrolle,

	 3.	 das Führen von behördlichen Katastern, die Maßnahmen nach  
		  § 16 des Bundesnaturschutzgesetzes, andere Kompensationsmaß- 
		  nahmen sowie dafür geeignete oder bereits für die Kompensation  
		  von Eingriffen in Anspruch genommene Flächen verzeichnen, und

	 4.	 die Voraussetzungen, unter denen Verpflichtungen des Eingriffsver- 
		  ursachers nach § 15 des Bundesnaturschutzgesetzes mit befreien- 
		  der Wirkung auf andere übertragen werden können.

	 Die Verordnung kann bestimmen, dass Maßnahmen nach § 16 des Bun- 
	 desnaturschutzgesetzes vorrangig auf bestimmten Flächen vorgenom- 
	 men werden sollen. In der Verordnung kann auch bestimmt werden,  
	 dass Maßnahmen nach § 135a Absatz 2 Satz 2 des Baugesetzbuchs  
	 nachrichtlich im Ökokonto geführt werden können.

[Anm. d. Red.: siehe dazu die Ökokontoverordnung Seite …]

§ 13
Abbau von oberflächennahen Bodenschätzen, Abgrabungen und Auf-

schüttungen, Landgewinnung am Meer

(1)	 Einer Genehmigung bedürfen

	 1.	 die Gewinnung von nicht dem Bergrecht unterliegenden oberflä- 
		  chennahen Bodenschätzen gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 1,

§ 12
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§ 18
Verhältnis zum Baurecht

(1)	 Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung  
	 von Bauleitplänen oder von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Num- 
	 mer 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwar- 

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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	 2.	 Abgrabungen, Aufschüttungen, Ausfüllungen, Auf- oder Abspülun- 
		  gen gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 2 oder

	 3.	 die Landgewinnung am Meer.

	 Die Genehmigung schließt die Baugenehmigung ein. Sie ist nicht er- 
	 forderlich für Sandvorspülungen, die dem Küstenschutz dienen, sowie  
	 für Baugruben, die unmittelbar zur Aufnahme von Baukörpern dienen.

(2)	 Die Genehmigung ist zu versagen, wenn

	 1.	 dem Verfahren öffentlich-rechtliche Rechtsvorschriften oder Erfor- 
		  dernisse der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen  
		  oder

	 2.	 das Vorhaben andere öffentliche Belange beeinträchtigt, insbeson- 
		  dere eine sparsame und planmäßige Gewinnung von Bodenschät- 
		  zen gefährdet wird.

(3)	 Dem Antrag auf Genehmigung nach Absatz 1 sind auf Verlangen der  
	 Behörde ein fachgerecht erarbeiteter Nutzungsplan, ein landschafts- 
	 pflegerischer Begleitplan und eine schriftliche Erklärung des Eigentü- 
	 mers, der dinglich Berechtigten und des Besitzers beizufügen, dass sie  
	 mit dem Vorhaben sowie den vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatz- 
	 maßnahmen und der Nutzung nach Beendigung des Vorhabens  
	 einverstanden sind. Im Übrigen finden die Vorschriften des § 17 des  
	 Bundesnaturschutzgesetzes und des § 41 Absatz 2 bis 4 entsprechende  
	 Anwendung.

(4)	 Auf Antrag kann ein vorzeitiger Beginn des Vorhabens zugelassen  
	 werden; § 17 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt sinngemäß.

(5)	 UVP-pflichtige Vorhaben nach Absatz 1 bedürfen der Planfeststellung.

§ 13
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	 ten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den  
	 Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.

(2) 	 Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 des Bauge- 
	 setzbuches, während der Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbu- 
	 ches und im Innenbereich nach § 34 des Baugesetzbuches sind die  
	 §§ 14 bis 17 nicht anzuwenden. Für Vorhaben im Außenbereich nach  
	 § 35 des Baugesetzbuches sowie für Bebauungspläne, soweit sie eine  
	 Planfeststellung ersetzen, bleibt die Geltung der §§ 14 bis 17 unbe- 
	 rührt.

(3)	 Entscheidungen über Vorhaben nach § 35 Absatz 1 und 4 des Bau- 
	 gesetzbuches und über die Errichtung von baulichen Anlagen nach  
	 § 34 des Baugesetzbuches ergehen im Benehmen mit den für Natur- 
	 schutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden. Äußert sich in  
	 den Fällen des § 34 des Baugesetzbuches die für Naturschutz und Land- 
	 schaftspflege zuständige Behörde nicht binnen eines Monats, kann die  
	 für die Entscheidung zuständige Behörde davon ausgehen, dass Belan- 
	 ge des Naturschutzes und der Landschaftspflege von dem Vorhaben  
	 nicht berührt werden. Das Benehmen ist nicht erforderlich bei Vorha- 
	 ben in Gebieten mit Bebauungsplänen und während der Planaufstel- 
	 lung nach den §§ 30 und 33 des Baugesetzbuches sowie in Gebieten  
	 mit Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetz- 
	 buches.

(4)	 Ergeben sich bei Vorhaben nach § 34 des Baugesetzbuches im  
	 Rahmen der Herstellung des Benehmens nach Absatz 3 Anhaltspunkte  
	 dafür, dass das Vorhaben eine Schädigung im Sinne des § 19 Absatz 1  
	 Satz 1 verursachen kann, ist dies auch dem Vorhabenträger mitzuteilen.  
	 Auf Antrag des Vorhabenträgers hat die für die Erteilung der Zulas- 
	 sung zuständige Behörde im Benehmen mit der für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege zuständigen Behörde die Entscheidungen nach § 15  
	 zu treffen, soweit sie der Vermeidung, dem Ausgleich oder dem Ersatz  
	 von Schädigungen nach § 19 Absatz 1 Satz 1 dienen; in diesen Fällen  
	 gilt § 19 Absatz 1 Satz 2. Im Übrigen bleibt Absatz 2 Satz 1 unberührt.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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§ 19
Schäden an bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen

(1)	 Eine Schädigung von Arten und natürlichen Lebensräumen im Sinne  
	 des Umweltschadensgesetzes ist jeder Schaden, der erhebliche nach- 
	 teilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günsti- 
	 gen Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Arten hat. Abwei- 
	 chend von Satz 1 liegt keine Schädigung vor bei zuvor ermittelten  
	 nachteiligen Auswirkungen von Tätigkeiten einer verantwortlichen  
	 Person, die von der zuständigen Behörde nach den §§ 34, 35, 45 Absatz  
	 7 oder § 67 Absatz 2 oder, wenn eine solche Prüfung nicht erforderlich  
	 ist, nach § 15 oder auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans  
	 nach § 30 oder § 33 des Baugesetzbuches genehmigt wurden oder  
	 zulässig sind.

(2)	 Arten im Sinne des Absatzes 1 sind die Arten, die in 

	 1.	 Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 2009/147/EG oder

	 2.	 den Anhängen II und IV der Richtlinie 92/43/EWG 

	 aufgeführt sind.

(3)	 Natürliche Lebensräume im Sinne des Absatzes 1 sind die 

	 1.	 Lebensräume der Arten, die in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der  
		  Richtlinie 2009/147/EG oder in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG  
		  aufgeführt sind,

	 2.	 natürlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse  
		  sowie

	 3.	 Fortpflanzungs- und Ruhestätten der in Anhang IV der Richtlinie  
		  92/43/EWG aufgeführten Arten.

(4)	 Hat eine verantwortliche Person nach dem Umweltschadensgesetz  
	 eine Schädigung geschützter Arten oder natürlicher Lebensräume  
	 verursacht, so trifft sie die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen  
	 gemäß Anhang II Nummer 1 der Richtlinie 2004/35/EG.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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(5)	 Ob Auswirkungen nach Absatz 1 erheblich sind, ist mit Bezug auf den  
	 Ausgangszustand unter Berücksichtigung der Kriterien des Anhangs  
	 I der Richtlinie 2004/35/EG zu ermitteln. Eine erhebliche Schädigung  
	 liegt dabei in der Regel nicht vor bei 

	 1.	 nachteiligen Abweichungen, die geringer sind als die natürlichen  
		  Fluktuationen, die für den betreffenden Lebensraum oder die  
		  betreffende Art als normal gelten,

	 2.	 nachteiligen Abweichungen, die auf natürliche Ursachen zurück- 
		  zuführen sind oder aber auf eine äußere Einwirkung im Zusam- 
		  menhang mit der Bewirtschaftung der betreffenden Gebiete, die  
		  den Aufzeichnungenüber den Lebensraum oder den Dokumenten  
		  über die Erhaltungsziele zufolge als normal anzusehen ist oder der  
		  früheren Bewirtschaftungsweise der jeweiligen Eigentümer oder  
		  Betreiber entspricht,

	 3.	 einer Schädigung von Arten oder Lebensräumen, die sich nach- 
		  weislich ohne äußere Einwirkung in kurzer Zeit so weit regenerieren  
		  werden, dass entweder der Ausgangszustand erreicht wird oder  
		  aber allein auf Grund der Dynamik der betreffenden Art oder des  
		  Lebensraums ein Zustand erreicht wird, der im Vergleich zum  
		  Ausgangszustand als gleichwertig oder besser zu bewerten ist.

BNatSchG – Kapitel 3 – Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
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BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 20

Kapitel 4
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft

Abschnitt 1
Biotopverbund und Biotopvernetzung; geschützte Teile von Natur und 

Landschaft

§ 20
Allgemeine Grundsätze

(1)	 Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das  
	 mindestens 10 Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll.

(2)	 Teile von Natur und Landschaft können geschützt werden 

	 1.	 nach Maßgabe des § 23 als Naturschutzgebiet,

	 2.	 nach Maßgabe des § 24 als Nationalpark oder als Nationales Natur- 
		  monument,

	 3.	 als Biosphärenreservat,

	 4.	 nach Maßgabe des § 26 als Landschaftsschutzgebiet,

	 5.	 als Naturpark,

	 6.	 als Naturdenkmal oder

	 7.	 als geschützter Landschaftsbestandteil.

(3)	 Die in Absatz 2 genannten Teile von Natur und Landschaft sind, soweit  
	 sie geeignet sind, Bestandteile des Biotopverbunds.

§ 21
Biotopverbund, Biotopvernetzung

(1)	 Der Biotopverbund dient der dauerhaften Sicherung der Populationen  
	 wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten,  
	 Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, Wiederher- 
	 stellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbe- 
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	 ziehungen. Er soll auch zur Verbesserung des Zusammenhangs des  
	 Netzes  „Natura 2000“ beitragen.

(2)	 Der Biotopverbund soll länderübergreifend erfolgen. Die Länder stim- 
	 men sich hierzu untereinander ab. 

(3)	 Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungsflächen und  
	 Verbindungselementen. Bestandteile des Biotopverbunds sind 

	 1.	 Nationalparke und Nationale Naturmonumente,

	 2.	 Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Biosphärenreservate  
		  oder Teile dieser Gebiete,

	 3.	 gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30,

	 4.	 weitere Flächen und Elemente, einschließlich solcher des Nationa- 
		  len Naturerbes, des Grünen Bandes sowie Teilen von Landschafts- 
		  schutzgebieten und Naturparken,

	 wenn sie zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles geeignet  
	 sind.

(4)	 Die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungs- 
	 elemente sind durch Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und  
	 Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2, durch planungsrechtliche Fest- 
	 legungen, durch langfristige vertragliche Vereinbarungen oder andere  
	 geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den Biotopverbund  
	 dauerhaft zu gewährleisten.

(5)	 Unbeschadet des § 30 sind die oberirdischen Gewässer einschließlich  
	 ihrer Randstreifen, Uferzonen und Auen als Lebensstätten und Bioto- 
	 pe für natürlich vorkommende Tier- und Pflanzenarten zu erhalten. Sie  
	 sind so weiterzuentwickeln, dass sie ihre großräumige Vernetzungs- 
	 funktion auf Dauer erfüllen können.

(6)	 Auf regionaler Ebene sind insbesondere in von der Landwirtschaft  
	 geprägten Landschaften zur Vernetzung von Biotopen erforderliche  
	 lineare und punktförmige Elemente, insbesondere Hecken und Feldrai- 
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	 ne sowie Trittsteinbiotope, zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausrei- 
	 chendem Maße vorhanden sind, zu schaffen (Biotopvernetzung).

§ 22
Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft

(1)	 Die Unterschutzstellung von Teilen von Natur und Landschaft erfolgt  
	 durch Erklärung. Die Erklärung bestimmt den Schutzgegenstand, den  
	 Schutzzweck, die zur Erreichung des Schutzzwecks notwendigen  
	 Gebote und Verbote, und, soweit erforderlich, die Pflege-, Entwick- 
	 lungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen oder enthält die erforder- 
	 lichen Ermächtigungen hierzu. Schutzgebiete können in Zonen mit  
	 einem entsprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz  
	 gegliedert werden; hierbei kann auch die für den Schutz notwendige  
	 Umgebung einbezogen werden.

(2)	 Form und Verfahren der Unterschutzstellung, die Beachtlichkeit von  
	 Form- und Verfahrensfehlern und die Möglichkeit ihrer Behebung  
	 sowie die Fortgeltung bestehender Erklärungen zum geschützten Teil  
	 von Natur und Landschaft richten sich nach Landesrecht. Die Unter- 
	 schutzstellung kann auch länderübergreifend erfolgen.
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§ 14
Geschützte Teile von Natur und Landschaft

(1)	 Die Erklärung zum Nationalpark oder zum Biosphärenreservat erfolgt  
	 durch Gesetz.

(2)	 Die Erklärung zum Naturpark erfolgt durch Rechtsverordnung der  
	 Landesregierung. Naturparke werden in gemeinsamer Trägerschaft  
	 durch das Land Mecklenburg-Vorpommern und die betroffenen Land- 
	 kreise errichtet. Die Landkreise und das Land wirken zusammen, um  
	 eine einheitliche und nachhaltige Entwicklung der Naturparke zu  
	 gewährleisten. Das Zusammenwirken wird in einer Verwaltungsverein- 
	 barung geregelt.

(3)	 Die Erklärung zum geschützten Landschaftsbestandteil erfolgt durch  
	 Satzung der Gemeinde, sofern und soweit sie nicht zur Umsetzung des  
	 europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ oder für den Biotop- 
	 verbund durch Rechtsverordnung der unteren Naturschutzbehörde  
	 erfolgt.

(4)	 Im Übrigen erfolgt die Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und  
	 Landschaft durch Rechtsverordnung.

(7)	 Die Bezeichnungen der geschützten Teile von Natur und Landschaft  
	 sowie die nach Absatz 6 vorgeschriebene Kennzeichnung dürfen nur  
	 für die festgesetzten Gebiete und Gegenstände verwendet werden, die  
	 Bezeichnung „Biosphärenreservat“ und die Kennzeichnung auch für  

§ 14
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	 solche Gebiete, die von der UNESCO als Biosphärenreservat anerkannt  
	 worden sind. Bezeichnungen und Kennzeichnungen, die ihnen zum  
	 Verwechseln ähnlich sind, dürfen für Bestandteile von Natur und Land- 
	 schaft nicht benutzt werden.

(8)	 Festsetzungen von geschützten Teilen von Natur und Landschaft sowie  
	 Maßnahmen nach § 17 Absatz 1 werden in das durch die Katasterbe- 
	 hörden fortzuführende Liegenschaftskataster aufgenommen. Dies  
	 erfolgt durch einen entsprechenden Hinweis zu allen betroffenen Flur- 
	 stücken in dem automatisiert geführten Liegenschaftsbuch.

(9)	 Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzelfall Handlungen  
	 außerhalb eines Naturschutzgebietes untersagen, die keiner öffentlich- 
	 rechtlichen Zulassung bedürfen, soweit diese Handlungen geeignet  
	 sind, den Bestand des Gebietes, seines Naturhaushalts oder seine  
	 Bestandteile zu gefährden. Ferner bleiben in Naturschutzgebieten  
	 Regelungen zur Bekämpfung des Bisams unberührt.

(10)	Bei Naturdenkmälern und gesetzlich geschützten Bäumen sind Eigen- 
	 tümer und Nutzungsberechtigte verpflichtet, Schäden und Gefahren,  
	 die von diesen ausgehen, unverzüglich der unteren Naturschutzbehör- 
	 de anzuzeigen. Die Unterschutzstellung entbindet den Eigentümer  
	 oder  Nutzungsberechtigten nicht von der Verkehrssicherungspflicht  
	 und den üblichen Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen.

(11)	Sofern eine Beeinträchtigung geschützter Teile von Natur und Land- 
	 schaft behördlich zugelassen wird, gilt § 15 Absatz 2 und 6 des Bundes- 
	 naturschutzgesetzes entsprechend.

(12)	Für Entscheidungen über behördliche Gestattungen werden Kosten  
	 nicht erhoben, soweit sie nach Regelungen dieses Kapitels oder auf- 
	 grund dieses Kapitels erlassener oder fortgeltender Rechtsvorschriften  
	 entweder für Schutz- und Pflegemaßnahmen oder für eine ordnungs- 
	 gemäße land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung erfor- 
	 derlich werden.

(13)	Amtshandlungen, die dem Erlass einer Rechtsverordnung oder  
	 Satzung nach diesem Kapitel dienen, sind frei von auf Landesrecht  
	 beruhenden Gebühren und Auslagen.

§ 14

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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§ 15
Erlass von Rechtsverordnungen und Satzungen

(1)	 Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung zur Festsetzung von geschütz- 
	 ten Teilen von Natur und Landschaft sind die Gemeinden, die im  
	 voraussichtlichen Geltungsbereich der Rechtsverordnung liegen, sowie  
	 die Behörden und Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenberei- 
	 che durch das Vorhaben berührt werden, zu hören. Den Beteiligten soll  
	 für die Abgabe ihrer Stellungnahme eine angemessene, mindestens  
	 jedoch vierwöchige Frist gesetzt werden; äußern sie sich nicht fristge- 
	 mäß, kann die zuständige Naturschutzbehörde davon ausgehen, dass  
	 die von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch die  
	 Rechtsverordnung nicht berührt werden.

(2)	 Der Entwurf der Rechtsverordnung ist mit den dazugehörenden Karten  
	 für die Dauer eines Monats in den kreisfreien Städten, amtsfreien  
	 Gemeinden und Ämtern, die im voraussichtlichen Geltungsbereich  
	 der Rechtsverordnung liegen, öffentlich auszulegen. Ort und Dauer der  
	 Auslegung haben die genannten Körperschaften mindestens eine  
	 Woche vorher mit dem Hinweis darauf ortsüblich bekannt zu machen,  
	 dass bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit bei ihnen  
	 oder bei der Naturschutzbehörde, die die Rechtsverordnung erlässt,  
	 Bedenken und Anregungen vorgebracht werden können.

(3)	 Die Beteiligung nach Absatz 1 kann gleichzeitig mit dem Verfahren  
	 nach Absatz 2 durchgeführt werden.

(4)	 Die zuständige Naturschutzbehörde prüft die fristgerecht vorgebrach- 
	 ten Bedenken und Anregungen und führt einen Erörterungstermin  
	 durch oder teilt das Ergebnis den Betroffenen mit.

(5)	 Wird der Entwurf der Rechtsverordnung räumlich oder sachlich erheb- 
	 lich erweitert, so ist das Verfahren nach den Absätzen 1 bis 4 zu wieder- 
	 holen.

(6)	 Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn eine Rechtsverord- 
	 nung nach § 22 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes erlassen  
	 werden soll. Sie sind ferner nicht anzuwenden, wenn

§ 15

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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	 1.	 eine Rechtsverordnung nur unwesentlich geändert oder nur dem  
		  geltenden Recht angepasst werden soll,
 
	 2.	 eine Rechtsverordnung erlassen werden soll, die sich ausschließlich  
		  auf Flächen erstreckt, die zu Zwecken des Naturschutzes und der  
		  Landschaftspflege erworben oder bereitgestellt worden sind,

	 3.	 eine Rechtsverordnung über ein Naturdenkmal oder einzelne  
		  geschützte Landschaftsbestandteile erlassen oder eine Rechtsver- 
		  ordnung nur auf Grundstücke weniger Eigentümer erstreckt wer- 
		  den soll und die Eigentümer bekannt sind; vor Erlass der Rechtsver- 
		  ordnung sind die betroffenen Eigentümer, Nutzungsberechtigten  
		  und Gemeinden zu hören.

(7)	 Die Abgrenzung eines Schutzgebietes ist in der Rechtsverordnung

	 1.	 im Einzelnen zu beschreiben oder

	 2.	 zeichnerisch in Karten darzustellen, die

		  a)	 als Bestandteil der Rechtsverordnung im Verkündungsblatt  
			   abgedruckt werden oder

		  b)	 bei Behörden eingesehen werden können; die Behörden, die in  
			   der Rechtsverordnung zu benennen sind, haben Ausfertigun- 
			   gen der Karten aufzubewahren, oder 

		  c)	 bei den in der Rechtsverordnung zu benennenden Behörden in  
			   unveränderlicher digitaler Form archivmäßig geordnet zur  
			   öffentlichen Einsichtnahme während der Dienststunden bereit  
			   gehalten werden.

	 Die Karten und die Beschreibung müssen in hinreichender Klarheit er- 
	 kennen lassen, welche Grundstücke zum Schutzgebiet gehören; bei  
	 Zweifeln gelten die Flächen als nicht betroffen.

(8)	 Rechtsverordnungen der unteren Naturschutzbehörde sind örtlich in  
	 der für Satzungen bestimmten Weise zu verkünden.

§ 15

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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(3)	 Teile von Natur und Landschaft, deren Schutz beabsichtigt ist, können  
	 für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren einstweilig sichergestellt  
	 werden, wenn zu befürchten ist, dass durch Veränderungen oder  
	 Störungen der beabsichtigte Schutzzweck gefährdet wird. Die einst- 
	 weilige Sicherstellung kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1  

§ 22
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(9)	 Auf den Erlass gemeindlicher Satzungen zur Festsetzung von geschütz- 
	 ten Landschaftsbestandteilen finden die Absätze 1 bis 7 entsprechende  
	 Anwendung.

§ 16
Unbeachtlichkeit von Mängeln, Behebung von Fehlern

(1)	 Die ein Naturdenkmal festsetzende Rechtsverordnung ist nicht allein  
	 deshalb nichtig, weil ein geschützter Landschaftsbestandteil hätte fest- 
	 gesetzt werden müssen, soweit seine Festsetzung unter Berücksichti- 
	 gung des Schutzzwecks zu dem gleichen Schutz hätte führen müssen.  
	 Das Gleiche gilt, wenn eine Einzelschöpfung der Natur nicht als Natur- 
	 denkmal, sondern als geschützter Landschaftsbestandteil festgesetzt  
	 wurde.

(2)	 Eine Verletzung der in § 15 genannten Verfahrensvorschriften ist unbe- 
	 achtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres ab Inkrafttre- 
	 ten der Rechtsvorschrift gegenüber der Naturschutzbehörde oder der  
	 Gemeinde geltend gemacht worden ist, die die Rechtsvorschrift erlas- 
	 sen hat. Das Gleiche gilt für Mängel bei der Prüfung der Erforderlichkeit  
	 der Festsetzung oder einzelnen Anordnungen, wenn die Voraussetzun- 
	 gen für die Festsetzung im Übrigen beim Inkrafttreten der Rechtsver- 
	 ordnung vorgelegen haben. Der Sachverhalt, der die Verletzung  
	 begründen soll, ist darzulegen.

(3)	 Im Erörterungstermin oder durch besondere Nachricht ist auf die Frist  
	 nach Absatz 2 und auf die Rechtsfolgen aufmerksam zu machen.

(4)	 Eine Rechtsvorschrift kann mit rückwirkender Kraft erlassen werden,  
	 wenn sie eine Regelung ersetzt, die auf einem Verfahrens- oder Form- 
	 fehler beruht.

§ 17
Einstweilige Sicherstellung, Veränderungssperre

(1)	 Für Zuständigkeit und Form der einstweiligen Sicherstellung nach § 22  
	 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes finden die für die beabsich- 
	 tigte Festsetzung geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.

(2)	 In geplanten Naturschutzgebieten sind von der Bekanntmachung der  

§ 16

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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	 einmalig bis zu weiteren zwei Jahren verlängert werden. In dem einst- 
	 weilig sichergestellten Teil von Natur und Landschaft sind Handlun- 
	 gen und Maßnahmen nach Maßgabe der Sicherstellungserklärung  
	 verboten, die geeignet sind, den Schutzgegenstand nachteilig zu  
	 verändern. Die einstweilige Sicherstellung ist ganz oder teilweise  
	 aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr oder nicht mehr in  
	 vollem Umfang gegeben sind. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4)	 Geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu registrieren und zu  
	 kennzeichnen. Das Nähere richtet sich nach Landesrecht

(5)	 Die Erklärung zum Nationalpark oder Nationalen Naturmonument  
	 einschließlich ihrer Änderung ergeht im Benehmen mit dem Bundes- 
	 ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und  
	 dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur.

§ 23
Naturschutzgebiete

(1)	 Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in  
	 denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganz- 
	 heit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist 

	 1.	 zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstät- 
		  ten, Biotopen oder Lebensgemeinschaften bestimmter wild leben 
		  der Tier- und Pflanzenarten,
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	 Auslegung (§ 15 Absatz 2 Satz 2) an bis zum Inkrafttreten der Rechts- 
	 verordnung, längstens für zwei Jahre, alle Veränderungen verboten,  
	 soweit nicht durch einstweilige Sicherstellung abweichende Regelun- 
	 gen getroffen werden (Veränderungssperre). Die im Zeitpunkt der  
	 Bekanntmachung ausgeübte rechtmäßige Bodennutzung und Gewäs- 
	 sernutzung bleiben unberührt. In der Bekanntmachung ist auf diese  
	 Wirkung hinzuweisen.

§ 14 Absatz 5 und 6 NatSchAG M-V:
(5)	 Grundstücke in geschützten Teilen von Natur und Landschaft sowie in  
	 Gebieten des Netzes „Natura 2000“ können in ein Verzeichnis einge- 
	 tragen werden. Die Verzeichnisse werden von den Naturschutzbehör- 
	 den geführt. In Ihnen können Vorname, Name und Anschrift von Eigen- 
	 tümern, Erbbau- und Nutzungsberechtigten gespeichert werden,  
	 soweit dies zur Erfüllung von Aufgaben des Naturschutzes erforderlich  
	 ist.

(6)	 Geschützte Teile von Natur und Landschaft sollen von der zuständi- 
	 gen Naturschutzbehörde in der Natur durch Tafeln mit dem Symbol der  
	 Waldohreule, wie in der Anlage 1 zu diesem Gesetz abgebildet, kennt- 
	 lich gemacht werden. Eigentümer und Nutzungsberechtigte von  
	 Grundstücken haben die Aufstellung der Tafeln zu dulden. Bei der Auf- 
	 stellung ist auf die Grundstücksnutzung Rücksicht zu nehmen.

§ 14 Absatz 9 NatSchAG M-V:
Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzelfall Handlungen außerhalb 
eines Naturschutzgebietes untersagen, die keiner öffentlich-rechtlichen 
Zulassung bedürfen, soweit diese Handlungen geeignet sind, den Bestand 
des Gebietes, seines Naturhaushalts oder seine Bestandteile zu gefährden. 
Ferner bleiben in Naturschutzgebieten Regelungen zur Bekämpfung des 
Bisams unberührt.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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	 2.	 aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskund- 
		  lichen Gründen oder

	 3.	 wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden  
		  Schönheit.

(2)	 Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- 
	 änderung des Naturschutzgebiets oder seiner Bestandteile oder zu  
	 einer nachhaltigen Störung führen können, sind nach Maßgabe nähe- 
	 rer Bestimmungen verboten. Soweit es der Schutzzweck erlaubt,  
	 können Naturschutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich gemacht  
	 werden.

(3)	 In Naturschutzgebieten ist die Errichtung von Anlagen zur Durchfüh- 
	 rung von Gewässerbenutzungen im Sinne des § 9 Absatz 2 Nummer 3  
	 und 4 des Wasserhaushaltsgesetzes verboten.

§ 24
Nationalparke, Nationale Naturmonumente

(1)	 Nationalparke sind rechtsverbindlich festgesetzte einheitlich zu schüt- 
	 zende Gebiete, die 

	 1.	 großräumig, weitgehend unzerschnitten und von besonderer Ei- 
		  genart sind,

	 2.	 in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets die Voraussetzungen  
		  eines Naturschutzgebiets erfüllen und

	 3.	 sich in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets in einem vom Men- 
		  schen nicht oder wenig beeinflussten Zustand befinden oder geeig- 
		  net sind, sich in einen Zustand zu entwickeln oder in einen Zustand  
		  entwickelt zu werden, der einen möglichst ungestörten Ablauf der  
		  Naturvorgänge in ihrer natürlichen Dynamik gewährleistet.

(2)	 Nationalparke haben zum Ziel, in einem überwiegenden Teil ihres  
	 Gebiets den möglichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer  
	 natürlichen Dynamik zu gewährleisten. Soweit es der Schutzzweck  
	 erlaubt, sollen Nationalparke auch der wissenschaftlichen Umweltbe- 
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§ 14 Absatz 1 NatSchAG M-V:
Die Erklärung zum Nationalpark oder zum Biosphärenreservat erfolgt durch 
Gesetz.

§ 17

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
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	 obachtung, der naturkundlichen Bildung und dem Naturerlebnis der  
	 Bevölkerung dienen.

(3)	 Nationalparke sind unter Berücksichtigung ihres besonderen Schutz- 
	 zwecks sowie der durch die Großräumigkeit und Besiedlung gebote- 
	 nen Ausnahmen wie Naturschutzgebiete zu schützen. In Nationalpar- 
	 ken ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von Gewässerbe- 
	 nutzungen im Sinne des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des Wasserhaus- 
	 haltsgesetzes verboten.

(4)	 Nationale Naturmonumente sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebie- 
	 te, die 

	 1.	 aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kulturhistorischen  
		  oder landeskundlichen Gründen und

	 2.	 wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit

	 von herausragender Bedeutung sind. Nationale Naturmonumente sind  
	 wie Naturschutzgebiete zu schützen.

§ 25
Biosphärenreservate

(1)	 Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickeln- 
	 de Gebiete, die 

	 1.	 großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch  
		  sind,

	 2.	 in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Voraussetzungen eines  
		  Naturschutzgebiets, im Übrigen überwiegend eines Landschafts- 
		  schutzgebiets erfüllen,

	 3.	 vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung  
		  einer durch hergebrachte vielfältige Nutzung geprägten Landschaft  
		  und der darin historisch gewachsenen Arten- und Biotopvielfalt,  
		  einschließlich Wild- und früherer Kulturformen wirtschaftlich  
		  genutzter oder nutzbarer Tier- und Pflanzenarten, dienen und
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§ 17

§ 14 Absatz 1 NatSchAG M-V:
Die Erklärung zum Nationalpark oder zum Biosphärenreservat erfolgt durch 
Gesetz.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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	 4.	 beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die Naturgüter  
		  besonders schonenden Wirtschaftsweisen dienen.

(2)	 Biosphärenreservate dienen, soweit es der Schutzzweck erlaubt, auch  
	 der Forschung und der Beobachtung von Natur und Landschaft sowie  
	 der Bildung für nachhaltige Entwicklung.

(3)	 Biosphärenreservate sind unter Berücksichtigung der durch die Groß- 
	 räumigkeit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen über Kernzonen,  
	 Pflegezonen und Entwicklungszonen zu entwickeln und wie Natur 
	 schutzgebiete oder Landschaftsschutzgebiete zu schützen.

(4)	 Biosphärenreservate können auch als Biosphärengebiete oder Bios- 
	 phärenregionen bezeichnet werden.

§ 26
Landschaftsschutzgebiete

(1)	 Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete,  
	 in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich  
	 ist 

	 1.	 zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs-  
		  und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerations- 
		  fähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,  
		  einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebensräumen  
		  bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten,

	 2.	 wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen  
		  kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft oder

	 3.	 wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung.

(2)	 In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer Beachtung  
	 des § 5 Absatz 1 und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Hand- 
	 lungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem  
	 besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen.
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§ 27
Naturparke

(1)	 Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete,  
	 die 

	 1.	 großräumig sind,

	 2.	 überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete  
		  sind,

	 3.	 sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erho- 
		  lung besonders eignen und in denen ein nachhaltiger Tourismus  
		  angestrebt wird,

	 4.	 nach den Erfordernissen der Raumordnung für Erholung vorgese- 
		  hen sind,

	 5.	 der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch  
		  vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und ihrer Arten- und Bio- 
		  topvielfalt dienen und in denen zu diesem Zweck eine dauerhaft  
		  umweltgerechte Landnutzung angestrebt wird und

	 6.	 besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regionalentwick- 
		  lung zu fördern.

	 [Ab 01.04.2018 ist folgender Absatz 2 eingefügt:]

(2)	 Naturparke sollen auch der Bildung für nachhaltige Entwicklung  
	 dienen.

(3)	 Naturparke sollen entsprechend ihren in Absatz 1 beschriebenen  
	 Zwecken unter Beachtung der Ziele des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege geplant, gegliedert, erschlossen und weiterentwickelt  
	 werden.

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 27



123

§ 17

§ 14 Absatz 2 NatSchAG M-V:
Die Erklärung zum Naturpark erfolgt durch Rechtsverordnung der Lan-
desregierung. Naturparke werden in gemeinsamer Trägerschaft durch das 
Land Mecklenburg-Vorpommern und die betroffenen Landkreise errichtet. 
Die Landkreise und das Land wirken zusammen, um eine einheitliche und 
nachhaltige Entwicklung der Naturparke zu gewährleisten. Das Zusam-
menwirken wird in einer Verwaltungsvereinbarung geregelt.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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§ 28
Naturdenkmäler

(1)	 Naturdenkmäler sind rechtsverbindlich festgesetzte Einzelschöpfun- 
	 gen der Natur oder entsprechende Flächen bis zu fünf Hektar, deren  
	 besonderer Schutz erforderlich ist 

	 1.	 aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundli- 
		  chen Gründen oder

	 2.	 wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit.

(2)	 Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle Handlungen, die zu  
	 einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals  
	 führen können, sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten.

§ 29
Geschützte Landschaftsbestandteile

(1)	 Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetz- 
	 te Teile von Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz erforder- 
	 lich ist 

	 1.	 zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs-  
		  und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts,

	 2.	 zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschafts- 
		  bildes,

	 3.	 zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder

	 4.	 wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild leben 
		  der Tier- und Pflanzenarten.

	 Der Schutz kann sich für den Bereich eines Landes oder für Teile des  
	 Landes auf den gesamten Bestand an Alleen, einseitigen Baumreihen,  
	 Bäumen, Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen erstrecken.

(2)	 Die Beseitigung des geschützten Landschaftsbestandteils sowie alle  
	 Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung 

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 28
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§ 17

§ 14 Absatz 10 NatSchAG M-V:
Bei Naturdenkmälern und gesetzlich geschützten Bäumen sind Eigentümer 
und Nutzungsberechtigte verpflichtet, Schäden und Gefahren, die von die-
sen ausgehen, unverzüglich der unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. 
Die Unterschutzstellung entbindet den Eigentümer oder  Nutzungsberech-
tigten nicht von der Verkehrssicherungspflicht und den üblichen Pflege- 
und Unterhaltungsmaßnahmen.

§ 14 Absatz 3 NatSchAG M-V:
Die Erklärung zum geschützten Landschaftsbestandteil erfolgt durch Sat-
zung der Gemeinde, sofern und soweit sie nicht zur Umsetzung des euro-
päischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ oder für den Biotopverbund 
durch Rechtsverordnung der unteren Naturschutzbehörde erfolgt.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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 	 des geschützten Landschaftsbestandteils führen können, sind nach Maß- 
	 gabe näherer Bestimmungen verboten. Für den Fall der Bestandsmin- 
	 derung kann die Verpflichtung zu einer angemessenen und zumutba- 
	 ren Ersatzpflanzung oder zur Leistung von Ersatz in Geld vorgesehen  
	 werden.

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 29
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§ 18

§ 18
Gesetzlich geschützte Bäume

(1)	 Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern,  
	 gemessen in einer Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, sind  
	 gesetzlich geschützt. Dies gilt nicht für

	 1.	 Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen,  
		  Linden und Buchen,

	 2.	 Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,

	 3.	 Pappeln im Innenbereich,

	 4.	 Bäume in Kleingartenanlagen im Sinne des Kleingartenrechts,

	 5.	 Wald im Sinne des Forstrechts,

	 6.	 Bäume in denkmalgeschützten Parkanlagen, sofern zwischen der  
		  unteren Naturschutzbehörde und der zuständigen Denkmalschutz- 
		  behörde einvernehmlich ein Konzept zur Pflege, Erhaltung und  
		  Entwicklung des Parkbaumbestands erstellt wurde.

(2)	 Die Beseitigung geschützter Bäume sowie alle Handlungen, die zu ihrer  
	 Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beeinträchtigung führen  
	 können, sind verboten. Zulässig bleiben fachgerechte Pflege- und  
	 Erhaltungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Abwehr einer gegen- 
	 wärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder Sachen von bedeutendem  
	 Wert.

(3)	 Die Naturschutzbehörde hat von den Verboten des Absatzes 2 Ausnah- 
	 men zuzulassen, wenn

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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(3)	 Vorschriften des Landesrechts über den gesetzlichen Schutz von Alleen  
	 bleiben unberührt.
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	 1.	 ein nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässiges  
		  Vorhaben sonst nicht oder nur unter unzumutbaren Beschränkun- 
		  gen verwirklicht werden kann,

	 2.	 von dem Baum Gefahren oder unzumutbare Nachteile ausgehen,  
		  die nicht auf andere Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt  
		  werden können oder

	 3.	 Bäume im Interesse der Erhaltung und Entwicklung anderer gesetz- 
		  lich geschützter Bäume entfernt werden müssen.

	 § 15 Absatz 2 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend.

§ 19 
Schutz der Alleen

(zu § 29 Absatz 3 BNatSchG)

(1)	 Alleen und einseitige Baumreihen an öffentlichen oder privaten Ver- 
	 kehrsflächen und Feldwegen sind gesetzlich geschützt. Die Beseiti- 
	 gung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle Handlungen,  
	 die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderung  
	 führen können, sind verboten. Dies gilt nicht für die Pflege und Rekul- 
	 tivierung vorhandener Garten- und Parkanlagen entsprechend dem  
	 Denkmalschutzrecht.

(2)	 Die Naturschutzbehörde kann Befreiungen unter den Voraussetzungen  
	 des § 67 Absatz 1 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes erteilen. Bei  
	 Befreiungen aus Gründen der Verkehrssicherheit liegen Gründe des  
	 überwiegenden öffentlichen Interesses in der Regel erst dann vor,  
	 wenn die Maßnahme aus Gründen der Verkehrssicherheit zwingend  
	 erforderlich ist und die Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise ver- 
	 bessert werden kann. Der Träger der Straßenbaulast hat die notwen- 
	 dige Unterhaltung in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde vorzu- 
	 nehmen.

(3)	 Um den Alleenbestand nachhaltig zu sichern, hat die zuständige Be- 
	 hörde, insbesondere im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah- 
	 men, rechtzeitig und in ausreichendem Umfang Neuanpflanzungen  
	 vorzunehmen oder für deren Durchführung zu sorgen. Dabei sind  
	 bevorzugt standortgerechte und einheimische Baumarten einschließ- 

§ 18

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
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§ 30
Gesetzlich geschützte Biotope

(1)	 Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeu- 
	 tung als Biotope haben, werden gesetzlich geschützt (allgemeiner  
	 Grundsatz).

(2)	 Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen  
	 Beeinträchtigung folgender Biotope führen können, sind verboten: 

	 1.	 natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender  
		  Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen  
		  uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation sowie  
		  ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme  
		  und regelmäßig überschwemmten Bereiche,

	 2.	 Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsen- 
		  reiche Nasswiesen, Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen,

	 3.	 offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröll- 
		  halden, Lehm- und Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wa- 
		  cholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, Schwermetallrasen,  
		  Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte,

	 4.	 Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hang- 
		  schuttwälder, subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder,

	 5.	 offene Felsbildungen, Höhlen sowie naturnahe Stollen, alpine Ra- 
		  sen sowie Schneetälchen und Krummholzgebüsche,
		  [Der grau unterlegte Text gilt ab 01.04.2018.]

	 6.	 Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen,  
		  Boddengewässer mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Watt- 
		  flächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und sonstige marine  
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	 lich einheimischer Wildobstbaumarten zu verwenden. Die Neuanpflan- 
	 zungen sind dem Landschaftsbild anzupassen und sollen gleichzeitig  
	 einen Bezug zur örtlichen Landeskultur haben.

§ 20
Gesetzlich geschützte Biotope und Geotope

(abweichende Vorschrift zu § 30 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4, Satz 2 
und Absatz 3 BNatSchG)

(1)	 Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des  
	 charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nach- 
	 haltigen Beeinträchtigung folgender Biotope in der in der Anlage 2 zu  
	 diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung führen können, sind unzu- 
	 lässig:

	 1.	 naturnahe Moore und Sümpfe, Sölle, Röhrichtbestände und Riede,  
		  seggen- und binsenreiche Nasswiesen,

	 2.	 naturnahe und unverbaute Bach- und Flussabschnitte, Quellberei- 
		  che, Altwässer, Torfstiche und stehende Kleingewässer jeweils ein- 
		  schließlich der Ufervegetation, Verlandungsbereiche stehender  
		  Gewässer,

	 3.	 Zwergstrauch- und Wacholderheiden, Trocken- und Magerrasen  
		  sowie aufgelassene Kreidebrüche,

	 4.	 naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Gebüsche und Wälder  
		  trockenwarmer Standorte, Feldgehölze und Feldhecken.

	 Soweit es sich bei den Biotopen um Gebiete gemeinschaftlicher Bedeu- 
	 tung oder um nach § 21 Absatz 1 ausgewählte oder festgesetzte Euro 
	 päische Vogelschutzgebiete handelt, gilt ferner § 21 Absatz 2 Satz 2.

(2)	 Absatz 1 gilt auch für die folgenden Geotope in der in der Anlage 3 zu  
	 diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung:

§ 20
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		  Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe  
		  mit bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grob-	
		  sand- und Schillgründe im Meeres- und Küstenbereich.

	 Die Verbote des Satzes 1 gelten auch für weitere von den Ländern  
	 gesetzlich geschützte Biotope. Satz 1 Nummer 5 gilt nicht für genutzte  
	 Höhlen- und Stollenbereiche sowie für Maßnahmen zur Verkehrssiche- 
	 rung von Höhlen und naturnahen Stollen.
	 [Absatz 2 Satz 3 gilt ab 01.04.2018.]

(3)	 Von den Verboten des Absatzes 2 kann auf Antrag eine Ausnahme  
	 zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen wer- 
	 den können.

(4)	 Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebau 
	 ungsplänen Handlungen im Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann  
	 auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder  
	 Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des  
	 Bebauungsplans entschieden werden. Ist eine Ausnahme zugelassen  
	 oder eine Befreiung gewährt worden, bedarf es für die Durchführung  
	 eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahme  
	 oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des Vorhabens innerhalb  
	 von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans begonnen  
	 wird.

(5)	 Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die während der Laufzeit einer  
	 vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an öffentlichen Pro- 
	 grammen zur Bewirtschaftungsbeschränkung entstanden sind, gilt  
	 Absatz 2 nicht für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-, forst-,  
	 oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung innerhalb von zehn Jahren  
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	 1.	 Findlinge, Blockpackungen, Gesteinsschollen und Oser,
	 2.	 Trockentäler und Kalktuff-Vorkommen,

	 3.	 offene Binnendünen und Kliffranddünen,

	 4.	 Kliffs und Haken.

(3)	 Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnah- 
	 men zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope oder Geoto- 
	 pe ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegen- 
	 den Gründen des Gemeinwohls notwendig ist. Über Satz 1 hinaus ist  
	 eine Ausnahme zuzulassen, wenn es sich um Biotope oder Geotope  
	 handelt, die nach dem Inkraftreten eines Bebauungsplans entstanden  
	 sind, und eine nach dem Bebauungsplan zulässige Nutzung verwirk- 
	 licht werden soll. Soweit es sich bei den Biotopen oder Geotopen um  
	 Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung oder um nach § 21 Absatz 1  
	 ausgewählte oder festgesetzte Europäische Vogelschutzgebiete  
	 handelt, sind Ausnahmen nur zulässig, wenn auch die Anforderungen  
	 von § 34 Absatz 1 bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes erfüllt sind. Bei  
	 Ausnahmen, die aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls  
	 notwendig sind, finden die Bestimmungen des § 15 Absatz 2 und 6 des  
	 Bundesnaturschutzgesetzes über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
	 Anwendung.

§ 20
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	 nach Beendigung der betreffenden vertraglichen Vereinbarung oder  
	 der Teilnahme an den betreffenden öffentlichen Programmen.

(6)	 Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf Flächen entstanden sind,  
	 bei denen eine zulässige Gewinnung von Bodenschätzen einge- 
	 schränkt oder unterbrochen wurde, gilt Absatz 2 nicht für die Wieder- 
	 aufnahme der Gewinnung innerhalb von fünf Jahren nach der Ein- 
	 schränkung oder Unterbrechung.

(7)	 Die gesetzlich geschützten Biotope werden registriert und die Regis- 
	 trierung wird in geeigneter Weise öffentlich zugänglich gemacht. Die  
	 Registrierung und deren Zugänglichkeit richten sich nach Landesrecht.

(8)	 Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der Bestimmungen  
	 über Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt.

Abschnitt 2 Netz  „Natura 2000“

§ 31
Aufbau und Schutz des Netzes  „Natura 2000“

Der Bund und die Länder erfüllen die sich aus den Richtlinien 92/43/EWG 
und 2009/147/EG ergebenden Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz 
des zusammenhängenden europäischen ökologischen Netzes „Natura 
2000“ im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 92/43/EWG.

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 30
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§ 20

(4)	 Die Biotope nach Absatz 1 und die Geotope nach Absatz 2 sind in ein  
	 Verzeichnis einzutragen, das von der oberen Naturschutzbehörde  
	 geführt wird. Das Verzeichnis liegt bei der oberen sowie der örtlich  
	 zuständigen unteren Naturschutzbehörde zur Einsicht für jedermann  
	 aus. Die Verbote der Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von der Auf- 
	 nahme in das Verzeichnis.

(5)	 Die Eintragung in die Verzeichnisse wird den Eigentümern oder Nut- 
	 zungsberechtigten der Grundstücke, auf denen sich die Biotope oder  
	 Geotope befinden, schriftlich und unter Hinweis auf die Verbote des  
	 Absatzes 1 bekannt gegeben. An die Stelle der Bekanntgabe nach  
	 Satz 1 kann die ortsübliche Bekanntmachung in der betreffenden  
	 Gemeinde treten. Die Biotope und Geotope können in der Örtlichkeit  
	 entsprechend § 14 Absatz 6 kenntlich gemacht werden.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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§ 32
Schutzgebiete

(1)	 Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Artikel 4  
	 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 4 Absatz 1 und 2 der  
	 Richtlinie 2009/147/EG zu benennen sind, nach den in diesen Vorschrif- 
	 ten genannten Maßgaben aus. Sie stellen das Benehmen mit dem  
	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher- 
	 heit her. Dieses beteiligt die anderen fachlich betroffenen Bundes- 
	 ministerien und benennt die ausgewählten Gebiete der Kommission.  
	 Es übermittelt der Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine  
	 finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur Erfüllung der Ver- 
	 pflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG ein- 
	 schließlich der Zahlung eines finanziellen Ausgleichs insbesondere für  
	 die Land- und Forstwirtschaft erforderlich ist.

(2)	 Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie  
	 92/43/EWG aufgenommenen Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4  
	 Absatz 4 dieser Richtlinie und die nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der  
	 Richtlinie 2009/147/EG benannten Gebiete entsprechend den jeweili- 
	 gen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft  
	 im Sinne des § 20 Absatz 2 zu erklären.

(3)	 Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den  
	 jeweiligen Erhaltungszielen und die erforderlichen Gebietsbegrenzun- 
	 gen. Es soll dargestellt werden, ob prioritäre natürliche Lebensraum- 
	 typen oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch geeignete Gebote  
	 und Verbote sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzu- 
	 stellen, dass den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/ 
	 EWG entsprochen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben  
	 unberührt.
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§ 21

§ 21
Netz  „Natura 2000“

(zu den §§ 32 bis 34 BNatSchG)

(1)	 Die Auswahl der Gebiete nach § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bundesna- 
	 turschutzgesetzes erfolgt durch die Landesregierung. Die oberste  
	 Naturschutzbehörde stellt das Benehmen mit dem Bundesministerium  
	 für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nach § 32 Absatz 1  
	 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes her.

(2)	 Die Landesregierung kann die Gebiete nach Artikel 4 Absatz 2 Unterab- 
	 satz 3 der Richtlinie 92/43/EWG und nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der  
	 Richtlinie 2009/147/EG durch Rechtsverordnung zu besonderen  
	 Schutzgebieten erklären. In den Gebieten nach Satz 1 sind alle Vorha- 
	 ben, Maßnahmen, Veränderungen oder Störungen, die zu erheblichen  
	 Beeinträchtigungen eines Gebietes des europäischen ökologischen  
	 Netzes „Natura 2000“ in seinen für die Erhaltungsziele maßgeblichen  
	 Bestandteilen führen können, unzulässig und können durch die zustän- 
	 dige Naturschutzbehörde untersagt werden, sofern sie nicht nach § 34  
	 Absatz 1 bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes zugelassen sind.

[Anm. d. Red.: siehe dazu die Natura 2000-Gebiete-Landesverordnung  
Seite 356.]

(3)	 Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt die Namen der Gebiete,  
	 die Gebietsgrenzen in den Maßstäben 1 : 250 000 (Übersichtskarte) und  
	 1 : 25 000 (Detailkarten), die zu schützenden Arten und Biotope von  
	 gemeinschaftlicher Bedeutung sowie den Schutzzweck und die Erhal- 
	 tungsziele. Sie kann darüber hinaus Ge- und Verbote sowie Pflege-  
	 und Entwicklungsmaßnahmen enthalten, sofern diese zur Erfüllung  
	 der Pflichten aus den in Absatz 2 genannten Richtlinien erforderlich  
	 sind. Die Übersichtskarte ist im Gesetz- und Verordnungsblatt zu ver- 
	 künden. Die Detailkarten sind bei der obersten Naturschutzbehörde  

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)
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(4)	 Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 und 3 kann unterbleiben,  
	 soweit nach anderen Rechtsvorschriften einschließlich dieses Geset- 
	 zes und gebietsbezogener Bestimmungen des Landesrechts, nach Ver- 
	 waltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen  
	 oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarungen  
	 ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist.

(5)	 Für Natura 2000-Gebiete können Bewirtschaftungspläne selbständig  
	 oder als Bestandteil anderer Pläne aufgestellt werden.

(6)	 Die Auswahl und die Erklärung von Gebieten im Sinne des Absatzes 1  
	 Satz 1 und des Absatzes 2 im Bereich der deutschen ausschließlichen  
	 Wirtschaftszone und des Festlandsockels zu geschützten Teilen von  
	 Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 richten sich nach § 57.

§ 33
Allgemeine Schutzvorschriften

(1)	 Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beein- 
	 trächtigung eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungszie- 
	 le oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können,  
	 sind unzulässig. Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige  
	 Behörde kann unter den Voraussetzungen des § 34 Absatz 3 bis 5 Aus- 
	 nahmen von dem Verbot des Satzes 1 sowie von Verboten im Sinne des  
	 § 32 Absatz 3 zulassen.

(1a)	In Natura 2000-Gebieten ist die Errichtung von Anlagen zu folgenden  
	 Zwecken verboten:
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§ 21

	 archivmäßig zu verwahren. Ausfertigungen der Detailkarten werden  
	 bei den in § 1 Absatz 3 Nummer 3 bis 5 genannten Naturschutzbehör- 
	 den in unveränderlicher digitaler Form archivmäßig geordnet zur  
	 öffentlichen Einsichtnahme während der Dienststunden und darüber  
	 hinaus auf der Webseite der oberen Naturschutzbehörde bereit gehal- 
	 ten. Für das Verfahren zum Erlass und zur Änderung der Rechtsverord- 
	 nung gilt § 15 Absatz 1 bis 5 mit der Maßgabe, dass die Auslegung  
	 nur in den in § 1 Absatz 3 Nummer 3 bis 5 genannten Naturschutzbe- 
	 hörden stattfindet und die Mitteilung des Ergebnisses durch Verkün- 
	 dung der Rechtsverordnung im Gesetz- und Verordnungsblatt erfolgt.

(4)	 Bei bereits zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft erklärten  
	 Gebieten und Objekten gilt als jeweiliger Schutzzweck auch der in der  
	 Rechtsverordnung nach den Absätzen 2 und 3 genannte Schutzzweck,  
	 soweit es sich um Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung oder Euro- 
	 päische Vogelschutzgebiete handelt.

§ 21 Absatz 2 Satz 1 NatSchAG M-V:
Die Landesregierung kann die Gebiete nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 
3 der Richtlinie 92/43/EWG und nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 
2009/147/EG durch Rechtsverordnung zu besonderen Schutzgebieten er-
klären.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
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	 1. 	 zum Aufbrechen von Schiefer-, Ton- oder Mergelgestein oder von  
		  Kohleflözgestein unter hydraulischem Druck zur Aufsuchung oder  
		  Gewinnung von Erdgas,

	 2. 	 zur untertägigen Ablagerung von Lagerstättenwasser, das bei Maß- 
		  nahmen nach Nummer 1 anfällt.

	 § 34 findet insoweit keine Anwendung.

(2)	 Bei einem Gebiet im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/ 
	 EWG gilt während der Konzertierungsphase bis zur Beschlussfassung  
	 des Rates Absatz 1 Satz 1 im Hinblick auf die in ihm vorkommenden  
	 prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten  
	 entsprechend. Die §§ 34 und 36 finden keine Anwendung.

§ 34
Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen

(1)	 Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträg- 
	 lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu über- 
	 prüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen  
	 Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beein- 
	 trächtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen.  
	 Soweit ein Natura 2000-Gebiet ein geschützter Teil von Natur und  
	 Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die Maßstäbe  
	 für die Verträglichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu erlassenen  
	 Vorschriften, wenn hierbei die jeweiligen Erhaltungsziele bereits  
	 berücksichtigt wurden. Der Projektträger hat die zur Prüfung der  
	 Verträglichkeit sowie der Voraussetzungen nach den Absätzen 3 bis 5  
	 erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(2)	 Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen  
	 Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder  
	 den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist es  
	 unzulässig.

(3)	 Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur zugelassen oder durch- 
	 geführt werden, soweit es 

	 1.	 aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interes- 
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(5)	 Abweichend von § 34 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 ergeben sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit auch aus der Rechts- 
	 verordnung nach Absatz 2 und 3.
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		  ses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, not- 
		  wendig ist und

	 2.	 zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an  
		  anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu  
		  erreichen, nicht gegeben sind.

(4)	 Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürli- 
	 che Lebensraumtypen oder prioritäre Arten betroffen werden, kön- 
	 nen als zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interes- 
	 ses nur solche im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen,  
	 der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des  
	 Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich günstigen Aus- 
	 wirkungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden. Sons- 
	 tige Gründe im Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 können nur berück- 
	 sichtigt werden, wenn die zuständige Behörde zuvor über das Bundes- 
	 ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit eine  
	 Stellungnahme der Kommission eingeholt hat.

(5)	 Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, zuge- 
	 lassen oder durchgeführt werden, sind die zur Sicherung des Zusam- 
	 menhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendigen Maßnahmen vorzu- 
	 sehen. Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission über das  
	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher- 
	 heit über die getroffenen Maßnahmen.

(6)	 Bedarf ein Projekt im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, das nicht von einer  
	 Behörde durchgeführt wird, nach anderen Rechtsvorschriften keiner  
	 behördlichen Entscheidung oder Anzeige an eine Behörde, so ist es der  
	 für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde anzuzei- 
	 gen. Diese kann die Durchführung des Projekts zeitlich befristen oder  
	 anderweitig beschränken, um die Einhaltung der Voraussetzungen der  
	 Absätze 1 bis 5 sicherzustellen. Trifft die Behörde innerhalb eines  
	 Monats nach Eingang der Anzeige keine Entscheidung, kann mit der  
	 Durchführung des Projekts begonnen werden. Wird mit der Durchfüh- 
	 rung eines Projekts ohne die erforderliche Anzeige begonnen, kann die  
	 Behörde die vorläufige Einstellung anordnen. Liegen im Fall des Absat- 
	 zes 2 die Voraussetzungen der Absätze 3 bis 5 nicht vor, hat die Behör- 
	 de die Durchführung des Projekts zu untersagen. Die Sätze 1 bis 5 sind  
	 nur insoweit anzuwenden, als Schutzvorschriften der Länder, ein- 
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(6)	 Das Einholen der Stellungnahme der Kommission nach § 34 Absatz 4  
	 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und die Unterrichtung der  
	 Kommission nach § 34 Absatz 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 erfolgen durch die für die Genehmigung des Projektes zuständige  
	 Genehmigungsbehörde über die fachlich zuständige oberste Landes- 
	 behörde.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)



144

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 34

	 schließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine  
	 strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthalten.

(7)	 Für geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Ab- 
	 satz 2 und gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30 sind die  
	 Absätze 1 bis 6 nur insoweit anzuwenden, als die Schutzvorschriften,  
	 einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen,  
	 keine strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthal- 
	 ten. Die Verpflichtungen nach Absatz 4 Satz 2 zur Beteiligung der Kom- 
	 mission und nach Absatz 5 Satz 2 zur Unterrichtung der Kommission  
	 bleiben unberührt.

(8)	 Die Absätze 1 bis 7 gelten mit Ausnahme von Bebauungsplänen, die 
	  eine Planfeststellung ersetzen, nicht für Vorhaben im Sinne des § 29  
	 des Baugesetzbuches in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 des  
	 Baugesetzbuches und während der Planaufstellung nach § 33 des Bau- 
	 gesetzbuches.
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§ 22
Fortgeltung von Unterschutzstellungen

(1)	 Verordnungen, Anordnungen, Beschlüsse, Behandlungsrichtlinien und  
	 Landschaftspflegepläne, die aufgrund des Reichsnaturschutzgesetzes  
	 vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821), des Naturschutzgesetzes vom  
	 4. August 1954 (GBl. I Nr. 71 S. 695), des Landeskulturgesetzes vom  
	 14. Mai 1970 (GBl. I Nr. 12 S. 67) und der Naturschutzverordnung vom  
	 18. Mai 1989 (GBl. I Nr. 12 S. 159) sowie des Umweltrahmengesetzes  
	 vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 649) zum Schutz oder zur einstweili- 
	 gen Sicherstellung von Nationalparken, Naturschutzgebieten, Land- 
	 schaftsschutzgebieten, Biosphärenreservaten, Naturparken, Natur- 
	 denkmalen, Flächennaturdenkmalen, geschützten Feuchtgebieten,  
	 Schongebieten und geschützten Parks erlassen oder gefasst worden  
	 sind, bleiben in Kraft, sofern sie nicht ausdrücklich aufgehoben wer- 
	 den oder ihre Geltungsdauer abläuft. Für ihre Aufhebung und Ände- 
	 rung gelten die Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften dieses  
	 Gesetzes entsprechend. Die aufgrund von Artikel 3 Nummer 30 Buch- 
	 stabe a, b, c, f und l der Vereinbarung vom 18. September 1990 zum  
	 Einigungsvertrag vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des  
	 Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885, 889, 1239) übergelei- 
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§ 35
Gentechnisch veränderte Organismen

Auf 

1.	 Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen im Sinne des § 3  
	 Nummer 5 des Gentechnikgesetzes und

2.	 die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von rechtmäßig in  
	 Verkehr gebrachten Produkten, die gentechnisch veränderte Organis- 
	 men enthalten oder aus solchen bestehen, sowie den sonstigen, insbe- 
	 sondere auch nicht erwerbswirtschaftlichen, Umgang mit solchen Pro- 
	 dukten, der in seinen Auswirkungen den vorgenannten Handlungen  
	 vergleichbar ist, innerhalb eines Natura 2000-Gebiets

ist § 34 Absatz 1 und 2 entsprechend anzuwenden.
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	 teten Verordnungen können durch Verordnung der obersten Natur- 
	 schutzbehörde geändert werden.

(2)	 Die aufgrund des § 3 des Ersten Gesetzes zum Naturschutz im Land  
	 Mecklenburg-Vorpommern und aufgrund des Landesnaturschutzge- 
	 setzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung  
	 erlassenen oder fortgeltenden Unterschutzstellungen und einstweili- 
	 gen Sicherstellungen bleiben in Kraft, sofern sie nicht ausdrücklich  
	 aufgehoben oder geändert werden oder ihre Geltungsdauer abläuft.  
	 § 26 Absatz 1 Satz 4 des Landesnaturschutzgesetzes in der Fassung der  
	 Bekanntmachung vom 22. Oktober 2002 (GVOBl. M-V 2003 S. 1) gilt  
	 entsprechend.

(3)	 Soweit in den nach den Absätzen 1 und 2 fortgeltenden Regelungen  
	 über den Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft auf außer  
	 Kraft getretene oder tretende Rechtsvorschriften verwiesen wird, tre- 
	 ten die entsprechenden Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 und dieses Gesetzes oder die entsprechenden aufgrund dieser Gesetze  
	 erlassenen Vorschriften an deren Stelle.

NatSchAG M-V– Kapitel 3 – Schutz bestimmter Teile von Natur und
Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatschG)



148

BNatSchG – Kapitel 4 – Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft

§ 36

§ 36
Pläne

Auf 

1.	 Linienbestimmungen nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes und  
	 § 13 des Bundeswasserstraßengesetzes sowie

2.	 Pläne, die bei behördlichen Entscheidungen zu beachten oder zu  
	 berücksichtigen sind

ist § 34 Absatz 1 bis 5 entsprechend anzuwenden.
Bei Raumordnungsplänen im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 7 des Raum-
ordnungsgesetzes und bei Bauleitplänen und Satzungen nach § 34 Absatz 
4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches findet § 34 Absatz 1 Satz 1 keine 
Anwendung.	
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Kapitel 5
Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten 

und Biotope

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 37
Aufgaben des Artenschutzes

(1)	 Die Vorschriften dieses Kapitels sowie § 6 Absatz 3 dienen dem Schutz  
	 der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten. Der Artenschutz umfasst 

	 1.	 den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer  
		  Lebensgemeinschaften vor Beeinträchtigungen durch den Men- 
		  schen und die Gewährleistung ihrer sonstigen Lebensbedingun- 
		  gen,

	 2.	 den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier-  
		  und Pflanzenarten sowie

	 3.	 die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wild  
		  lebender Arten in geeigneten Biotopen innerhalb ihres natürlichen  
		  Verbreitungsgebiets.

(2)	 Die Vorschriften des Pflanzenschutzrechts, des Tierschutzrechts, des  
	 Seuchenrechts sowie des Forst-, Jagd- und Fischereirechts bleiben von  
	 den Vorschriften dieses Kapitels und den auf Grund dieses Kapitels er- 
	 lassenen Rechtsvorschriften unberührt. Soweit in jagd- oder fischerei- 
	 rechtlichen Vorschriften keine besonderen Bestimmungen zum Schutz  
	 und zur Pflege der betreffenden Arten bestehen oder erlassen werden,  
	 sind vorbehaltlich der Rechte der Jagdausübungs- oder Fischereibe- 
	 rechtigten die Vorschriften dieses Kapitels und die auf Grund dieses  
	 Kapitels erlassenen Rechtsvorschriften anzuwenden.
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und Biotope (zu den §§ 37 bis 55 BNatSchG)
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§ 38
Allgemeine Vorschriften für den Arten-, Lebensstätten- und Biotop-

schutz

(1)	 Zur Vorbereitung und Durchführung der Aufgaben nach § 37 Absatz 1  
	 erstellen die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen  
	 Behörden des Bundes und der Länder auf der Grundlage der Beobach- 
	 tung nach § 6 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsziele und verwirkli- 
	 chen sie.

(2)	 Soweit dies zur Umsetzung völker- und gemeinschaftsrechtlicher Vor- 
	 gaben oder zum Schutz von Arten, die in einer Rechtsverordnung nach  
	 § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, einschließlich deren Lebens- 
	 stätten, erforderlich ist, ergreifen die für Naturschutz und Landschafts- 
	 pflege zuständigen Behörden des Bundes und der Länder wirksame  
	 und aufeinander abgestimmte vorbeugende Schutzmaßnahmen oder  
	 stellen Artenhilfsprogramme auf. Sie treffen die erforderlichen Maß- 
	 nahmen, um sicherzustellen, dass der unbeabsichtigte Fang oder das  
	 unbeabsichtigte Töten keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen  
	 auf die streng geschützten Arten haben.

(3)	 Die erforderliche Forschung und die notwendigen wissenschaftlichen  
	 Arbeiten im Sinne des Artikels 18 der Richtlinie 92/43/EWG und des  
	 Artikels 10 der Richtlinie 2009/147/EG werden gefördert.

Abschnitt 2 
Allgemeiner Artenschutz

§ 39
Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen; Ermächtigung 

zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Es ist verboten, 

	 1.	 wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünfti- 
		  gen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten,

	 2.	 wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Stand 
		  ort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände niederzu 
		  schlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten,
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	 3.	 Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ohne vernünftigen  
		  Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören.

(2)	 Vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Bestimmungen ist es  
	 verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der in Anhang V der Richtli- 
	 nie 92/43/EWG aufgeführten Arten aus der Natur zu entnehmen. Die  
	 Länder können Ausnahmen von Satz 1 unter den Voraussetzungen des  
	 § 45 Absatz 7 oder des Artikels 14 der Richtlinie 92/43/EWG zulassen.

(3)	 Jeder darf abweichend von Absatz 1 Nummer 2 wild lebende Blumen,  
	 Gräser, Farne, Moose, Flechten, Früchte, Pilze, Tee- und Heilkräuter so 
	 wie Zweige wild lebender Pflanzen aus der Natur an Stellen, die keinem  
	 Betretungsverbot unterliegen, in geringen Mengen für den persönli- 
	 chen Bedarf pfleglich entnehmen und sich aneignen.

(4)	 Das gewerbsmäßige Entnehmen, Be- oder Verarbeiten wild lebender  
	 Pflanzen bedarf unbeschadet der Rechte der Eigentümer und sons- 
	 tiger Nutzungsberechtigter der Genehmigung der für Naturschutz und  
	 Landschaftspflege zuständigen Behörde. Die Genehmigung ist zu ertei- 
	 len, wenn der Bestand der betreffenden Art am Ort der Entnahme nicht  
	 gefährdet und der Naturhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt wer- 
	 den. Die Entnahme hat pfleglich zu erfolgen. Bei der Entscheidung über  
	 Entnahmen zu Zwecken der Produktion regionalen Saatguts sind die  
	 günstigen Auswirkungen auf die Ziele des Naturschutzes und der Land- 
	 schaftspflege zu berücksichtigen.

(5)	 Es ist verboten, 

	 1.	 die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutz- 
		  ten Grundflächen sowie an Hecken und Hängen abzubrennen oder  
		  nicht land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte Flächen so zu  
		  behandeln, dass die Tier- oder Pflanzenwelt erheblich beeinträchtigt  
		  wird,

	 2.	 Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder  
		  gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäu- 
		  ne, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum  
		  30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu  
		  beseitigen; zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur  
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		  Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung  
		  von Bäumen,

	 3.	 Röhrichte in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September zurück- 
		  zuschneiden; außerhalb dieser Zeiten dürfen Röhrichte nur in  
		  Abschnitten zurückgeschnitten werden,

	 4.	 ständig wasserführende Gräben unter Einsatz von Grabenfräsen zu  
		  räumen, wenn dadurch der Naturhaushalt, insbesondere die Tier- 
		  welt erheblich beeinträchtigt wird.

	 Die Verbote des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 gelten nicht für 

	 1.	 behördlich angeordnete Maßnahmen,

	 2.	 Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise  
		  oder zu anderer Zeit durchgeführt werden können, wenn sie 

		  a)	 behördlich durchgeführt werden,

		  b)	 behördlich zugelassen sind oder

		  c)	 der Gewährleistung der Verkehrssicherheit dienen,

	 3.	 nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft,

	 4.	 zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs  
		  zur Verwirklichung der Baumaßnahmen beseitigt werden muss.

	 Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung  
	 bei den Verboten des Satzes 1 Nummer 2 und 3 für den Bereich eines  
	 Landes oder für Teile des Landes erweiterte Verbotszeiträume vorzuse- 
	 hen und den Verbotszeitraum aus klimatischen Gründen um bis zu  
	 zwei Wochen zu verschieben. Sie können die Ermächtigung nach Satz 3  
	 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen.

(6)	 Es ist verboten, Höhlen, Stollen, Erdkeller oder ähnliche Räume, die als  
	 Winterquartier von Fledermäusen dienen, in der Zeit vom 1. Oktober  
	 bis zum 31. März aufzusuchen; dies gilt nicht zur Durchführung unauf- 
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Artenschutz

(1)	 Die Ermächtigungen zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 39  
	 Absatz 5 Satz 3, § 45 Absatz 7 Satz 4 und § 54 Absatz 10 des Bundesna- 
	 turschutzgesetzes werden auf die oberste Naturschutzbehörde über- 
	 tragen.

§ 23
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	 schiebbarer und nur geringfügig störender Handlungen sowie für tou- 
	 ristisch erschlossene oder stark genutzte Bereiche.

(7)	 Weiter gehende Schutzvorschriften insbesondere des Kapitels 4 und  
	 des Abschnitts 3 des Kapitels 5 einschließlich der Bestimmungen über  
	 Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt.

§ 40
Ausbringen von Pflanzen und Tieren

(1)	 Das Ausbringen von Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem  
	 betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren  
	 nicht mehr vorkommt sowie von Tieren bedarf der Genehmigung der  
	 zuständigen Behörde. Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen,  
	 wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem betreffenden Gebiet  
	 haben. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Gefährdung von  
	 Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten nicht auszu- 
	 schließen ist. Von dem Erfordernis einer Genehmigung sind ausgenom- 
	 men 

	 1.	 der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirtschaft,

	 2.	 der Einsatz von Tieren zum Zweck des biologischen Pflanzenschut- 
		  zes

		  a)	 der Arten, die in dem betreffenden Gebiet in freier Natur in den  
			   letzten 100 Jahren vorkommen oder vorkamen,

		  b)	 anderer Arten, sofern der Einsatz einer pflanzenschutzrechtli- 
			   chen Genehmigung bedarf, bei der die Belange des Artenschut- 
			   zes berücksichtigt sind,

	 3.	 das Ansiedeln von Tieren, die dem Jagd- oder Fischereirecht unter- 
		  liegen, sofern die Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur in  
		  den letzten 100 Jahren vorkommt oder vorkam,

	 4.	 das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer Vorkom- 
		  mensgebiete bis einschließlich 1. März 2020; bis zu diesem Zeit 
		  punkt sollen in der freien Natur Gehölze und Saatgut vorzugsweise  
		  nur innerhalb ihrer Vorkommensgebiete ausgebracht werden.
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	 Artikel 22 der Richtlinie 92/43/EWG sowie die Vorschriften der Verord- 
	 nung (EU) Nr. 1143/2014 sind zu beachten.

(2)	 Genehmigungen nach Absatz 1 werden bei im Inland noch nicht vor- 
	 kommenden Arten vom Bundesamt für Naturschutz erteilt.

(3)	 Die zuständige Behörde kann anordnen, dass ungenehmigt ausge- 
	 brachte Tiere und Pflanzen oder sich unbeabsichtigt in der freien Natur  
	 ausbreitende Pflanzen sowie dorthin entkommene Tiere beseitigt wer- 
	 den, soweit es zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen, Bioto- 
	 pen oder Arten erforderlich ist.

§ 40a
Maßnahmen gegen invasive Arten

(1)	 Die zuständigen Behörden treffen nach pflichtgemäßem Ermessen die  
	 im Einzelfall erforderlichen und verhältnismäßigen Maßnahmen, um

	 1. 	 sicherzustellen, dass die Vorschriften der Verordnung (EU) Nr.  
		  1143/2014, dieses Kapitels und der auf ihrer Grundlage erlassenen  
		  Rechtsvorschriften in Bezug auf invasive Arten eingehalten werden  
		  und um

	 2. 	 die Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu verhin- 
		  dern oder zu minimieren.

	 Soweit Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 in der freien Natur invasive  
	 und entweder dem Jagdrecht unterliegende oder andere Arten betref- 
	 fen, bei denen die Maßnahmen im Rahmen des Jagdschutzes durch- 
	 geführt werden können, werden sie im Einvernehmen mit den nach  
	 Landesrecht für Jagd zuständigen Behörden unbeschadet des fortbe- 
	 stehenden Jagdrechts nach den §§ 1, 2 und 23 des Bundesjagdgeset- 
	 zes festgelegt. Maßnahmen mit jagdlichen Mitteln sind im Einverneh- 
	 men mit den Jagdausübungsberechtigten, Maßnahmen ohne Einsatz  
	 jagdlicher Mittel mit Rücksicht auf deren berechtigte Interessen durch- 
	 zuführen. Soweit Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 in der freien  
	 Natur dem Fischereirecht unterliegende invasive Arten betreffen, wer- 
	 den sie im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Fischerei  
	 zuständigen Behörden festgelegt. Maßnahmen mit fischereilichen  
	 Mitteln sind im Einvernehmen mit dem Fischereiausübungsberechtig- 

BNatSchG – Kapitel 5 – Schutz der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope

 § 40



161

NatSchAG M-V – Kapitel 4 – Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzen-
arten, ihrer Lebensstätten und Biotope (zu den §§ 37 bis 55 BNatSchG)

§ 23



162

	 ten, Maßnahmen ohne Einsatz fischereilicher Mittel mit Rücksicht auf  
	 deren berechtigte Interessen durchzuführen. Bei Gefahr im Verzug  
	 bedarf es des Einvernehmens nach den Sätzen 2 bis 5 nicht.

(2)	 Liegen Anhaltspunkte für das Vorhandensein einer invasiven Art vor,  
	 sind Eigentümer und Inhaber der tatsächlichen Gewalt verpflichtet,  
	 eine Untersuchung von Gegenständen, Substraten, Transportmitteln,  
	 Anlagen, Grundstücken, Gebäuden oder Räumen im Hinblick auf das  
	 Vorhandensein invasiver Arten zu dulden.

(3)	 Die zuständige Behörde kann gegenüber demjenigen, der die Aus- 
	 bringung, die Ausbreitung oder das Entkommen von invasiven Arten  
	 verursacht hat, deren Beseitigung und dafür bestimmte Verfahren  
	 anordnen, soweit dies zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen,  
	 Biotopen oder Arten erforderlich ist. Eigentümer von Grundstücken  
	 und anderen in Absatz 2 genannten Sachen sowie der Inhaber der tat- 
	 sächlichen Gewalt sind verpflichtet, Maßnahmen der zuständigen  
	 Behörde zur Beseitigung oder Verhinderung einer Ausbreitung invasi- 
	 ver Arten zu dulden.

(4)	 Die zuständige Behörde kann Exemplare invasiver Arten beseitigen  
	 oder durch Beauftragte beseitigen lassen, wenn eine Beseitigung durch  
	 die in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen nicht oder nicht rechtzeitig  
	 erreicht werden kann. Die durch die Maßnahme entstehenden Kosten  
	 können den in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen auferlegt werden.

(5)	 Steht ein Grundstück im Eigentum der öffentlichen Hand, soll der  
	 Eigentümer die von der zuständigen Behörde festgelegten Beseiti- 
	 gungsmaßnahmen nach Artikel 17 oder Managementmaßnahmen  
	 nach Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 bei der Bewirtschaf- 
	 tung des Grundstücks in besonderer Weise berücksichtigen. Satz 1 gilt  
	 auch, wenn das Grundstück im Eigentum eines privatrechtlich orga- 
	 nisierten Unternehmens steht, an dem mehrheitlich eine Gebietskör- 
	 perschaft Anteile hält.

(6)	 Die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung einer Ver- 
	 breitung invasiver Arten durch Seeschiffe richten sich nach dem Gesetz  
	 über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt sowie  
	 den auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften.
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§ 40b
Nachweispflicht und Einziehung bei invasiven Arten

Wer Exemplare einer invasiven Art besitzt oder die tatsächliche Gewalt dar-
über ausübt, kann sich gegenüber den zuständigen Behörden auf eine Be-
rechtigung hierzu nur berufen, wenn er diese Berechtigung auf Verlangen 
nachweist. Beruft sich die Person auf die Übergangsbestimmungen nach 
Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 genügt es, wenn sie diese Be-
rechtigung glaubhaft macht. § 47 gilt entsprechend.

§ 40c
Genehmigungen

(1)	 Abweichend von den Verboten des Artikels 7 Absatz 1 Buchstaben a, b,  
	 c, d, f und g der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 bedürfen die Forschung  
	 an und Ex-situ-Erhaltung von invasiven Arten einer Genehmigung  
	 durch die zuständige Behörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn  
	 die Voraussetzungen des Artikels 8 Absatz 2 bis 4 der Verordnung (EU)  
	 Nr. 1143/2014 vorliegen. Eine Genehmigung ist für Bestände invasiver  
	 Tierarten nicht erforderlich, die vor dem 3. August 2016 gehalten wur- 
	 den, sich unter Verschluss befinden und in denen keine Vermehrung  
	 stattfindet.

(2)	 Absatz 1 gilt entsprechend für die wissenschaftliche Herstellung und  
	 die anschließende medizinische Verwendung von Produkten, die aus  
	 invasiven Arten hervorgegangen sind, wenn die Verwendung der Pro- 
	 dukte unvermeidbar ist, um Fortschritte für die menschliche Gesund- 
	 heit zu erzielen.

(3)	 Für andere Tätigkeiten kann in Ausnahmefällen auf Antrag eine Geneh- 
	 migung nach Maßgabe von Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014  
	 erteilt werden. Die zuständige Behörde reicht den Zulassungsantrag  
	 über das elektronische Zulassungssystem nach Artikel 9 Absatz 2 der  
	 Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 bei der Kommission ein. Eine Zulassung  
	 durch die Kommission ist nicht erforderlich, wenn Beschränkungen  
	 einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 betroffen sind.

(4)	 Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch unter Vorlage der zur Prü- 
	 fung erforderlichen Unterlagen bei der zuständigen Behörde einzurei- 
	 chen. Im Falle des Absatzes 3 sind die in Satz 1 genannten Unterlagen  
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	 der zuständigen Behörde auch als elektronisches Dokument zu über 
	 mitteln.

(5)	 Die Genehmigung kann widerrufen werden, wenn unvorhergesehene  
	 Ereignisse mit einer nachteiligen Auswirkung auf die biologische Viel- 
	 falt oder damit verbundene Ökosystemdienstleistungen eintreten. Der  
	 Widerruf ist wissenschaftlich zu begründen; sind die wissenschaftli- 
	 chen Angaben nicht ausreichend, erfolgt der Widerruf unter Anwen- 
	 dung des Vorsorgeprinzips.

§ 40d
Aktionsplan zu Pfaden invasiver Arten

(1)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit beschließt nach Anhörung der Länder im Einvernehmen mit  
	 dem Bundesministerium fürVerkehr und digitale Infrastruktur sowie  
	 dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft einen Akti- 
	 onsplan nach Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 zu den  
	 Einbringungs- und Ausbreitungspfaden invasiver Arten nach § 7 Ab- 
	 satz 2 Nummer 9 Buchstabe a. Satz 1 gilt auch für invasive Arten nach  
	 § 7 Absatz 2 Nummer 9 Buchstabe b, soweit die Kommission insoweit in  
	 einem Durchführungsrechtsakt nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 eine  
	 Anwendung des Artikels 13 vorsieht, sowie für invasive Arten, die in  
	 einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 aufge- 
	 führt sind.

(2)	 Der Aktionsplan ist mindestens alle sechs Jahre zu überarbeiten.

(3)	 Anstatt eines Aktionsplans können auch mehrere Aktionspläne für  
	 verschiedene Einbringungs- und Ausbreitungspfade invasiver Arten  
	 beschlossen werden. Für diese Aktionspläne gelten die Absätze 1 und 2  
	 entsprechend.

§ 40e
Managementmaßnahmen

(1)	 Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden  
	 legen nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014  
	 Managementmaßnahmen fest. Sie stimmen die Maßnahmen nach  
	 Satz 1 sowohl untereinander als auch, soweit erforderlich, mit den  
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	 zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen  
	 Union ab. Die Abstimmung mit Behörden anderer Mitgliedstaaten  
	 erfolgt im Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
	 schutz, Bau und Reaktorsicherheit.

(2)	 Soweit die Managementmaßnahmen invasive und entweder dem  
	 Jagdrecht unterliegende oder andere Arten betreffen, bei denen die  
	 Maßnahmen im Rahmen des Jagdschutzes durchgeführt werden  
	 können, werden sie im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für  
	 Jagd zuständigen Behörden unbeschadet des fortbestehenden Jagd- 
	 rechts nach den §§ 1, 2 und 23 des Bundesjagdgesetzes festgelegt; soweit  
	 dem Fischereirecht unterliegende invasive Arten betroffen sind, im Ein- 
	 vernehmen mit den nach Landesrecht für Fischerei zuständigen Behör- 
	 den.

§ 40f
Beteiligung der Öffentlichkeit

(1)	 Bei der Aufstellung von Aktionsplänen gemäß § 40d und der Festle- 
	 gung von Managementmaßnahmen gemäß § 40e ist eine Öffentlich- 
	 keitsbeteiligung entsprechend § 14i des Gesetzes über die Umweltver- 
	 träglichkeitsprüfung durchzuführen.

(2)	 Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung ist bei der Aufstellung des  
	 Aktionsplans nach § 40d Absatz 1 und der Festlegung von Manage- 
	 mentmaßnahmen nach § 40e angemessen zu berücksichtigen.

(3)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit macht den Aktionsplan nach § 40d Absatz 1 mit Begründung  
	 im Bundesanzeiger bekannt. In der Begründung sind das Verfahren zur  
	 Aufstellung des Aktionsplans und die Gründe und Erwägungen, auf  
	 denen der Aktionsplan beruht, angemessen darzustellen. Die Bekannt- 
	 machung von nach § 40e festgelegten Managementmaßnahmen rich- 
	 tet sich nach Landesrecht.

(4)	 Bei Überarbeitungen nach § 40d Absatz 2 und der Änderung von Ma- 
	 nagementmaßnahmen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.

(5)	 Soweit Aktionspläne nach dem Gesetz über die Umweltverträglich- 
	 keitsprüfung einer strategischen Umweltprüfung bedürfen, ist die  
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	 Beteiligung der Öffentlichkeit nach den Absätzen 1 und 2 Teil der stra- 
	 tegischen Umweltprüfung nach § 42 des Gesetzes über die Umweltver- 
	 träglichkeitsprüfung.“

§ 41
Vogelschutz an Energiefreileitungen

Zum Schutz von Vogelarten sind neu zu errichtende Masten und techni-
sche Bauteile von Mittelspannungsleitungen konstruktiv so auszuführen, 
dass Vögel gegen Stromschlag geschützt sind. An bestehenden Masten 
und technischen Bauteilen von Mittelspannungsleitungen mit hoher Ge-
fährdung von Vögeln sind bis zum 31. Dezember 2012 die notwendigen 
Maßnahmen zur Sicherung gegen Stromschlag durchzuführen. Satz 2 gilt 
nicht für die Oberleitungsanlagen von Eisenbahnen.

§ 42
Zoos

(1)	 Zoos sind dauerhafte Einrichtungen, in denen lebende Tiere wild  
	 lebender Arten zwecks Zurschaustellung während eines Zeitraumes  
	 von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden. Nicht als Zoo  
	 gelten 

	 1.	 Zirkusse,

	 2.	 Tierhandlungen und

	 3.	 Gehege zur Haltung von nicht mehr als fünf Arten von Schalenwild,  
		  das im Bundesjagdgesetz aufgeführt ist, oder Einrichtungen, in  
		  denen nicht mehr als 20 Tiere anderer wild lebender Arten gehalten  
		  werden.

(2)	 Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb  
	 eines Zoos bedürfen der Genehmigung. Die Genehmigung bezieht sich  
	 auf eine bestimmte Anlage, bestimmte Betreiber, auf eine bestimm- 
	 te Anzahl an Individuen einer jeden Tierart sowie auf eine bestimmte  
	 Betriebsart.

(3)	 Zoos sind so zu errichten und zu betreiben, dass
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	 1.	 bei der Haltung der Tiere den biologischen und den Erhaltungsbe- 
		  dürfnissen der jeweiligen Art Rechnung getragen wird, insbeson- 
		  dere die jeweiligen Gehege nach Lage, Größe und Gestaltung und  
		  innerer Einrichtung art- und tiergerecht ausgestaltet sind,

	 2.	 die Pflege der Tiere auf der Grundlage eines dem Stand der guten  
		  veterinärmedizinischen Praxis entsprechenden schriftlichen  
		  Programms zur tiermedizinischen Vorbeugung und Behandlung so 
		  wie zur Ernährung erfolgt,

	 3.	 dem Eindringen von Schadorganismen sowie dem Entweichen der  
		  Tiere vorgebeugt wird,

	 4.	 die Vorschriften des Tier- und Artenschutzes beachtet werden,

	 5.	 ein Register über den Tierbestand des Zoos in einer den verzeichne- 
		  ten Arten jeweils angemessenen Form geführt und stets auf dem  
		  neuesten Stand gehalten wird,

	 6.	 die Aufklärung und das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Bezug auf  
		  den Erhalt der biologischen Vielfalt gefördert wird, insbesondere  
		  durch Informationen über die zur Schau gestellten Arten und ihre  
		  natürlichen Biotope,

	 7.	 sich der Zoo beteiligt an 

		  a)	 Forschungen, die zur Erhaltung der Arten beitragen, einschließ- 
			   lich des Austausches von Informationen über die Arterhaltung,  
			   oder

		  b)	 der Aufzucht in Gefangenschaft, der Bestandserneuerung und  
			   der Wiederansiedlung von Arten in ihren Biotopen oder

		  c)	 der Ausbildung in erhaltungsspezifischen Kenntnissen und  
			   Fähigkeiten.

(4)	 Die Genehmigung nach Absatz 2 ist zu erteilen, wenn 

	 1.	 sichergestellt ist, dass die Pflichten nach Absatz 3 erfüllt werden,
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	 2.	 die nach diesem Kapitel erforderlichen Nachweise vorliegen,

	 3.	 keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zu- 
		  verlässigkeit des Betreibers sowie der für die Leitung des Zoos  
		  verantwortlichen Personen ergeben sowie

	 4.	 andere öffentlich-rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem  
		  Betrieb des Zoos nicht entgegenstehen.

	 Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden;  
	 insbesondere kann eine Sicherheitsleistung für die ordnungsgemäße  
	 Auflösung des Zoos und die Wiederherstellung des früheren Zustands  
	 verlangt werden.

(5)	 Die Länder können vorsehen, dass die in Absatz 2 Satz 1 vorgesehene  
	 Genehmigung die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a und  
	 3 Buchstabe d des Tierschutzgesetzes einschließt.
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(2)	 Gemäß § 42 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes wird bestimmt,  
	 dass die Genehmigung nach § 42 Absatz 2 Satz 1 des Bundesnatur- 
	 schutzgesetzes die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a und  
	 3 Buchstabe d des Tierschutzgesetzes einschließt. Die Genehmigung  
	 nach § 42 Absatz 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ergeht ferner  
	 gemeinsam mit folgenden anlagenbezogenen Entscheidungen:

	 1.	 der Baugenehmigung,

	 2.	 sonstigen naturschutzrechtlichen Entscheidungen, soweit sie nicht  
		  durch Behörden des Bundes zu treffen sind,

	 3.	 sonstigen tierschutzrechtlichen und tierseuchenrechtlichen Ent- 
		  scheidungen sowie

	 4.	 der Entscheidung über die Erfüllung der Voraussetzungen nach § 4  
		  Nummer 20 Buchstabe a des Umsatzsteuergesetzes.

	 Zuständig für alle Entscheidungen sind die in § 6 genannten Behör- 
	 den. Soweit die Genehmigung nach § 42 Absatz 2 Satz 1 des Bundesna- 
	 turschutzgesetzes die Haltung von Tieren wild lebender Arten gestat- 
	 tet, die Menschen lebensgefährlich werden können, insbesondere von  
	 Tieren aller großen Katzen- und Bärenarten, Wölfen, Elefanten, Nashör- 
	 nern, Krokodilen, Riesen- und Giftschlangen und giftigen Gliederfü- 
	 ßern, ergeht sie im Einvernehmen mit der zuständigen Kreisordnungs- 
	 behörde.
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(6)	 Die zuständige Behörde hat die Einhaltung der sich aus den Absätzen 3  
	 und 4 ergebenden Anforderungen unter anderem durch regelmäßige  
	 Prüfungen und Besichtigungen zu überwachen. § 52 gilt entsprechend.

(7)	 Wird ein Zoo ohne die erforderliche Genehmigung oder im Wider- 
	 spruch zu den sich aus den Absätzen 3 und 4 ergebenden Anforderun- 
	 gen errichtet, erweitert, wesentlich geändert oder betrieben, so kann  
	 die zuständige Behörde die erforderlichen Anordnungen treffen, um  
	 die Einhaltung der Anforderungen innerhalb einer angemessenen Frist  
	 sicherzustellen. Sie kann dabei auch bestimmen, den Zoo ganz oder  
	 teilweise für die Öffentlichkeit zu schließen. Ändern sich die Anforde- 
	 rungen an die Haltung von Tieren in Zoos entsprechend dem Stand der  
	 Wissenschaft, soll die zuständige Behörde nachträgliche Anordnun- 
	 gen erlassen, wenn den geänderten Anforderungen nicht auf andere  
	 Weise nachgekommen wird.

(8)	 Soweit der Betreiber Anordnungen nach Absatz 7 nicht nachkommt, ist  
	 der Zoo innerhalb eines Zeitraums von höchstens zwei Jahren nach  
	 deren Erlass ganz oder teilweise zu schließen und die Genehmigung  
	 ganz oder teilweise zu widerrufen. Durch Anordnung ist sicherzustel- 
	 len, dass die von der Schließung betroffenen Tiere angemessen und im  
	 Einklang mit dem Zweck und den Bestimmungen der Richtlinie  
	 1999/22/EG des Rates vom 29. März 1999 über die Haltung von Wildtie- 
	 ren in Zoos (ABl. L 94 vom 9.4.1999, S. 24) auf Kosten des Betreibers art-  
	 und tiergerecht behandelt und untergebracht werden. Eine Beseiti- 
	 gung der Tiere ist nur in Übereinstimmung mit den arten- und tier- 
	 schutzrechtlichen Bestimmungen zulässig, wenn keine andere zumut- 
	 bare Alternative für die Unterbringung der Tiere besteht.

§ 43
Tiergehege

(1)	 Tiergehege sind dauerhafte Einrichtungen, in denen Tiere wild leben- 
	 der Arten außerhalb von Wohn- und Geschäftsgebäuden während  
	 eines Zeitraums von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden  
	 und die kein Zoo im Sinne des § 42 Absatz 1 sind.

(2)	 Tiergehege sind so zu errichten und zu betreiben, dass 

	 1.	 die sich aus § 42 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 ergebenden Anforderun- 
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		  gen eingehalten werden,

	 2.	 weder der Naturhaushalt noch das Landschaftsbild beeinträchtigt  
		  werden und

	 3.	 das Betreten von Wald und Flur sowie der Zugang zu Gewässern  
		  nicht in unangemessener Weise eingeschränkt wird.

(3)	 Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb  
	 eines Tiergeheges sind der zuständigen Behörde mindestens einen  
	 Monat im Voraus anzuzeigen. Diese kann die erforderlichen Anord- 
	 nungen treffen, um die Einhaltung der sich aus Absatz 2 ergebenden  
	 Anforderungen sicherzustellen. Sie kann die Beseitigung eines Tierge- 
	 heges anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände  
	 hergestellt werden können. In diesem Fall gilt § 42 Absatz 8 Satz 2 und  
	 3 entsprechend.

(4)	 Die Länder können bestimmen, dass die Anforderungen nach Absatz 3  
	 nicht gelten für Gehege, 

	 1.	 die unter staatlicher Aufsicht stehen,

	 2.	 die nur für kurze Zeit aufgestellt werden oder eine geringe Fläche  
		  beanspruchen oder

	 3.	 in denen nur eine geringe Anzahl an Tieren oder Tiere mit geringen  
		  Anforderungen an ihre Haltung gehalten werden.
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(3)	 Die Anforderungen des § 43 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 gelten gemäß § 43 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes nicht in  
	 den dort genannten Fällen.

	 Hierzu gehören insbesondere die folgenden Anlagen:

	 1.	 Anlagen der Teichwirtschaft und Fischzucht,

	 2.	 Wildgatter,

	 3.	 Anlagen, in denen Tiere wild lebender Arten zur Wiedereinbürge- 
		  rung im Rahmen eines von der zuständigen Naturschutzbehörde  
		  durchgeführten oder genehmigten Artenhilfsprogramms gehalten  
		  werden,

	 4.	 Anlagen, die für Zwecke eines wissenschaftlichen Instituts auf dem  
		  Grundstück des Instituts errichtet werden,

	 5.	 Anlagen, die zum Zwecke des Handels eines zoologischen Fachge- 
		  schäfts auf dem Grundstück des Fachgeschäfts errichtet werden,
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(5)	 Weiter gehende Vorschriften der Länder bleiben unberührt.

Abschnitt 3 
Besonderer Artenschutz

§ 44
Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 

Pflanzenarten

(1)	 Es ist verboten, 

	 1.	 wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen,  
		  sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsfor- 
		  men aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö- 
		  ren,

	 2.	 wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäi 
		  schen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-,  
		  Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine  
		  erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhal- 
		  tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

	 3.	 Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der  
		  besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu  
		  beschädigen oder zu zerstören,

	 4.	 wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre  
		  Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre  
		  Standorte zu beschädigen oder zu zerstören

	 (Zugriffsverbote).
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6.	 Anlagen auf zum engeren Wohnbereich gehörenden Flächen, in  
		  denen ausschließlich für private Zwecke und in geringer Anzahl  
		  wild lebende Tiere der Arten gehalten werden, die verhaltensge- 
		  recht auch innerhalb von Wohnungen gehalten werden können,

	 7.	 Anlagen der landwirtschaftlichen Haltung von Dam- oder Rotwild  
		  auf landwirtschaftlich genutzten Flächen.

§ 23
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(2)	 Es ist ferner verboten, 

	 1.	 Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten in Besitz oder  
		  Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu haben oder  
		  zu be- oder verarbeiten
		  (Besitzverbote),

	 2.	 Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten im Sinne des  
		  § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchstabe b und c 

		  a)	 zu verkaufen, zu kaufen, zum Verkauf oder Kauf anzubieten, zum  
			   Verkauf vorrätig zu halten oder zu befördern, zu tauschen oder  
			   entgeltlich zum Gebrauch oder zur Nutzung zu überlassen,

		  b)	 zu kommerziellen Zwecken zu erwerben, zur Schau zu stellen  
			   oder auf andere Weise zu verwenden

		  (Vermarktungsverbote).

	 Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 bleibt unberührt.

(3)	 Die Besitz- und Vermarktungsverbote gelten auch für Waren im Sinne  
	 des Anhangs der Richtlinie 83/129/EWG, die entgegen den Artikeln 1  
	 und 3 dieser Richtlinie nach dem 30. September 1983 in die Gemein- 
	 schaft gelangt sind.

(4)	 Entspricht die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung  
	 und die Verwertung der dabei gewonnenen Erzeugnisse den in § 5  
	 Absatz 2 bis 4 dieses Gesetzes genannten Anforderungen sowie den  
	 sich aus § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes und dem  
	 Recht der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft ergebenden Anforde- 
	 rungen an die gute fachliche Praxis, verstößt sie nicht gegen die  
	 Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote. Sind in Anhang IV der  
	 Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Arten, europäische Vogelarten oder  
	 solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Num- 
	 mer 2 aufgeführt sind, betroffen, gilt dies nur, soweit sich der Erhal- 
	 tungszustand der lokalen Population einer Art durch die Bewirtschaf- 
	 tung nicht verschlechtert. Soweit dies nicht durch anderweitige  
	 Schutzmaßnahmen, insbesondere durch Maßnahmen des Gebiets- 
	 schutzes, Artenschutzprogramme, vertragliche Vereinbarungen oder  



183

NatSchAG M-V – Kapitel 4 – Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzen-
arten, ihrer Lebensstätten und Biotope (zu den §§ 37 bis 55 BNatSchG)

§ 23



184

BNatSchG – Kapitel 5 – Schutz der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope

 § 44

	 gezielte Aufklärung sichergestellt ist, ordnet die zuständige Behörde  
	 gegenüber den verursachenden Land-, Forst- oder Fischwirten die  
	 erforderlichen Bewirtschaftungsvorgaben an. Befugnisse nach Landes- 
	 recht zur Anordnung oder zum Erlass entsprechender Vorgaben durch  
	 Allgemeinverfügung oder Rechtsverordnung bleiben unberührt.

(5)	 Für nach § 15 Absatz 1 unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Ein- 
	 griffe in Natur und Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3  
	 zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt werden, sowie für  
	 Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 gelten die Zugriffs-, Besitz-  
	 und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in  
	 Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten,  
	 europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer  
	 Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt  
	 ein Verstoß gegen

	 1. 	 das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht  
		  vor, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorha- 
		  ben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffe- 
		  nen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei  
		  Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnah- 
		  men nicht vermieden werden kann,

	 2. 	 das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und  
		  der Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungs- 
		  formen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Tiere oder ihre  
		  Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme,  
		  die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer  
		  Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung  
		  und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs-  
		  oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, be- 
		  einträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar  
		  sind, 

	 3. 	 das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologi- 
		  sche Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen  
		  Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang  
		  weiterhin erfüllt wird.

	 Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
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	 festgelegt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang  
	 IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten  
	 die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte  
	 Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs  
	 oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermark- 
	 tungsverbote vor.

(6)	 Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbe- 
	 reitung gesetzlich vorgeschriebener Prüfungen, die von fachkundigen  
	 Personen unter größtmöglicher Schonung der untersuchten Exemp- 
	 lare und der übrigen Tier- und Pflanzenwelt im notwendigen Umfang  
	 vorgenommen werden. Die Anzahl der verletzten oder getöteten  
	 Exemplare von europäischen Vogelarten und Arten der in Anhang IV  
	 Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Tierarten ist von  
	 der fachkundigen Person der für Naturschutz und Landschaftspflege  
	 zuständigen Behörde jährlich mitzuteilen.

§ 45
Ausnahmen; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Von den Besitzverboten sind, soweit sich aus einer Rechtsverordnung  
	 nach § 54 Absatz 5 nichts anderes ergibt, ausgenommen 

	 1.	 Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten, die rechtmä- 
		  ßig 

		  a)	 in der Gemeinschaft gezüchtet und nicht herrenlos geworden  
			   sind, durch künstliche Vermehrung gewonnen oder aus der  
			   Natur entnommen worden sind,

		  b)	 aus Drittstaaten in die Gemeinschaft gelangt sind,

	 2.	 Tiere und Pflanzen der Arten, die in einer Rechtsverordnung nach  
		  § 54 Absatz 4 aufgeführt und vor ihrer Aufnahme in die Rechtsver 
		  ordnung rechtmäßig in der Gemeinschaft erworben worden sind.

	 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b gilt nicht für Tiere und Pflanzen der Ar- 
	 ten im Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchstabe b, die nach dem  
	 3. April 2002 ohne eine Ausnahme oder Befreiung nach § 43 Absatz  
	 8 Satz 2 oder § 62 des Bundesnaturschutzgesetzes in der bis zum  
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	 1. März 2010 geltenden Fassung oder nach dem 1. März 2010 ohne ei- 
	 ne Ausnahme nach Absatz 8 aus einem Drittstaat unmittelbar in das  
	 Inland gelangt sind. Abweichend von Satz 2 dürfen tote Vögel von eu- 
	 ropäischen Vogelarten im Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchsta- 
	 be b Doppelbuchstabe bb, soweit diese nach § 2 Absatz 1 des Bundes- 
	 jagdgesetzes dem Jagdrecht unterliegen, zum persönlichen Gebrauch  
	 oder als Hausrat ohne eine Ausnahme oder Befreiung aus einem Dritt- 
	 staat unmittelbar in das Inland verbracht werden.

(2)	 Soweit nach Absatz 1 Tiere und Pflanzen der besonders geschützten  
	 Arten keinen Besitzverboten unterliegen, sind sie auch von den Ver- 
	 marktungsverboten ausgenommen. Dies gilt vorbehaltlich einer  
	 Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 5 nicht für aus der Natur entnom- 
	 mene 

	 1.	 Tiere und Pflanzen der streng geschützten Arten und

	 2.	 Tiere europäischer Vogelarten.

(3)	 Von den Vermarktungsverboten sind auch ausgenommen 

	 1.	 Tiere und Pflanzen der streng geschützten Arten, die vor ihrer  
		  Unterschutzstellung als vom Aussterben bedrohte oder streng  
		  geschützte Arten rechtmäßig erworben worden sind,

	 2.	 Tiere europäischer Vogelarten, die vor dem 6. April 1981 rechtmäßig  
		  erworben worden oder in Anhang III Teil A der Richtlinie 2009/147/ 
		  EG aufgeführt sind,

	 3.	 Tiere und Pflanzen der Arten, die den Richtlinien 92/43/EWG und  
		  2009/147/EG unterliegen und die in einem Mitgliedstaat in Über- 
		  einstimmung mit den Richtlinien zu den in § 44 Absatz 2 Satz 1  
		  Nummer 2 genannten Handlungen freigegeben worden sind.

(4)	 Abweichend von den Besitz- und Vermarktungsverboten ist es vorbe- 
	 haltlich jagd- und fischereirechtlicher Vorschriften zulässig, tot aufge- 
	 fundene Tiere und Pflanzen aus der Natur zu entnehmen und an die  
	 von der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde  
	 bestimmte Stelle abzugeben oder, soweit sie nicht zu den streng  
	 geschützten Arten gehören, für Zwecke der Forschung oder Lehre oder  
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	 zur Präparation für diese Zwecke zu verwenden.

(5)	 Abweichend von den Verboten des § 44 Absatz 1 Nummer 1 sowie den  
	 Besitzverboten ist es vorbehaltlich jagdrechtlicher Vorschriften ferner  
	 zulässig, verletzte, hilflose oder kranke Tiere aufzunehmen, um sie  
	 gesund zu pflegen. Die Tiere sind unverzüglich freizulassen, sobald sie  
	 sich selbständig erhalten können. Im Übrigen sind sie an die von der für  
	 Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde bestimmte  
	 Stelle abzugeben. Handelt es sich um Tiere der streng geschützten  
	 Arten, so hat der Besitzer die Aufnahme des Tieres der für Naturschutz  
	 und Landschaftspflege zuständigen Behörde zu melden. Diese kann  
	 die Herausgabe des aufgenommenen Tieres verlangen.

(6)	 Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können Ausnahmen  
	 von den Besitz- und Vermarktungsverboten zulassen, soweit dies für  
	 die Verwertung beschlagnahmter oder eingezogener Tiere und Pflan- 
	 zen erforderlich ist und Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft  
	 dem nicht entgegenstehen. Ist für die Beschlagnahme oder Einziehung  
	 eine Bundesbehörde zuständig, kann diese Behörde Ausnahmen von  
	 den Besitz- und Vermarktungsverboten im Sinne von Satz 1 zulassen.

(7)	 Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden  
	 sowie im Fall des Verbringens aus dem Ausland das Bundesamt für  
	 Naturschutz können von den Verboten des § 44 im Einzelfall weitere  
	 Ausnahmen zulassen 

	 1.	 zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder  
		  sonstiger erheblicher wirtschaftlicher Schäden,

	 2.	 zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt,

	 3.	 für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung  
		  oder diesen Zwecken dienende Maßnahmen der Aufzucht oder  
		  künstlichen Vermehrung,

	 4.	 im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicher- 
		  heit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbe- 
		  völkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die  
		  Umwelt oder
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	 5.	 aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentli- 
		  chen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher  
		  Art.

	 Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alterna- 
	 tiven nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Popula- 
	 tionen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Absatz 1  
	 der Richtlinie 92/43/EWG weiter gehende Anforderungen enthält. Arti- 
	 kel 16 Absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Absatz 2 der  
	 Richtlinie 2009/147/EG sind zu beachten. Die Landesregierungen kön- 
	 nen Ausnahmen auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Sie  
	 können die Ermächtigung nach Satz 4 durch Rechtsverordnung auf  
	 andere Landesbehörden übertragen.

(8)	 Das Bundesamt für Naturschutz kann im Fall des Verbringens aus dem  
	 Ausland von den Verboten des § 44 unter den Voraussetzungen des  
	 Absatzes 7 Satz 2 und 3 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, um  
	 unter kontrollierten Bedingungen und in beschränktem Ausmaß eine  
	 vernünftige Nutzung von Tieren und Pflanzen bestimmter Arten im  
	 Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchstabe b sowie für gezüchtete  
	 und künstlich vermehrte Tiere oder Pflanzen dieser Arten zu ermögli- 
	 chen.

§ 46
Nachweispflicht

(1)	 Diejenige Person, die

	 1.	 lebende Tiere oder Pflanzen der besonders geschützten Arten, ihre  
		  lebenden oder toten Entwicklungsformen oder im Wesentlichen  
		  vollständig erhaltene tote Tiere oder Pflanzen der besonders ge- 
		  schützten Arten

	 2.	 ohne Weiteres erkennbare Teile von Tieren oder Pflanzen der streng  
		  geschützten Arten oder ohne Weiteres erkennbar aus ihnen gewon- 
		  nene Erzeugnisse 

	 3.	 (weggefallen)

	 besitzt oder die tatsächliche Gewalt darüber ausübt, kann sich gegen 
	 über den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör- 
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Die Ermächtigungen zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 39 Absatz 
5 Satz 3, § 45 Absatz 7 Satz 4 und § 54 Absatz 10 des Bundesnaturschutzge-
setzes werden auf die oberste Naturschutzbehörde übertragen.

§ 23
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	 den auf eine Berechtigung hierzu nur berufen, wenn sie auf Verlangen  
	 diese Berechtigung nachweist oder nachweist, dass sie oder ein Drit- 
	 ter die Tiere oder Pflanzen vor ihrer Unterschutzstellung als besonders  
	 geschützte Art in Besitz hatte.

(2)	 Auf Erzeugnisse im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2, die dem persön- 
	 lichen Gebrauch oder als Hausrat dienen, ist Absatz 1 nicht anzuwen- 
	 den. Für Tiere oder Pflanzen, die vor ihrer Unterschutzstellung als  
	 besonders geschützte Art erworben wurden und die dem persönlichen  
	 Gebrauch oder als Hausrat dienen, genügt anstelle des Nachweises  
	 nach Absatz 1 die Glaubhaftmachung. Die Glaubhaftmachung darf nur  
	 verlangt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass  
	 keine Berechtigung vorliegt.

(3)	 Soweit nach Artikel 8 oder Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 338/97  
	 die Berechtigung zu den dort genannten Handlungen nachzuweisen  
	 ist oder für den Nachweis bestimmte Dokumente vorgeschrieben sind,  
	 ist der Nachweis in der in der genannten Verordnung vorgeschriebe 
	 nen Weise zu führen.

§ 47
Einziehung und Beschlagnahme

Kann für Tiere oder Pflanzen eine Berechtigung nach § 46 nicht nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht werden, können diese von den für Natur-
schutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden beschlagnahmt oder 
eingezogen werden. § 51 gilt entsprechend; § 51 Absatz 1 Satz 2 gilt mit 
der Maßgabe, dass auch die Vorlage einer Bescheinigung einer sonstigen 
unabhängigen sachverständigen Stelle oder Person verlangt werden kann.

Abschnitt 4 
Zuständige Behörden, Verbringen von Tieren und Pflanzen

§ 48
Zuständige Behörden für den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- 

und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels

(1)	 Vollzugsbehörden im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 der Verordnung  
	 (EG) Nr. 338/97 und des Artikels IX des Washingtoner Artenschutzüber- 
	 einkommens sind 
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	 1.	 das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak- 
		  torsicherheit für den Verkehr mit anderen Vertragsparteien und mit  
		  dem Sekretariat (Artikel IX Absatz 2 des Washingtoner Artenschutz- 
		  übereinkommens), mit Ausnahme der in Nummer 2 Buchstabe a  
		  und c sowie Nummer 4 genannten Aufgaben, und für die in Artikel 12  
		  Absatz 1, 3 und 5, den Artikeln 13 und 15 Absatz 1 und 5 und Artikel 20 
 		  der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Aufgaben,

	 2.	 das Bundesamt für Naturschutz 

		  a)	 für die Erteilung von Ein- und Ausfuhrgenehmigungen und Wie- 
			   derausfuhrbescheinigungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1  
			   und 2 und des Artikels 5 Absatz 1 und 4 der Verordnung (EG)  
			   Nr. 338/97 sowie von sonstigen Dokumenten im Sinne des  
			   Artikels IX Absatz 1 Buchstabe a des Washingtoner Artenschutz- 
			   übereinkommens sowie für den Verkehr mit dem Sekretariat,  
			   der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und mit  
			   Behörden anderer Vertragsstaaten und Nichtvertragsstaaten im  
			   Zusammenhang mit der Bearbeitung von Genehmigungsan- 
			   trägen oder bei der Verfolgung von Ein- und Ausfuhrverstößen  
			   sowie für die in Artikel 15 Absatz 4 Buchstabe a und c der Verord- 
			   nung (EG) Nr. 338/97 genannten Aufgaben,

		  b)	 für die Zulassung von Ausnahmen nach Artikel 8 Absatz 3 der  
			   Verordnung (EG) Nr. 338/97 im Fall der Einfuhr,

		  c)	 für die Anerkennung von Betrieben, in denen im Sinne des  
			   Artikels VII Absatz 4 des Washingtoner Artenschutzübereinkom- 
			   mens Exemplare für Handelszwecke gezüchtet oder künstlich  
			   vermehrt werden sowie für die Meldung des in Artikel 7 Absatz 1  
			   Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Regis- 
			   trierungsverfahrens gegenüber dem Sekretariat (Artikel IX  
			   Absatz 2 des Washingtoner Artenschutzübereinkommens),

		  d)	 die Erteilung von Bescheinigungen nach den Artikeln 30, 37 und  
			   44a der Verordnung (EG) Nr. 865/2006 der Kommission vom  
			   4. Mai 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung  
			   (EG) Nr. 338/97 des Rates über den Schutz von Exemplaren wild  
			   lebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Han- 
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			   dels (ABl. L 166 vom 19.6.2006, S. 1), die durch die Verordnung  
			   (EG) Nr. 100/2008 (ABl. L 31 vom 5.2.2008, S. 3) geändert worden  
			   ist, im Fall der Ein- und Ausfuhr,

		  e)	 die Registrierung von Kaviarverpackungsbetrieben nach Arti- 
			   kel 66 der Verordnung (EG) Nr. 865/2006,

		  f )	 für die Verwertung der von den Zollstellen nach § 51 eingezoge- 
			   nen lebenden Tieren und Pflanzen sowie für die Verwertung der  
			   von Zollbehörden nach § 51 eingezogenen toten Tiere und  
			   Pflanzen sowie Teilen davon und Erzeugnisse daraus, soweit  
			   diese von streng geschützten Arten stammen,

	 3.	 die Bundeszollverwaltung für den Informationsaustausch mit dem  
		  Sekretariat in Angelegenheiten der Bekämpfung der Artenschutz- 
		  kriminalität,

	 4.	 die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zu- 
		  ständigen Behörden für alle übrigen Aufgaben im Sinne der Verord- 
		  nung (EG) Nr. 338/97.
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§ 3 NatSchAG M-V:
Soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, ist die obere Naturschutzbe-
hörde zuständig für

1.	 die Erarbeitung und Veröffentlichung der Gutachtlichen Landschafts- 
	 rahmenpläne,

2.	 die Führung des Ökokontos und des Kompensationsverzeichnisses,

3.	 die Erfassung der geschützten und einstweilig gesicherten Flächen und  
	 Landschaftsbestandteile,

4.	 die Erarbeitung der Schutz-, Pflege-, Wiederherstellungs- und Entwick- 
	 lungskonzeptionen der Naturparke (Naturparkpläne) im Einvernehmen  
	 mit der in ihrem Gebiet jeweils berührten unteren Naturschutzbehör- 
	 de,

5.	 den Vollzug der §§ 37 bis 41 und 44 bis 55 des Bundesnaturschutzge- 
	 setzes einschließlich der auf diesen Vorschriften beruhenden Rechts- 
	 verordnungen, soweit der Vollzug Landesbehörden zugewiesen ist;  
	 dies gilt nicht für § 39 Absatz 5 und 6 sowie § 44 Absatz 1 des Bundes- 
	 naturschutzgesetzes,

NatSchAG M-V – Kapitel 4 – Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzen-
arten, ihrer Lebensstätten und Biotope (zu den §§ 37 bis 55 BNatSchG)

§ 23
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(2)	 Wissenschaftliche Behörde im Sinne des Artikels 13 Absatz 2 der Ver- 
	 ordnung (EG) Nr. 338/97 ist das Bundesamt für Naturschutz.

§ 48a
Zuständige Behörden in Bezug auf invasive Arten

Zuständig für den Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, der Vorschrif-
ten dieses Gesetzes und der auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsvor-
schriften in Bezug auf invasive Arten sind

1. 	 das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit für die Erfüllung von Verpflichtungen zur Notifizierung und  
	 Unterrichtung der Europäischen Kommission und anderer Mitglied- 
	 staaten gemäß Artikel 10 Absatz 2, Artikel 12 Absatz 1 und 2, Artikel 16  
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6.	 den Vollzug von § 23 Absatz 4 und 6,

7.	 die Erarbeitung von

	 a)	 Grundlagen für den Flächen- und Objektschutz,

	 b)	 Planungs- und Entscheidungshilfen für die Naturschutzbehörden,
	 c)	 Fachbeiträgen für die Planung anderer Behörden und Stellen nach  
		  deren Anforderung,

8.	 die Erfassung des Zustandes von Natur und Landschaft und von Verän- 
	 derungen in der Tier- und Pflanzenwelt und deren Lebensräumen,

9.	 die Schulung und fachliche Betreuung der im Naturschutz tätigen  
	 Bediensteten und ehrenamtlichen Mitarbeiter,

10.	 die Vergabe und Kontrolle der Verwendung von Fördermitteln und  
	 Zuwendungen des Landes, die für Zwecke des Naturschutzes und der  
	 Landschaftspflege mit landesweiter Bedeutung zur Verfügung gestellt  
	 werden.

Die oberste Naturschutzbehörde kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass für die Erteilung von Ausnahmen oder Befreiungen von den 
Verboten des § 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes für bestimmte 
Arten die obere Naturschutzbehörde zuständig ist.

NatSchAG M-V – Kapitel 4 – Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzen-
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	 Absatz 2, Artikel 17 Absatz 1 und Absatz 4, Artikel 18 Absatz 1, Artikel 19 
	 Absatz 5, Artikel 23 und Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung;

2. 	 das Bundesamt für Naturschutz 

	 a) 	 für den Vollzug im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirt- 
		  schaftszone und des Festlandsockels und
	 b) 	 für die Erteilung von Genehmigungen gemäß § 40c bei Verbrin- 
		  gung aus dem Ausland;

3. 	 die zuständigen Dienststellen der Bundeswehr

	 a) 	 im Hinblick auf militärisches Gerät der Bundeswehr;

	 b) 	 für die Durchführung der Überwachung nach Artikel 14, der Früher- 
		  kennung nach Artikel 16 Absatz 1, von Maßnahmen zur sofortigen  
		  Beseitigung nach Artikel 17 und 18 der Verordnung sowie der nach  
		  § 40e festgelegten Managementmaßnahmen auf den durch die  
		  Bundeswehr militärisch genutzten Flächen

4. 	 die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben für die Durchführung der in  
	 Nummer 3 Buchstabe b genannten Maßnahmen auf den durch die  
	 Gaststreitkräfte militärisch genutzten Flächen;

5. 	 für alle übrigen Aufgaben die nach Landesrecht zuständigen Behörden.

Die in Satz 1 Nummer 3 und Nummer 4 genannten Behörden führen die in 
Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 4 genannten Maßnahmen im Beneh-
men mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör-
den und unter Berücksichtigung der durch diese festgelegten Zielvorgaben 
durch.

§ 49
Mitwirkung der Zollbehörden 

(1)	 Die Zollbehörden wirken mit bei der Überwachung des Verbringens  
	 von Tieren und Pflanzen, die einer Ein- oder Ausfuhrregelung nach  
	 Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft unterliegen, sowie bei der  
	 Überwachung von Besitz- und Vermarktungsverboten nach diesem  
	 Kapitel im Warenverkehr mit Drittstaaten. Die Zollbehörden dürfen im  
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	 Rahmen der Überwachung vorgelegte Dokumente an die nach § 48  
	 zuständigen Behörden weiterleiten, soweit zureichende tatsächliche  
	 Anhaltspunkte dafür bestehen, dass Tiere oder Pflanzen unter Verstoß  
	 gegen Regelungen oder Verbote im Sinne des Satzes 1 verbracht wer- 
	 den.

(2)	 Die Zollstellen, bei denen Tiere und Pflanzen zur Ein-, Durch- und Aus- 
	 fuhr nach diesem Kapitel anzumelden sind, werden vom Bundesminis- 
	 terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Einver- 
	 nehmen mit der Generalzolldirektion im Bundesanzeiger bekannt  
	 gegeben. Auf Zollstellen, bei denen lebende Tiere und Pflanzen anzu- 
	 melden sind, ist besonders hinzuweisen.

§ 50
Anmeldepflicht bei der Ein-, Durch- und Ausfuhr oder dem Verbringen 

aus Drittstaaten

(1)	 Wer Tiere oder Pflanzen, die einer von der Europäischen Gemeinschaft  
	 erlassenen Ein- oder Ausfuhrregelung unterliegen oder deren Ver- 
	 bringen aus einem Drittstaat einer Ausnahme des Bundesamtes für  
	 Naturschutz bedarf, unmittelbar aus einem Drittstaat in den oder durch  
	 den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt (Ein- oder Durchfuhr)  
	 oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen Drittstaat ver- 
	 bringt (Ausfuhr), hat diese Tiere oder Pflanzen zur Ein-, Durch- oder Aus- 
	 fuhr unter Vorlage der für die Ein-, Durch- oder Ausfuhr vorgeschriebe- 
	 nen Genehmigungen oder sonstigen Dokumente bei einer nach § 49  
	 Absatz 2 bekannt gegebenen Zollstelle anzumelden und auf Verlangen  
	 vorzuführen. Das Bundesamt für Naturschutz kann auf Antrag aus  
	 vernünftigem Grund eine andere als die in Satz 1 bezeichnete Zollstelle  
	 zur Abfertigung bestimmen, wenn diese ihr Einverständnis erteilt hat  
	 und Rechtsvorschriften dem nicht entgegenstehen.

(2)	 Die ein-, durch- oder ausführende Person hat die voraussichtliche  
	 Ankunftszeit lebender Tiere der abfertigenden Zollstelle unter Angabe  
	 der Art und Zahl der Tiere mindestens 18 Stunden vor der Ankunft mit- 
	 zuteilen.
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§ 51
Inverwahrungnahme, Beschlagnahme und Einziehung durch die Zollbe-

hörden

(1)	 Ergeben sich im Rahmen der zollamtlichen Überwachung Zweifel, ob  
	 das Verbringen von Tieren oder Pflanzen Regelungen oder Verboten  
	 im Sinne des § 49 Absatz 1 unterliegt, kann die Zollbehörde die Tiere  
	 oder Pflanzen auf Kosten der verfügungsberechtigten Person bis zur  
	 Klärung der Zweifel in Verwahrung nehmen oder einen Dritten mit der  
	 Verwahrung beauftragen; sie kann die Tiere oder Pflanzen auch der  
	 verfügungsberechtigten Person unter Auferlegung eines Verfügungs- 
	 verbotes überlassen. Zur Klärung der Zweifel kann die Zollbehörde von  
	 der verfügungsberechtigten Person die Vorlage einer Bescheinigung  
	 einer vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak- 
	 torsicherheit anerkannten unabhängigen sachverständigen Stelle oder  
	 Person darüber verlangen, dass es sich nicht um Tiere oder Pflanzen  
	 handelt, die zu den Arten oder Populationen gehören, die einer von der  
	 Europäischen Gemeinschaft erlassenen Ein- oder Ausfuhrregelung  
	 oder Besitz- und Vermarktungsverboten nach diesem Kapitel unter- 
	 liegen. Erweisen sich die Zweifel als unbegründet, hat der Bund der ver- 
	 fügungsberechtigten Person die Kosten für die Beschaffung der  
	 Bescheinigung und die zusätzlichen Kosten der Verwahrung zu erstat- 
	 ten.

(2)	 Wird bei der zollamtlichen Überwachung festgestellt, dass Tiere oder  
	 Pflanzen ohne die vorgeschriebenen Genehmigungen oder sonstigen  
	 Dokumente ein , durch- oder ausgeführt werden, werden sie durch die  
	 Zollbehörde beschlagnahmt. Beschlagnahmte Tiere oder Pflanzen kön- 
	 nen der verfügungsberechtigten Person unter Auferlegung eines Verfü- 
	 gungsverbotes überlassen werden. Werden die vorgeschriebenen  
	 Genehmigungen oder sonstigen Dokumente nicht innerhalb eines  
	 Monats nach der Beschlagnahme vorgelegt, so ordnet die Zollbehörde  
	 die Einziehung an; die Frist kann angemessen verlängert werden, längs- 
	 tens bis zu insgesamt sechs Monaten. Wird festgestellt, dass es sich um  
	 Tiere oder Pflanzen handelt, für die eine Ein- oder Ausfuhrgenehmi- 
	 gung nicht erteilt werden darf, werden sie sofort eingezogen.

(2a)	Die Zollbehörden können bei Verdacht eines Verstoßes gegen Regelun- 
	 gen im Sinne des § 49 Absatz 1, der sich bei der Wahrnehmung ihrer  
	 Aufgaben ergibt, Adressdaten der ein-, durch- oder ausführenden Per- 
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	 son den gemäß § 70 zuständigen Behörden mitteilen. Der Betroffene  
	 ist hierüber in Kenntnis zu setzen. Das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 
	 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(3)	 Die Absätze 2 und 2a gelten entsprechend, wenn bei der zollamtlichen  
	 Überwachung nach § 50 Absatz 1 festgestellt wird, dass dem Verbrin- 
	 gen Besitz- und Vermarktungsverbote entgegenstehen.

(4)	 Werden beschlagnahmte oder eingezogene Tiere oder Pflanzen ver- 
	 äußert, wird der Erlös an den Eigentümer ausgezahlt, wenn er nach- 
	 weist, dass ihm die Umstände, die die Beschlagnahme oder Einziehung  
	 veranlasst haben, ohne sein Verschulden nicht bekannt waren. Dritte,  
	 deren Rechte durch die Einziehung oder Veräußerung erlöschen, wer- 
	 den unter den Voraussetzungen des Satzes 1 aus dem Erlös entschä- 
	 digt.

(5)	 Werden Tiere oder Pflanzen beschlagnahmt oder eingezogen, so wer- 
	 den die hierdurch entstandenen Kosten, insbesondere für Pflege, Un- 
	 terbringung, Beförderung, Rücksendung oder Verwertung, der verbrin- 
	 genden Person auferlegt; kann sie nicht ermittelt werden, werden sie  
	 dem Absender, Beförderer oder Besteller auferlegt, wenn diesem die  
	 Umstände, die die Beschlagnahme oder Einziehung veranlasst haben,  
	 bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen.

§ 51a
Überwachung des Verbringens invasiver Arten in die Union

(1)	 Zuständig für amtliche Kontrollen nach Artikel 15 Absatz 2 der Verord- 
	 nung (EU) Nr. 1143/2014 zur Verhütung der vorsätzlichen Einbringung  
	 von invasiven Arten sind

	 1.	 in Bezug auf pflanzliche Warenkategorien, die in der Unionsliste  
		  nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aufge- 
		  führt sind und die aufgrund der pflanzenbeschaurechtlichen Ein- 
		  fuhrvorschriften der Europäischen Union bei der Verbringung in die  
		  Union amtlichen Kontrollen unterliegen, die nach Landesrecht  
		  zuständigen Behörden;

	 2.	 in Bezug auf tierische Warenkategorien, die in der Unionsliste nach  
		  Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt  
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		  sind und die aufgrund der tiergesundheitsrechtlichen Einfuhrvor- 
		  schriften der Europäischen Union bei der Verbringung in die Union  
		  amtlichen Kontrollen unterliegen, die nach Landesrecht zuständi- 
		  gen Behörden.

	 Satz 1 gilt entsprechend für in einer Rechtsverordnung nach § 54  
	 Absatz 4 festgelegte Arten und diesen zugehörige Warenkategorien.

(2)	 Die Zollbehörden wirken bei der Überwachung des Verbringens von in- 
	 vasiven Arten nach Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aus  
	 Drittstaaten mit. Die Zollbehörden können

	 1.	 Sendungen einschließlich der Beförderungsmittel, Behälter, Lade-  
		  und Verpackungsmittel bei der Einfuhr zur Überwachung anhalten,

	 2.	 den Verdacht eines Verstoßes gegen Vorschriften der Verordnung  
		  (EU) Nr. 1143/2014, dieses Gesetzes oder der auf ihrer Grundlage  
		  erlassenen Rechtsvorschriften, der sich bei der Wahrnehmung ihrer  
		  Aufgaben ergibt, den nach Landesrecht zuständigen Behörden und  
		  dem Bundesamt für Naturschutz mitteilen und die im Rahmen der  
		  Überwachung vorgelegten Dokumente an diese weiterleiten, und

	 3.	 im Fall der Nr. 2 anordnen, dass Sendungen auf Kosten und Gefahr  
		  des Verfügungsberechtigten den nach Landesrecht zuständigen  
		  Behörden vorgeführt werden.

	 Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des Grundgesetzes wird  
	 insoweit eingeschränkt. Unterliegen Warenkategorien keiner amtlichen  
	 Kontrolle durch die in Absatz 1 genannten Behörden findet § 51  
	 Anwendung.

(3)	 Wird im Rahmen der amtlichen Kontrollen für die in Absatz 1 Nummer  
	 1 und 2 genannten Warenkategorien festgestellt, dass Tiere oder Pflan- 
	 zen einer invasiven Art aus Drittstaaten verbracht werden sollen,  
	 ohne dass eine erforderliche Genehmigung nach § 40c vorgelegt oder  
	 eine Berechtigung nach Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014  
	 glaubhaft gemacht wird, werden sie durch die nach Landesrecht  
	 zuständigen Behörden beschlagnahmt. Beschlagnahmte Tiere oder  
	 Pflanzen können der verfügungsberechtigten Person unter Auferle- 
	 gung eines Verfügungsverbots überlassen werden.
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(4)	 Wird die erforderliche Genehmigung nicht innerhalb eines Monats  
	 nach der Beschlagnahme vorgelegt, so können die nach Landesrecht  
	 zuständigen Behörden die Zurückweisung einer Sendung von der  
	 Einfuhr anordnen. Ist die Erteilung einer Genehmigung offensichtlich  
	 ausgeschlossen, so kann eine sofortige Zurückweisung erfolgen.  
	 Sofern eine Zurückweisung der Sendung nicht möglich ist, kann diese  
	 eingezogen werden; eingezogene Pflanzen können vernichtet werden.  
	 § 51 Absatz 5 gilt entsprechend. Die Frist nach Satz 1 kann angemessen  
	 verlängert werden, längstens bis zu insgesamt sechs Monaten. Die  
	 Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Glaubhaftmachung des  
	 Vorliegens der Voraussetzungen des Artikels 31 der Verordnung (EU)  
	 Nr. 1143/2014.

Abschnitt 5 
Auskunfts- und Zutrittsrecht; Gebühren und Auslagen

§ 52
Auskunfts- und Zutrittsrecht

(1)	 Natürliche und juristische Personen sowie nicht rechtsfähige Personen- 
	 vereinigungen haben den für Naturschutz und Landschaftspflege  
	 zuständigen oder den gemäß § 48a zuständigen Behörden oder nach  
	 § 49 oder § 51a mitwirkenden Behörden auf Verlangen die Auskünf- 
	 te zu erteilen, die zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen  
	 Gemeinschaft, dieses Kapitels oder der zu ihrer Durchführung erlasse- 
	 nen Rechtsvorschriften erforderlich sind.

(2)	 Personen, die von den in Absatz 1 genannten Behörden beauftragt  
	 sind, dürfen, soweit dies erforderlich ist, im Rahmen des Absatzes 1  
	 betrieblich oder geschäftlich genutzte Grundstücke, Gebäude, Räume,  
	 Seeanlagen, Schiffe und Transportmittel der zur Auskunft verpflichte- 
	 ten Person während der Geschäfts- und Betriebszeiten betreten und  
	 die Behältnisse sowie die geschäftlichen Unterlagen einsehen. Die zur  
	 Auskunft verpflichtete Person hat, soweit erforderlich, die beauftragten  
	 Personen dabei zu unterstützen sowie die geschäftlichen Unterlagen  
	 auf Verlangen vorzulegen.

(3)	 Für die zur Auskunft verpflichtete Person gilt § 55 der Strafprozessord- 
	 nung entsprechend.
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(4)	 Die zuständigen Behörden und ihre Beauftragten dürfen, soweit dies  
	 für den Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, dieses Gesetzes  
	 und der auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften in Bezug auf  
	 invasive Arten erforderlich ist, privat, betrieblich oder geschäftlich  
	 genutzte Grundstücke, Gebäude, Räume, Seeanlagen und Transport- 
	 mittel ohne Einwilligung des Inhabers betreten. Gebäude und Räume  
	 dürfen nach dieser Vorschrift nur betreten werden, wenn sie nicht zu  
	 Wohnzwecken genutzt werden. Im Fall betrieblicher Nutzung soll die  
	 Maßnahme während der Geschäfts- und Betriebszeiten durchgeführt  
	 werden. Im Fall privater Nutzung soll dem Eigentümer und dem unmit- 
	 telbaren Besitzer die Möglichkeit gegeben werden, bei der Maßnahme  
	 anwesend zu sein. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung  
	 (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

§ 53
Gebühren und Auslagen; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverord-

nungen

(1)	 Das Bundesamt für Naturschutz erhebt für seine individuell zurechen- 
	 baren öffentlichen Leistungen nach den Vorschriften dieses Kapitels  
	 sowie nach den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 338/97 in der  
	 jeweils geltenden Fassung sowie auf deren Grundlage erlassenen  
	 Verordnungen in der jeweils geltenden Fassung Gebühren und Ausla- 
	 gen.

(2)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminis- 
	 terium der Finanzen, dem Bundesministerium für Ernährung und Land- 
	 wirtschaft und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie  
	 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die  
	 gebührenpflichtigen Tatbestände, die Gebührensätze und die Ausla- 
	 generstattung zu bestimmen und dabei feste Sätze und Rahmensätze  
	 vorzusehen. Die zu erstattenden Auslagen können abweichend vom  
	 Bundesgebührengesetz geregelt werden.
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Abschnitt 6 
Ermächtigungen

§ 54
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates bestimmte, nicht unter § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buch- 
	 stabe a oder Buchstabe b fallende Tier- und Pflanzenarten oder Popula- 
	 tionen solcher Arten unter besonderen Schutz zu stellen, soweit es sich  
	 um natürlich vorkommende Arten handelt, die 

	 1.	 im Inland durch den menschlichen Zugriff in ihrem Bestand gefähr- 
		  det sind, oder soweit es sich um Arten handelt, die mit solchen  
		  gefährdeten Arten oder mit Arten im Sinne des § 7 Absatz 2 Num- 
		  mer 13 Buchstabe b verwechselt werden können, oder

	 2.	 in ihrem Bestand gefährdet sind und für die die Bundesrepublik  
		  Deutschland in hohem Maße verantwortlich ist.

(2)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates 

	 1.	 bestimmte, nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchstabe a oder Buch- 
		  stabe b besonders geschützte 

		  a)	 Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang B der Verordnung (EG) Nr.  
			   338/97 aufgeführt sind,

		  b)	 europäische Vogelarten,

	 2.	 bestimmte sonstige Tier- und Pflanzenarten im Sinne des Absat- 
		  zes 1

	 unter strengen Schutz zu stellen, soweit es sich um natürlich vorkom- 
	 mende Arten handelt, die im Inland vom Aussterben bedroht sind oder  
	 für die die Bundesrepublik Deutschland in besonders hohem Maße  
	 verantwortlich ist.
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(3)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates 

	 1.	 näher zu bestimmen, welche Teile von Tieren oder Pflanzen beson- 
		  ders geschützter Arten oder aus solchen Tieren oder Pflanzen  
		  gewonnene Erzeugnisse als ohne Weiteres erkennbar im Sinne des  
		  § 7 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c und d oder Nummer 2 Buchsta- 
		  be c und d anzusehen sind,

	 2.	 bestimmte besonders geschützte Arten oder Herkünfte von Tieren  
		  oder Pflanzen besonders geschützter Arten sowie gezüchtete oder  
		  künstlich vermehrte Tiere oder Pflanzen besonders geschützter  
		  Arten von Verboten des § 44 ganz, teilweise oder unter bestimm- 
		  ten Voraussetzungen auszunehmen, soweit der Schutzzweck  
		  dadurch nicht gefährdet wird und die Artikel 12, 13 und 16 der  
		  Richtlinie 92/43/EWG, die Artikel 5 bis 7 und 9 der Richtlinie  
		  2009/147/EG, sonstige Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft  
		  oder Verpflichtungen aus internationalen Artenschutzübereinkom- 
		  men dem nicht entgegenstehen.

(4)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates die Beschränkungen des Artikels 7 Absatz 1, die Über- 
	 wachungspflicht gemäß Artikel 14, die amtlichen Kontrollen gemäß  
	 Artikel 15, die Pflicht zur sofortigen Beseitigung gemäß Artikel 17, die  
	 Managementpflicht gemäß Artikel 19 und die Wiederherstellungs- 
	 pflicht gemäß Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 ganz oder  
	 teilweise zu erstrecken

	 1.	 auf solche Arten, für die die Voraussetzungen des Artikels 10 Absatz 1  
		  der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 vorliegen,

	 2.	 auf Arten, für die Durchführungsrechtsakte nach Artikel 11 Absatz 2  
		  Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 erlassen wurden, oder

	 3. 	 auf weitere Arten, deren Vorkommen außerhalb ihres natürlichen  
		  Verbreitungsgebiets die biologische Vielfalt und die damit verbun- 
		  denen Ökosystemdienstleistungen im Inland gefährden oder nach- 
		  teilig beeinflussen.
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	 Für die betroffenen Arten gelten die Artikel 31 und 32 der Verordnung  
	 (EU) Nr. 1143/2014 entsprechend. Satz 1 Nummer 3 gilt nicht für in der  
	 Land- und Forstwirtschaft angebaute Pflanzen.

(4a)	Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates zur Erleichterung von Maßnahmen gegen invasive  
	 Arten bestimmte Verfahren, Mittel oder Geräte für Maßnahmen gegen  
	 invasive Arten, die durch Behörden oder Private durchgeführt werden,  
	 vorzuschreiben.

(4b)	Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates zur Erleichterung der Überwachung des Genehmi- 
	 gungserfordernisses nach § 40 Absatz 1

	 1. 	 die Vorkommensgebiete von Gehölzen und Saatgut zu bestimmen,

	 2. 	 einen Nachweis, dass Gehölze und Saatgut aus bestimmten Vor- 
		  kommensgebieten stammen, vorzuschreiben und Anforderungen  
		  für einen solchen Nachweis festzulegen,

	 3.  Regelungen zu Mindeststandards für die Erfassung und Anerken- 
		  nung von Erntebeständen gebietseigener Herkünfte zu treffen.

(4c)	Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates, die Durchführung der amtlichen Kontrollen gemäß  
	 Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 zu regeln.

(5)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, soweit dies aus Gründen des Artenschutzes  
	 erforderlich ist und Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft dem  
	 nicht entgegenstehen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des  
	 Bundesrates 

	 1.	 die Haltung oder die Zucht von Tieren,

	 2.	 das Inverkehrbringen von Tieren und Pflanzen
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	 bestimmter besonders geschützter Arten zu verbieten oder zu be- 
	 schränken.

(6)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, soweit dies aus Gründen des Artenschutzes,  
	 insbesondere zur Erfüllung der sich aus Artikel 15 der Richtlinie 92/43/ 
	 EWG, Artikel 8 der Richtlinie 2009/147/EG oder aus internationalen  
	 Artenschutzübereinkommen ergebenden Verpflichtungen, erforder- 
	 lich ist, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

	 1.	 die Herstellung, den Besitz, das Inverkehrbringen oder die Verwen- 
		  dung bestimmter Geräte, Mittel oder Vorrichtungen, mit denen in  
		  Mengen oder wahllos wild lebende Tiere getötet, bekämpft oder  
		  gefangen oder Pflanzen bekämpft oder vernichtet werden können,  
		  oder durch die das örtliche Verschwinden oder sonstige erhebliche  
		  Beeinträchtigungen von Populationen der betreffenden Tier- oder  
		  Pflanzenarten hervorgerufen werden könnten,

	 2.	 Handlungen oder Verfahren, die zum örtlichen Verschwinden oder  
		  zu sonstigen erheblichen Beeinträchtigungen von Populationen  
		  wild lebender Tier- oder Pflanzenarten führen können,

	 zu beschränken oder zu verbieten. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für  
	 Geräte, Mittel oder Vorrichtungen, die auf Grund anderer Rechtsvor- 
	 schriften einer Zulassung bedürfen, sofern bei der Zulassung die Belan 
	 ge des Artenschutzes zu berücksichtigen sind.

(7)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates Vorschriften zum Schutz von Horststandorten von  
	 Vogelarten zu erlassen, die in ihrem Bestand gefährdet und in beson- 
	 derem Maße störungsempfindlich sind und insbesondere während  
	 bestimmter Zeiträume und innerhalb bestimmter Abstände Handlun- 
	 gen zu verbieten, die die Fortpflanzung oder Aufzucht beeinträchtigen  
	 können. Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der Bestim 
	 mungen über Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt.
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(4)	 Gemäß § 54 Absatz 7 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ist es zum  
	 Schutz der Horst- und Neststandorte der Adler, Baum- und Wanderfal- 
	 ken, Weihen, Schwarzstörche und Kraniche verboten,

	 1.	 im Umkreis von 100 Metern um den Standort (Horstschutzzone I)  
		  Bestockungen zu entfernen oder den Charakter des Gebietes sonst  
		  zu verändern,

	 2.	 in der Horstschutzzone I und im Umkreis ab 100 bis 300 Meter um  
		  den Standort (Horstschutzzone II) in der Zeit vom 1. März bis zum  
		  31. August land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Maßnahmen  
		  durchzuführen,

§ 23
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(8)	 Zur Erleichterung der Überwachung der Besitz- und Vermarktungsver- 
	 bote wird das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und  
	 Reaktorsicherheit ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
	 mung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über 



225

NatSchAG M-V – Kapitel 4 – Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzen-
arten, ihrer Lebensstätten und Biotope (zu den §§ 37 bis 55 BNatSchG)
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	 3.	 in den Horstschutzzonen I und II in der Zeit vom 1. März bis zum  
		  31. August die Jagd auszuüben,

	 4.	 in den Horstschutzzonen I und II stationäre jagdliche Einrichtungen  
		  zu errichten; in der für die Jagdausübung freien Zeit ist die Benut- 
		  zung mobiler jagdlicher Einrichtungen zulässig.

	 Satz 1 Nummer 1 und 2 gilt nicht für Fischadler, deren Horste sich auf  
	 Masten in der bewirtschafteten freien Landschaft befinden. Für Rohr- 
	 weihen, die in der bewirtschafteten freien Landschaft nisten, gilt der  
	 Brutplatz als Horstschutzzone I und der Umkreis von 200 Metern um  
	 den Brutplatz als Horstschutzzone II; für sie gilt das Verbot nach Satz 1  
	 Nummer 2 nicht. Für Kraniche gelten die Verbote nach Satz 1 Nummer 2  
	 und 3 in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai. Für Kraniche, die in der bewirt- 
	 schafteten freien Landschaft nisten, gilt der Brutplatz als Horstschutz- 
	 zone I und der Umkreis von 200 Metern um den Brutplatz als Horst- 
	 schutzzone II; für sie gilt das Verbot nach Satz 1 Nummer 2 nicht. Für  
	 Seeadler gelten die Verbote nach Satz 1 Nummer 2 und 3 in der Zeit  
	 vom 1. Januar bis zum 31. Juli.

(5)	 Die oberste Naturschutzbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
	 nung Einzelheiten des Schutzes nach Absatz 4 zu regeln. Dabei kann  
	 sie, soweit erforderlich, weitere Schutzbestimmungen für die Horst- 
	 schutzzonen treffen und die Regelungen in Absatz 4 sowie in der  
	 Rechtsverordnung auf den Schutz der Horststandorte anderer in ihrem  
	 Bestand gefährdeter Vogelarten ausdehnen.

(6)	 Von den Verboten nach den Absätzen 4 und 5 können auf Antrag Aus- 
	 nahmen zugelassen werden, wenn

	 1.	 die hierdurch entstehenden Beeinträchtigungen geringfügig sind  
		  oder

	 2.	 die Standortverhältnisse dies erlauben.
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	 1.	 Aufzeichnungspflichten derjenigen, die gewerbsmäßig Tiere oder  
		  Pflanzen der besonders geschützten Arten be- oder verarbeiten,  
		  verkaufen, kaufen oder von anderen erwerben, insbesondere über  
		  den Kreis der Aufzeichnungspflichtigen, den Gegenstand und  
		  Umfang der Aufzeichnungspflicht, die Dauer der Aufbewahrungs- 
		  frist für die Aufzeichnungen und ihre Überprüfung durch die für  
		  Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden,

	 2.	 die Kennzeichnung von Tieren und Pflanzen der besonders ge- 
		  schützten Arten für den Nachweis nach § 46 sowie von invasiven  
		  Arten für den Nachweis nach § 40b Satz 1,

	 3.	 die Erteilung von Bescheinigungen über den rechtmäßigen Erwerb  
		  von Tieren und Pflanzen für den Nachweis nach § 46,
	 4.	 Pflichten zur Anzeige des Besitzes von 

		  a)	 Tieren und Pflanzen der besonders geschützten Arten,

		  b)	 Tieren und Pflanzen der durch Rechtsverordnung nach § 54  
			   Absatz 4 bestimmten Arten.

(9)	 Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nummer 2 bedürfen des Einver- 
	 nehmens mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirt- 
	 schaft, mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk- 
	 tur sowie mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie.  
	 Rechtsverordnungen nach den Absätzen 4 und 4b bedürfen des Einver- 
	 nehmens mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra- 
	 struktur. Rechtsverordnungen nach  Absatz 4c bedürfen des Einver- 
	 nehmens mit dem Bundesministerium der Finanzen sowie dem Bun- 
	 desministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Rechtsverordnun- 
	 gen nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 8 Nummer 1, 2 und  
	 4 bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für Wirt- 
	 schaft und Energie. Im Übrigen bedürfen die Rechtsverordnungen  
	 nach den Absätzen 1 bis 8 des Einvernehmens mit dem Bundesministe- 
	 rium für Ernährung und Landwirtschaft, in den Fällen der Absätze 1 bis  
	 3, 5, 6 und 8 jedoch nur, soweit sie sich beziehen auf 

	 1.	 Tierarten, die dem Jagd- oder Fischereirecht unterliegen,

	 2.	 Tierarten, die zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes einge- 
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		  setzt werden, oder

	 3.	 Pflanzen, die durch künstliche Vermehrung gewonnen oder forst- 
		  lich nutzbar sind.

(10)	Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung  
	 allgemeine Anforderungen an Bewirtschaftungsvorgaben für die land-,  
	 forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung im Sinne des § 44 Ab- 
	 satz 4 festzulegen. Sie können die Ermächtigung nach Satz 1 durch  
	 Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen.

(11)	Die Bundesregierung erlässt mit Zustimmung des Bundesrates zur  
	 Durchführung dieses Gesetzes allgemeine Verwaltungsvorschriften,  
	 insbesondere über 

	 1.	 die Voraussetzungen und Bedingungen, unter denen von einer Ver- 
		  träglichkeit von Plänen und Projekten im Sinne von § 34 Absatz 1  
		  auszugehen ist,

	 2.	 die Voraussetzungen und Bedingungen für Abweichungsentschei- 
		  dungen im Sinne von § 34 Absatz 3 und

	 3.	 die zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“  
		  notwendigen Maßnahmen im Sinne des § 34 Absatz 5.

§ 55
Durchführung gemeinschaftsrechtlicher oder internationaler Vorschrif-

ten; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Rechtsverordnungen nach § 54 können auch zur Durchführung von  
	 Rechtsakten des Rates oder der Kommission der Europäischen Gemein- 
	 schaften auf dem Gebiet des Artenschutzes oder zur Erfüllung von  
	 internationalen Artenschutzübereinkommen erlassen werden.

(2)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung  
	 des Bundesrates Verweisungen auf Vorschriften in Rechtsakten der  
	 Europäischen Gemeinschaft in diesem Gesetz oder in Rechtsverord- 
	 nungen auf Grund des § 54 zu ändern, soweit Änderungen dieser  
	 Rechtsakte es erfordern.
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§ 23

§ 23 Absatz 1 NatSchAG M-V:
Die Ermächtigungen zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 39 Absatz 
5 Satz 3, § 45 Absatz 7 Satz 4 und § 54 Absatz 10 des Bundesnaturschutzge-
setzes werden auf die oberste Naturschutzbehörde übertragen.
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§ 24

Kapitel 5
Meeresnaturschutz

(zu den §§ 56 bis 58 BNatSchG)

§ 24
Meeresnaturschutz

(1)	 Natur und Landschaft der Ostsee stehen unter dem besonderen Schutz  
	 des Landes. Hierzu gehören insbesondere die marinen Lebensräume,  
	 Tiere und Pflanzen im gesamten Bereich der Küstengewässer ein- 
	 schließlich der Sund- und Boddengewässer sowie der Haffe und Wieke.  
	 Aufgrund ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit kommt der Natur und  
	 Landschaft der Ostsee eine herausragende Bedeutung für den Erhalt  
	 der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und für den Schutz des  
	 Landschaftsbildes in Mecklenburg-Vorpommern zu.

(2)	 Jeder ist verpflichtet, der besonderen Empfindlichkeit mariner Öko- 
	 systeme Rechnung zu tragen. Nutzungsansprüche sind am Grundsatz  
	 der Nachhaltigkeit auszurichten.

(3)	 Die Naturschutzbehörden sind verpflichtet, einen wirksamen Schutz  
	 von Natur und Landschaft der Ostsee einschließlich der Sund- und  
	 Boddengewässer sowie der Haffe und Wieke sicherzustellen. Hierzu  
	 sind insbesondere die Maßnahmen der ökologischen Umweltbeob- 
	 achtung, der Landschaftsplanung und der Kapitel 3 und 4 des Bundes- 
	 naturschutzgesetzes zu ergreifen. Im Rahmen der ökologischen Um- 
	 weltbeobachtung sind die Veränderungen und Einwirkungen auf  
	 Natur und Landschaft der Ostsee zu ermitteln, auszuwerten und zu  
	 bewerten. Bei der Erfüllung der Aufgaben der Landschaftsplanung ist  
	 der besonderen Empfindlichkeit mariner Ökosysteme Rechnung zu  
	 tragen. Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft der  
	 Ostsee sollen vorrangig dort ergriffen werden. Ersatzzahlungen gemäß  
	 § 15 Absatz 6 des Bundesnaturschutzgesetzes sollen vorrangig für  
	 Maßnahmen im marinen Bereich verwendet werden.

(4)	 Das Land kommt seiner Verantwortung für den marinen Naturschutz  
	 auch durch die Umsetzung internationaler Verpflichtungen, insbeson- 
	 dere der Meldung von marinen Schutzgebieten entsprechend den  
	 Empfehlungen der Helsinki-Kommission, nach.
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§ 56
Geltungs- und Anwendungsbereich

(1)	 Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch im Bereich der Küstenge- 
	 wässer sowie mit Ausnahme des Kapitels 2 nach Maßgabe des Seerechts- 
	 übereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982  
	 (BGBl. 1994 II S. 1798, 1799; 1995 II S. 602) und der nachfolgenden  
	 Bestimmungen ferner im Bereich der deutschen ausschließlichen  
	 Wirtschaftszone und des Festlandsockels.

(2)	 In den in Absatz 1 genannten Meeresbereichen kann die Erklärung von  
	 Gebieten zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des  
	 § 20 Absatz 2 auch dazu dienen, zusammenhängende und repräsenta- 
	 tive Netze geschützter Meeresgebiete im Sinne des Artikels 13 Absatz 4  
	 der Richtlinie 2008/56/EG aufzubauen.

(3)	 Auf die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen in der  
	 deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone, die vor dem 1. Januar 2017 
 	 genehmigt worden sind, oder die auf Grundlage eines Zuschlags nach  
	 § 34 des Windenergie-auf-See-Gesetzes zugelassen werden, ist § 15  
	 nicht anzuwenden.

(4)	 Die Ersatzzahlung für Eingriffe im Bereich der ausschließlichen Wirt 
	 schaftszone und des Festlandsockels ist als zweckgebundene Abga- 
	 be an den Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium  
	 für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit bewirtschaftet.  
	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
	 cherheit kann Einnahmen aus Ersatzzahlungen zur Verwendung nach  
	 seinen Vorgaben an eine der Aufsicht des Bundes unterstehende Ein- 
	 richtung oder eine vom Bund beherrschte Gesellschaft oder Stiftung  
	 weiterleiten.

§ 56a 
Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen

(1)	 Die Bevorratung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
	 im Sinne von § 16 bedarf im Bereich der deutschen ausschließlichen  
	 Wirtschaftszone und des Festlandsockels der schriftlichen Zustimmung  
	 durch das Bundesamt für Naturschutz. Die Zustimmung ist vor Durch- 
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	 führung der zu bevorratenden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme auf  
	 Antrag zu erteilen, soweit die Maßnahme

	 1.	 geeignet ist, die Anerkennungsvoraussetzungen des § 16 Absatz 1  
		  Nummer 1 bis 3 und 5 zu erfüllen und

	 2. 	 im jeweiligen Raum den Zielen des Naturschutzes und der Land- 
		  schaftspflege sowie den Erfordernissen und Maßnahmen zur  
		  Umsetzung dieser Ziele nicht widerspricht.

	 Die Verortung von vorgezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen  
	 erfolgt im Benehmen mit den Behörden, deren Aufgabenbereich  
	 berührt ist. Das Bundesamt für Naturschutz kann die Vorlage von  
	 Gutachten verlangen, soweit dies zur Beurteilung der Maßnahme erfor- 
	 derlich ist.

(2)	 Art, Ort, Umfang und Kompensationswert der Maßnahmen werden  
	 verbindlich in einem Ökokonto festgestellt, wenn die Maßnahmen ge- 
	 mäß der Zustimmung nach Absatz 1 durchgeführt worden sind. Der  
	 Anspruch auf Anerkennung der bevorrateten Maßnahmen nach § 16  
	 Absatz 1 ist auf Dritte übertragbar.

(3)	 Die Verantwortung für die Ausführung, Unterhaltung und Sicherung  
	 der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Absatz 4 kann von  
	 Dritten mit befreiender Wirkung übernommen werden, soweit diese  
	 nach Satz 2 anerkannt sind. Das Bundesamt für Naturschutz hat die  
	 Berechtigung juristischer Personen zur Übernahme von Kompensa- 
	 tionspflichten im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts- 
	 zone und des Festlandsockels anzuerkennen, wenn

	 1. 	 sie  die Gewähr dafür bieten, dass die Verpflichtungen ordnungsge- 
		  mäß erfüllt werden, insbesondere durch Einsatz von Beschäftigten  
		  mit geeigneter Ausbildung sowie durch wirtschaftliche Leistungsfä- 
		  higkeit, und

	 2. 	 keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme der Unzuverlässigkeit  
		  der vertretungsberechtigten Personen rechtfertigen.

	 Die Übernahme der Verantwortung erfolgt durch unbedingte schriftli- 
	 che Vereinbarung, die nicht widerrufen werden kann. Der Verursacher  
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	 oder sein Rechtsnachfolger übermittelt die Vereinbarung der für die  
	 Zulassungsentscheidung zuständigen Behörde.

§ 57
Geschützte Meeresgebiete im Bereich der deutschen ausschließlichen 

Wirtschaftszone und des Festlandsockels; Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen

(1)	 Die Auswahl von geschützten Meeresgebieten im Bereich der deut- 
	 schen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels er- 
	 folgt durch das Bundesamt für Naturschutz unter Beteiligung der  
	 Behörden, deren Aufgabenbereich berührt ist, und unter Einbeziehung  
	 der Öffentlichkeit und mit Zustimmung des Bundesministeriums für  
	 Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit. Das Bundesministeri- 
	 um für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit beteiligt die  
	 fachlich betroffenen Bundesministerien und stellt das Benehmen mit  
	 den angrenzenden Ländern her.

(2)	 Die Erklärung der Meeresgebiete zu geschützten Teilen von Natur und  
	 Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 erfolgt durch das Bundesminis- 
	 terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit unter  
	 Beteiligung der fachlich betroffenen Bundesministerien durch Rechts- 
	 verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

(3)	 Für die Erklärung der Meeresgebiete zu geschützten Teilen von Natur  
	 und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2, einschließlich ihrer Aus- 
	 wahl, sind die folgenden Maßgaben zu beachten: 

	 1.	 Beschränkungen des Flugverkehrs, der Schifffahrt, der nach interna 
		  tionalem Recht erlaubten militärischen Nutzung sowie von Vor- 
		  haben der wissenschaftlichen Meeresforschung im Sinne des Arti- 
		  kels 246 Absatz 3 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten  
		  Nationen sind nicht zulässig; Artikel 211 Absatz 6 des Seerechts- 
		  übereinkommens der Vereinten Nationen sowie die weiteren die  
		  Schifffahrt betreffenden völkerrechtlichen Regelungen bleiben  
		  unberührt.

	 2.	 Die Versagungsgründe für Vorhaben der wissenschaftlichen Mee- 
		  resforschung im Sinne des Artikels 246 Absatz 5 des Seerechtsüber- 
		  einkommens der Vereinten Nationen bleiben unter Beachtung des  
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		  Gesetzes über die Durchführung wissenschaftlicher Meeresfor- 
		  schung vom 6. Juni 1995 (BGBl. I S. 778, 785), das zuletzt durch  
		  Artikel 321 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407)  
		  geändert worden ist, unberührt.

	 3.	 Beschränkungen der Fischerei sind nur in Übereinstimmung mit  
		  dem Recht der Europäischen Gemeinschaft und nach Maßgabe des  
		  Seefischereigesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
		  6. Juli 1998 (BGBl. I S. 1791), das zuletzt durch Artikel 217 der Verord- 
		  nung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist,  
		  zulässig.

	 4.	 Beschränkungen der Verlegung von unterseeischen Kabeln und  
		  Rohrleitungen sind nur in Übereinstimmung mit Artikel 56 Absatz 3  
		  in Verbindung mit Artikel 79 des Seerechtsübereinkommens der  
		  Vereinten Nationen zulässig und

		  a)	 im Hinblick auf Erhaltungsziele nach § 7 Absatz 1 Nummer 9 nur  
			   nach § 34 sowie

		  b)	 im Hinblick auf weitere der Erfüllung bestehender völkerrecht- 
			   licher Verpflichtungen oder der Umsetzung der Richtlinie  
			   2008/56/EG dienenden Schutzzwecke nur, wenn die Verlegung  
			   diese erheblich beeinträchtigen kann.

	 5.	 Beschränkungen der Energieerzeugung aus Wasser, Strömung und  
		  Wind sowie der Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen  
		  sind zulässig

		  a)	 im Hinblick auf Erhaltungsziele nach § 7 Absatz 1 Nummer 9 nur  
			   nach § 34 sowie

		  b)	 im Hinblick auf weitere der Erfüllung bestehender völkerrechtli- 
			   cher Verpflichtungen oder der Umsetzung der Richtlinie  
			   2008/56/EG dienenden Schutzzwecke nur, wenn das Vorhaben  
			   diese erheblich beeinträchtigen kann.



239

NatSchAG M-V – Kapitel 5 – Meeresnaturschutz
(zu den §§ 56 bis 58 BNatSchG)



240

BNatSchG – Kapitel 6 – Meeresschutz

 § 58

§ 58
Zuständige Behörden; Gebühren und Auslagen; Ermächtigung zum 

Erlass von Rechtsverordnungen

(1)	 Die Durchführung der Vorschriften dieses Gesetzes, der auf Grund  
	 dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften sowie der Vorschriften des  
	 Umweltschadensgesetzes im Hinblick auf die Schädigung von Arten  
	 und natürlichen Lebensräumen und die unmittelbare Gefahr solcher  
	 Schäden obliegt im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirt- 
	 schaftszone und des Festlandsockels dem Bundesamt für Naturschutz,  
	 soweit nichts anderes bestimmt ist. Bedarf ein Eingriff in Natur und  
	 Landschaft, der im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts- 
	 zone oder im Bereich des Festlandsockels durchgeführt werden soll,  
	 einer behördlichen Zulassung oder einer Anzeige an eine Behörde oder  
	 wird er von einer Behörde durchgeführt, ergeht die Entscheidung der  
	 Behörde im Benehmen mit dem Bundesamt für Naturschutz.

(2)	 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor- 
	 sicherheit kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung  
	 des Bundesrates bedarf, Aufgaben, die dem Bundesamt für Natur- 
	 schutz nach Absatz 1 obliegen, im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
	 nisterium des Innern auf das Bundespolizeipräsidium und im Einver- 
	 nehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirt- 
	 schaft auf die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zur  
	 Ausübung übertragen.

(3)	 Für seine individuell zurechenbaren öffentlichen Leistungen nach den  
	 in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorschriften im Bereich der deutschen  
	 ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels erhebt das  
	 Bundesamt für Naturschutz Gebühren und Auslagen. Das Bundes- 
	 ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird  
	 ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan- 
	 zen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die  
	 gebührenpflichtigen Tatbestände, die Gebührensätze und die Ausla- 
	 generstattung zu bestimmen und dabei feste Sätze und Rahmensätze  
	 vorzusehen. Die zu erstattenden Auslagen können abweichend vom  
	 Bundesgebührengesetz geregelt werden. § 53 bleibt unberührt.
	 [Absatz 3 tritt am 01.10.2021 außer Kraft.]



241

NatSchAG M-V – Kapitel 5 – Meeresnaturschutz
(zu den §§ 56 bis 58 BNatSchG)



242

BNatSchG – Kapitel 7 – Erholung in Natur und Landschaft

 § 59

Kapitel 7
Erholung in Natur und Landschaft

§ 59
Betreten der freien Landschaft

(1)	 Das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen sowie auf  
	 ungenutzten Grundflächen zum Zweck der Erholung ist allen gestattet  
	 (allgemeiner Grundsatz).
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Erholung in Natur und Landschaft (zu den §§ 59 bis 62 BNatSchG)

§ 25
Betreten der freien Landschaft

(1)	 Soweit durch Rechtsvorschrift nichts Anderes geregelt ist, darf jede  
	 Person in der freien Landschaft auf eigene Gefahr Privatwege (private  
	 Straßen und Wege aller Art) sowie Wegeränder und Feldraine zum  
	 Zwecke der naturverträglichen Erholung betreten und mit einem Fahr- 
	 rad oder Krankenfahrstuhl befahren. Reiter dürfen Privatwege nur  
	 benutzen, wenn sie trittfest oder als Reitweg ausgewiesen sind.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht innerhalb eingefriedeter Grundstücke, auf denen  
	 Tiere weiden, Gartenbau, Teichwirtschaft oder Fischzucht betrieben  
	 wird, sowie für Hof- und Gebäudeflächen. Die landwirtschaftliche  
	 Bewirtschaftung darf durch das Betreten gemäß Absatz 1 nicht beein- 
	 trächtigt werden. Gegenstände dürfen nicht in Natur und Landschaft  
	 zurückgelassen werden. Die Erholung Anderer in Natur und Landschaft  
	 darf nicht gestört werden.

(3)	 Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte darf Flächen und Wege  
	 nach Absatz 1 nur mit Genehmigung sperren. Die Genehmigung darf  
	 nur erteilt werden, wenn dies

	 1.	 zur Wahrung schutzwürdiger Interessen des Eigentümers oder  
		  Nutzungsberechtigten, insbesondere aus wichtigen Gründen des  
		  Feldschutzes, der Bewirtschaftung oder zur Vermeidung erhebli- 
		  cher Schäden, oder

	 2.	 zur Wahrung überwiegender Interessen der Allgemeinheit, insbe- 
		  sondere aus wichtigen Gründen des Naturschutzes und der Land- 
		  schaftspflege, oder zum Schutze der Erholungssuchenden

	 erforderlich ist. Die Genehmigung ist zu befristen.

(4)	 Aus Gründen des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 2 kann die Behörde die  
	 Sperrung der bezeichneten Flächen und Wege auch von Amts wegen  
	 anordnen.
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(2)	 Das Betreten des Waldes richtet sich nach dem Bundeswaldgesetz und  
	 den Waldgesetzen der Länder sowie im Übrigen nach dem sonstigen  
	 Landesrecht. Es kann insbesondere andere Benutzungsarten ganz  
	 oder teilweise dem Betreten gleichstellen sowie das Betreten aus wich- 
	 tigen Gründen, insbesondere aus solchen des Naturschutzes und der  
	 Landschaftspflege, des Feldschutzes und der land- und forstwirtschaft- 
	 lichen Bewirtschaftung, zum Schutz der Erholungsuchenden, zur Ver- 
	 meidung erheblicher Schäden oder zur Wahrung anderer schutzwür- 
	 diger Interessen des Grundstücksbesitzers einschränken.

§ 60
Haftung

Das Betreten der freien Landschaft erfolgt auf eigene Gefahr. Durch die 
Betretungsbefugnis werden keine zusätzlichen Sorgfalts- oder Verkehrssi-
cherungspflichten begründet. Es besteht insbesondere keine Haftung für 
typische, sich aus der Natur ergebende Gefahren.

BNatSchG – Kapitel 7 – Erholung in Natur und Landschaft

 § 60
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(5) Für gesperrte Privatwege gilt § 26 Absatz 2 entsprechend.

§ 25 Absatz 1 NatSchAG M-V:
Soweit durch Rechtsvorschrift nichts Anderes geregelt ist, darf jede Person 
in der freien Landschaft auf eigene Gefahr Privatwege (private Straßen und 
Wege aller Art) sowie Wegeränder und Feldraine zum Zwecke der naturver-
träglichen Erholung betreten und mit einem Fahrrad oder Krankenfahrstuhl 
befahren. Reiter dürfen Privatwege nur benutzen, wenn sie trittfest oder als 
Reitweg ausgewiesen sind.

§ 26
Einrichtung von Wander- und Reitwegen

(1)	 Gemeinden und Landkreise richten geeignete und zusammenhängen- 
	 de Wander- und Reitwege im Verbund mit sonstigen Straßen, Wegen  
	 und Flächen, die betreten werden dürfen oder auf denen das Reiten  
	 zulässig ist, ein oder wirken auf ihre Einrichtung hin. Hierbei sind die  
	 Leistungsfähigkeit der Gemeinden und Landkreise, der Bedarf der  
	 Allgemeinheit an Erholung in Natur und Landschaft und das Schutzbe- 
	 dürfnis empfindlicher Landschaftsteile und Arten zu berücksichtigen.

(2)	  Die Wege sind zu kennzeichnen. Der Eigentümer oder sonstige Berech- 
	 tigte haben die Markierungen zu dulden. Wander- und Radwege, Sport-  
	 und Lehrpfade sollen nicht als Reitweg gekennzeichnet werden.

NatSchAG M-V – Kapitel 6 – Erholung in Natur und Landschaft 
(zu den §§ 59 bis 62 BNatSchG)

§ 26
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§ 27
Benutzung und Schutz des Strandes

(1)	 Soweit durch Rechtsvorschrift nichts Anderes geregelt ist, darf jede  
	 Person den Ostseestrand sowie den Strand an Boddengewässern auf  
	 eigene Gefahr betreten und sich dort aufhalten sowie Muschelscha- 
	 len und Steine für den eigenen Bedarf in geringen Mengen sammeln.  
	 Das Anlanden und Auflegen von Booten der Küstenfischerei, von mo- 
	 torlosen Sportbooten und von Sportbooten, die mit einer Antriebs- 
	 maschine ausgerüstet sind, deren größte Nutzleistung weniger als  
	 3,69 kW beträgt, ist gestattet. Dabei ist auf den Gemeingebrauch, ins- 
	 besondere die Badenutzung, und die Belange des Naturschutzes Rück- 
	 sicht zu nehmen. § 25 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 gilt entsprechend.

(2)	 Es ist verboten, in Küstendünen oder auf Strandwällen Feuer zu entzün- 
	 den oder außerhalb der gekennzeichneten Wege zu fahren, zu zelten  
	 sowie Wohnwagen, Wohnmobile oder andere Fahrzeuge aufzustellen.

(3)	 Die Gemeinden haben das Recht, einen zum Gemeindegebiet oder,  
	 mit Zustimmung der betroffenen Nachbargemeinde, zu deren Gebiet  
	 gehörenden Teil des Strandes für den Badebetrieb oder zu anderen  
	 Zwecken zu nutzen, soweit nicht überwiegende Gründe des Natur- 
	 schutzes und der Landschaftspflege, andere Belange des Gemeinwohls  
	 oder Rechtsvorschriften entgegenstehen.

(4)	 Die Gemeinden regeln das Nähere durch Satzung. Dabei sind sie  
	 befugt, den nach Absatz 1 eingeräumten Gemeingebrauch einzu- 
	 schränken und auch Dritten die Sondernutzung zu gestatten. Das Wan 
	 dern entlang des Strandes darf nicht gehindert oder abgabepflichtig  
	 gemacht werden; im Übrigen ist ein angemessenes Verhältnis zwischen  
	 abgabepflichtigem und abgabefreiem Strand zu gewährleisten.

§ 28
Zelten und Aufstellen von beweglichen Unterkünften

(1)	 Zelte oder sonstige bewegliche Unterkünfte (Wohnwagen, Wohnmo- 
	 bile) dürfen nur auf hierfür zugelassenen Plätzen aufgestellt und  
	 benutzt werden.

(2) Nichtmotorisierte Wanderer dürfen außer in Nationalparken, Nationa- 

NatSchAG M-V – Kapitel 6 – Erholung in Natur und Landschaft 
(zu den §§ 59 bis 62 BNatSchG)

§ 27
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§ 61
Freihaltung von Gewässern und Uferzonen

(1)	 Im Außenbereich dürfen an Bundeswasserstraßen und Gewässern  
	 erster Ordnung sowie an stehenden Gewässern mit einer Größe von  
	 mehr als 1 Hektar im Abstand bis 50 Meter von der Uferlinie keine bau- 
	 lichen Anlagen errichtet oder wesentlich geändert werden. An den  
	 Küstengewässern ist abweichend von Satz 1 ein Abstand von mindes- 
	 tens 150 Metern von der mittleren Hochwasserlinie an der Nordsee und  
	 von der Mittelwasserlinie an der Ostsee einzuhalten. Weiter gehende  
	 Vorschriften der Länder bleiben unberührt.
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§ 28

	 len Naturmonumenten und Naturschutzgebieten abseits von Zelt- und  
	 Campingplätzen in der freien Landschaft für eine Nacht zelten, wenn  
	 sie privatrechtlich dazu befugt sind und keine anderen Rechtsvorschrif- 
	 ten entgegenstehen. Auf Grundstücken, die zum engeren Wohnbe- 
	 reich gehören, dürfen Zelte und sonstige bewegliche Unterkünfte für  
	 den persönlichen Gebrauch aufgestellt werden, wenn die Belange der  
	 öffentlichen Sicherheit und Ordnung gewährleistet sind.

(3)	 Auf Antrag kann im Einzelfall außerhalb von Zelt- und Campingplät- 
	 zen die Aufstellung und Benutzung von insgesamt nicht mehr als fünf  
	 Zelten oder nach dem Straßenverkehrsrecht zugelassenen Wohnwa- 
	 gen und Wohnmobilen bis zu sechs Monaten genehmigt werden, wenn

	 1.	 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege und andere  
		  Belange des allgemeinen Wohls nicht beeinträchtigt werden,

	 2.	 die genutzte Stelle und ihre Umgebung sauber gehalten und vor  
		  dem Verlassen wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand ge- 
		  bracht werden und

	 3.	 ordnungsgemäße sanitäre Verhältnisse und sonstige Belange der  
	 öffentlichen Sicherheit und Ordnung gewährleistet sind.

	 Satz 1 gilt auch für Zeltlager mit mehr als fünf Zelten, die im Rahmen  
	 einer zeitlich begrenzten Jugend-, Sport- oder ähnlichen Veranstaltung  
	 für deren Dauer aufgeschlagen werden sollen.

§ 29
 Küsten- und Gewässerschutzstreifen

(abweichende Vorschrift zu § 61 BNatSchG)

(1)	 An Gewässern erster Ordnung sowie Seen und Teichen mit einer  
	 Größe von einem Hektar und mehr dürfen bauliche Anlagen in einem  
	 Abstand von bis zu 50 Metern land- und gewässerwärts von der Mittel- 
	 wasserlinie an gerechnet nicht errichtet oder wesentlich geändert  
	 werden. An Küstengewässern ist abweichend von Satz 1 ein Abstand  
	 von 150 Metern land- und seewärts von der Mittelwasserlinie einzu- 
	 halten.
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(2)	 Absatz 1 gilt nicht für 

	 1.	 bauliche Anlagen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtmäßig  
		  errichtet oder zugelassen waren,

	 2.	 bauliche Anlagen, die in Ausübung wasserrechtlicher Erlaubnisse  
		  oder Bewilligungen oder zum Zwecke der Überwachung, der  
		  Bewirtschaftung, der Unterhaltung oder des Ausbaus eines ober 
		  irdischen Gewässers errichtet oder geändert werden,

	 3.	 Anlagen des öffentlichen Verkehrs einschließlich Nebenanlagen  
		  und Zubehör, des Rettungswesens, des Küsten- und Hochwasser 
		  schutzes sowie der Verteidigung.

	 Weiter gehende Vorschriften der Länder über Ausnahmen bleiben  
	 unberührt.

(3)	 Von dem Verbot des Absatzes 1 kann auf Antrag eine Ausnahme zuge- 
	 lassen werden, wenn 

	 1.	 die durch die bauliche Anlage entstehenden Beeinträchtigungen  
		  des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes, insbesondere im  
		  Hinblick auf die Funktion der Gewässer und ihrer Uferzonen, gering- 
		  fügig sind oder dies durch entsprechende Maßnahmen sicherge- 
		  stellt werden kann oder

	 2.	 dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein-
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(2)	 Absatz 1 gilt nicht für

	 1.	 Fischereihäfen, auch soweit diese nicht öffentlich sind, und öffentli- 
		  che Häfen,

	 2.	 bauliche Anlagen, die aufgrund eines Planfeststellungsverfahrens  
		  in Ausübung wasserrechtlicher Erlaubnisse oder Bewilligungen  
		  oder zum Zwecke des Küsten- und Hochwasserschutzes errichtet  
		  oder wesentlich geändert werden,

	 3.	 bauliche Anlagen, die aufgrund eines rechtsverbindlichen Bebau- 
		  ungsplanes errichtet oder wesentlich geändert werden oder für die  
		  im Bereich von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen nach § 34  
		  des Baugesetzbuches ein Anspruch auf Bebauung besteht,

	 4.	 die bauliche Erweiterung eines zulässigerweise errichteten land- 
		  wirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebes, wenn die Erweite- 
		  rung im Verhältnis zum vorhandenen Gebäude und Betrieb ange- 
		  messen ist,

	 5.	 bauliche Anlagen des Rettungswesens, der Landesverteidigung,  
		  des fließenden öffentlichen Verkehrs, der Schifffahrt, der Versor- 
		  gung und Entsorgung, der Windenergienutzung im Offshore-Be- 
		  reich oder von sonstigen öffentlichen oder privaten Wirtschaftsbe- 
		  trieben, wenn sie auf einen Standort dieser Art angewiesen sind,  
		  oder

	 6.	 Viehtränken sowie Einfriedungen zur landwirtschaftlichen Weide- 
		  tierhaltung.

(3)	 Ausnahmen von Absatz 1 können zugelassen werden für

	 1.	 bauliche Anlagen, die allein oder im Zusammenhang mit anderen  
		  baulichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägen oder  
		  von städtebaulicher Bedeutung sind,

	 2.	 notwendige bauliche Anlagen, die ausschließlich dem Badebe- 
		  trieb, dem Wassersport oder der berufsmäßigen Fischerei dienen,  
		  sowie für räumlich damit verbundene Dienstwohnungen, wenn  
		  ständige Aufsicht oder Wartung erforderlich ist,
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schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist; in die-
sem Fall gilt § 15 entsprechend.

§ 62
Bereitstellen von Grundstücken

Der Bund, die Länder und sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts stellen in ihrem Eigentum oder Besitz stehende Grundstücke, die 
sich nach ihrer natürlichen Beschaffenheit für die Erholung der Bevölke-
rung eignen oder den Zugang der Allgemeinheit zu solchen Grundstücken 
ermöglichen oder erleichtern, in angemessenem Umfang für die Erholung 
bereit, soweit dies mit einer nachhaltigen Nutzung und den sonstigen Zie-
len von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist und eine öffentli-
che Zweckbindung dem nicht entgegensteht.
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	 3.	 bauliche Anlagen, die dem Naturschutz oder der Versorgung von  
		  Badegästen und Wassersportlern dienen, sowie für Bootsschuppen  
		  und Stege, vorrangig als Gemeinschaftsanlagen,

	 4.	 die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen  
		  oder einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Bauge- 
		  setzbuches sowie für bauliche Anlagen innerhalb des zukünftigen  
		  Plangeltungsbereiches, wenn der Plan den Stand nach § 33 des  
		  Baugesetzbuches erreicht hat, oder

	 5.	 jagdliche Ansitze.
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Kapitel 8
Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen

§ 63
Mitwirkungsrechte

(1)	 Einer nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes vom Bund aner- 
	 kannten Vereinigung, die nach ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbe- 
	 reich im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts- 
	 pflege fördert (anerkannte Naturschutzvereinigung), ist Gelegenheit  
	 zur Stellungnahme und zur Einsicht in die einschlägigen Sachverständi- 
	 gengutachten zu geben 

	 1.	 bei der Vorbereitung von Verordnungen und anderen im Rang  
		  unter dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des  
		  Naturschutzes und der Landschaftspflege durch die Bundesregie- 
		  rung oder das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau  
		  und Reaktorsicherheit,

	 2.	 vor der Erteilung von Befreiungen von Geboten und Verboten zum  
		  Schutz von geschützten Meeresgebieten im Sinne des § 57 Absatz 2  
		  sowie vor dem Erlass von Abweichungsentscheidungen nach § 34  
		  Absatz 3 bis 5 auch in Verbindung mit § 36 Satz 1 Nummer 2, auch  
		  wenn diese durch eine andere Entscheidung eingeschlossen oder  
		  ersetzt werden,

	 3.	 in Planfeststellungsverfahren, die von Behörden des Bundes oder  
		  im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des  
		  Festlandsockels von Behörden der Länder durchgeführt werden,  
		  wenn es sich um Vorhaben handelt, die mit Eingriffen in Natur und  
		  Landschaft verbunden sind,

	 4.	 bei Plangenehmigungen, die von Behörden des Bundes erlassen  
		  werden und an die Stelle einer Planfeststellung im Sinne der Num- 
		  mer 3 treten, wenn eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen ist,

	 soweit sie durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgaben 
	 bereich berührt wird.
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Kapitel 7
Ehrenamtlicher Naturschutz

§ 30
Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen

(zu den §§ 63 und 64 BNatSchG)
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(2)	 Einer nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes von einem Land  
	 anerkannten Naturschutzvereinigung, die nach ihrer Satzung landes- 
	 weit tätig ist, ist Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die  
	 einschlägigen Sachverständigengutachten zu geben 

	 1.	 bei der Vorbereitung von Verordnungen und anderen im Rang  
		  unter dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften der für Natur- 
		  schutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden der Länder,

	 2.	 bei der Vorbereitung von Programmen und Plänen im Sinne der  
		  §§ 10 und 11,

	 3.	 bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne des § 36 Satz 1 Num- 
		  mer 2,

	 4.	 bei der Vorbereitung von Programmen staatlicher und sonstiger  
		  öffentlicher Stellen zur Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen  
		  verdrängter wild lebender Arten in der freien Natur,

	 4a.	vor der Erteilung einer Genehmigung für die Errichtung, die Erwei- 
		  terung, eine wesentliche Änderung oder den Betrieb eines Zoos  
		  nach § 42 Absatz 2 Satz 1,

	 4b.	vor der Zulassung einer Ausnahme nach § 45 Absatz 7 Satz 1 durch  
		  Rechtsverordnung oder durch Allgemeinverfügung,

	 5.	 vor der Erteilung von Befreiungen von Geboten und Verboten zum  
		  Schutz von Gebieten im Sinne des § 32 Absatz 2, Natura 2000-Ge- 
		  bieten, Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Natur- 
		  monumenten und Biosphärenreservaten sowie von Abweichungs- 
		  entscheidungen nach § 34 Absatz 3 bis 5, auch in Verbindung mit  
		  § 36 Satz 1 Nummer 2, auch wenn diese durch eine andere Entschei- 
		  dung eingeschlossen oder ersetzt werden,

	 6.	 in Planfeststellungsverfahren, wenn es sich um Vorhaben im Gebiet  
		  des anerkennenden Landes handelt, die mit Eingriffen in Natur und  
		  Landschaft verbunden sind,
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	 7.	 bei Plangenehmigungen, die an die Stelle einer Planfeststellung im  
		  Sinne der Nummer 6 treten, wenn eine Öffentlichkeitsbeteiligung  
		  vorgesehen ist,

	 8.	 in weiteren Verfahren zur Ausführung von landesrechtlichen  
		  Vorschriften, wenn das Landesrecht dies vorsieht,

	 soweit sie durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgaben- 
	 bereich berührt wird.

(3)	 § 28 Absatz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 3 und § 29 Absatz 2 des Verwal- 
	 tungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. Eine in anderen Rechts- 
	 vorschriften des Bundes oder der Länder vorgeschriebene inhaltsglei- 
	 che oder weiter gehende Form der Mitwirkung bleibt unberührt.

(4)	 Die Länder können bestimmen, dass in Fällen, in denen Auswirkungen  
	 auf Natur und Landschaft nicht oder nur im geringfügigen Umfang zu  
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(1)	 Gemäß § 63 Absatz 2 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes findet  
	 eine Mitwirkung ferner statt bei der Erteilung von Ausnahmen nach  
	 § 20 Absatz 3 und Befreiungen von den Verboten der § 19 Absatz 1 und  
	 § 23 Absatz 4 und 5, soweit die Naturschutzvereinigung durch das Vor- 
	 haben in ihrem für die Anerkennung maßgebenden satzungsgemäßen  
	 Aufgabenbereich berührt wird.

(2)	 Anerkannte Naturschutzvereinigungen sind über Vorhaben, auf die  
	 sich die Mitwirkung erstreckt, rechtzeitig in Kenntnis zu setzen. Sie  
	 werden am Verfahren beteiligt, wenn sie innerhalb von zwei Wochen  
	 nach Kenntnis mitteilen, sich am Verfahren beteiligen zu wollen. Der zu  
	 beteiligenden Naturschutzvereinigung ist innerhalb einer angemesse- 
	 nen, mindestens jedoch vierwöchigen Frist nach Übersendung der  
	 Unterlagen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Naturschutz- 
	 vereinigung hat Anspruch auf Übersendung aller für das Vorhaben  
	 bedeutsamer Unterlagen, soweit sie nicht Betriebs- oder Geschäftsge- 
	 heimnisse enthalten.

(3)	 Endet das Verfahren durch einen Verwaltungsakt oder den Abschluss  
	 eines öffentlich-rechtlichen Vertrages, so ist den Verbänden, die im Ver- 
	 fahren eine Stellungnahme abgegeben haben, die Entscheidung  
	 bekannt zu geben, es sei denn, der Verband hat von seinem Mitwir- 
	 kungsrecht nicht innerhalb der Frist nach Absatz 2 Gebrauch gemacht.

(4)	 Durch schriftliche Erklärung kann ein Verband gegenüber der zuständi- 
	 gen Naturschutzbehörde auf die Mitwirkung in bestimmten Verfah- 
	 ren verzichten. Die Verfahren sind unter Angabe der für sie maßgeb- 
	 lichen Rechtsvorschriften zu bezeichnen
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	 erwarten sind, von einer Mitwirkung abgesehen werden kann.

§ 64
Rechtsbehelfe

(1)	 Eine anerkannte Naturschutzvereinigung kann, soweit § 1 Absatz 3  
	 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes nicht entgegensteht, ohne in  
	 eigenen Rechten verletzt zu sein, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der  
	 Verwaltungsgerichtsordnung einlegen gegen Entscheidungen nach  
	 § 63 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 und Absatz 2 Nummer 4a bis 7, wenn die  
	 Vereinigung 

	 1.	 geltend macht, dass die Entscheidung Vorschriften dieses Geset- 
		  zes, Rechtsvorschriften, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen  
		  worden sind oder fortgelten, Naturschutzrecht der Länder oder  
		  anderen Rechtsvorschriften, die bei der Entscheidung zu beachten  
		  und zumindest auch den Belangen des Naturschutzes und der  
		  Landschaftspflege zu dienen bestimmt sind, widerspricht,

	 2.	 in ihrem satzungsgemäßen Aufgaben- und Tätigkeitsbereich,  
		  soweit sich die Anerkennung darauf bezieht, berührt wird und

	 3.	 zur Mitwirkung nach § 63 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2 Num- 
		  mer 4a bis 5 berechtigt war und sie sich hierbei in der Sache geäu- 
		  ßert hat oder ihr keine Gelegenheit zur Äußerung gegeben wor- 
		  den ist; dies gilt auch für die Mitwirkung nach § 63 Absatz 1 Num- 
		  mer 3 und Absatz 2 Nummer 6, sofern für ein solches Planfeststel- 
		  lungsverfahren eine Anwendung des Bundesnaturschutzgesetzes  
		  nicht nach § 1 Absatz 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes ausge- 
		  schlossen ist.

(2)	 § 1 Absatz 1 Satz 3 und 4, § 2 Absatz 3 Satz 1 und § 5 des Umwelt- 
	 Rechtsbehelfsgesetzes gelten entsprechend.

(3)	 Die Länder können Rechtsbehelfe von anerkannten Naturschutzver- 
	 einigungen auch in anderen Fällen zulassen, in denen nach § 63 Absatz 2  
	 Nummer 8 eine Mitwirkung vorgesehen ist.

BNatSchG – Kapitel 8 – Mitwirkung von anerkannten 
Naturschutzvereinigungen

 § 64
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(5)	 Gemäß § 64 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes können Rechts- 
	 behelfe ferner eingelegt werden gegen

	 1.	 Befreiungen von dem Verbot des § 19 Absatz 1, wenn mehr als zehn  
		  Bäume betroffen sind, sowie
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	 2.	  Befreiungen von den Verboten des § 23 Absatz 4 und 5,
	
	 sofern die Entscheidungen Vorhaben betreffen, die mit Eingriffen in  
	 Natur und Landschaft verbunden sind.

§ 31
Beiräte für Naturschutz und Landschaftspflege, Kreisnaturschutzbeauf-

tragte

(1)	 Bei der obersten Naturschutzbehörde kann ein Beirat für Naturschutz  
	 und Landschaftspflege gebildet werden. Die Mitglieder des Beirates  
	 werden befristet und auf Widerruf bestellt; sie dürfen nicht Bedienstete  
	 von Naturschutzbehörden sein.

(2)	 In den Beirat sind Personen zu berufen, die im Naturschutz und in der  
	 Landschaftspflege besonders fachkundig oder erfahren sind. Die Bei- 
	 ratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig und an Weisungen nicht gebun- 
	 den. Sie haben Anspruch auf Erstattung von Reisekosten.

(3)	 Der Beirat hat die oberste Naturschutzbehörde in wichtigen Angele- 
	 genheiten des Naturschutzes und der Landschaftspflege in ihrem Auf- 
	 gabenbereich zu unterstützen und fachlich zu beraten. Dazu ist der  
	 Beirat rechtzeitig zu unterrichten. Er kann Maßnahmen des Naturschut- 
	 zes anregen und ist auf Verlangen zu hören.

(4)	 Bei den unteren Naturschutzbehörden können Beiräte für Naturschutz  
	 und Landschaftspflege gebildet sowie aus deren Mitgliedern ein Kreis- 
	 naturschutzbeauftragter bestellt werden. Der Beauftragte vertritt den  
	 Beirat, insbesondere in allen laufenden und unaufschiebbaren Angele- 
	 genheiten. Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß.

§ 32
Betreuung geschützter Teile von Natur und Landschaft

(1)	 Die Naturschutzbehörden können im Rahmen ihrer Zuständigkeit  
	 natürlichen oder juristischen Personen des Privatrechts, die sich nach  
	 ihrer Zweckbestimmung überwiegend dem Naturschutz und der Land- 
	 schaftspflege widmen, auf Antrag in bestimmtem Umfange mit der  
	 Betreuung von geschützten Teilen von Natur und Landschaft beauftra- 
	 gen. Voraussetzung ist, dass sie die Gewähr für eine sachgerechte För- 

NatSchAG M-V – Kapitel 7 – Ehrenamtlicher Naturschutz

§ 31
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	 derung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege bieten.  
	 § 34 Satz 2 Nummer 7 des Landeswaldgesetzes bleibt unberührt. Die  
	 Beauftragung soll befristet werden; sie kann widerrufen werden. Ein  
	 Anspruch auf Erstattung von Kosten wird durch sie nicht begründet.  
	 Die Naturschutzbehörde beteiligt sich an den notwendigen Aufwen- 
	 dungen nach Maßgabe des Haushalts.

(2)	 Die Schutzgebietsbeauftragten sollen vor einer Änderung oder Aufhe- 
	 bung der Schutzvorschriften und vor allen Entscheidungen gehört  
	 werden, welche die geschützten Teile von Natur und Landschaft erheb- 
	 lich beeinträchtigen können.

(3)	 Die Betreuung beinhaltet,

	 1.	 die Entwicklung des Schutzgegenstandes und der Tier- und Pflan- 
		  zenwelt sowie ihrer Lebensräume zu beobachten und schriftlich  
		  festzuhalten,

	 2.	 Vorschläge zur Verbesserung der Wirksamkeit der getroffenen  
		  Regelungen und Maßnahmen zu unterbreiten,

	 3.	 pflegerische Maßnahmen des Naturschutzes durchzuführen,

	 4.	 die Öffentlichkeit über das Schutzgebiet und naturschutzgerechtes  
		  Verhalten zu informieren.

§ 33
Naturschutzwarte

(1)	 Zur Unterstützung der Naturschutzbehörden werden für ein bestimm- 
	 tes Gebiet durch die unteren Naturschutzbehörden sowie die Groß- 
	 schutzgebietsverwaltung Naturschutzwarte bestellt. Ihre Tätigkeit ist  
	 ehrenamtlich.

(2)	 Die unteren Forstbehörden nehmen die Aufgaben der Naturschutzwar- 
	 te für den Geltungsbereich des Landeswaldgesetzes unter Einbezie- 
	 hung der nach Absatz 1 bestellten Personen wahr.

(3)	 Die Naturschutzwarte haben die sie bestellende Naturschutzbehörde  
	 über alle nachteiligen Veränderungen in Natur und Landschaft zu infor- 
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	 mieren und durch Aufklärung darauf hinzuwirken, dass Schäden von  
	 Natur und Landschaft abgewendet werden. Sie haben ferner die Auf- 
	 gabe, Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften, die dem Schutz  
	 und der Pflege von Natur und Landschaft dienen oder die Erholung in  
	 der freien Natur regeln und deren Übertretung mit Strafe oder Geldbu- 
	 ße bedroht ist, festzustellen, abzuwehren sowie bei der Verfolgung  
	 solcher Zuwiderhandlungen mitzuwirken.

(4)	 Soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 3 erforderlich ist,  
	 sind die Naturschutzwarte berechtigt,

	 1.	 Grundstücke, mit Ausnahme von Wohngebäuden, zu betreten,

	 2.	 eine Person anzuhalten und ihre Identität festzustellen; § 29 Absatz  
		  2 und 3 des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes gilt entsprechend,

	 3.	 eine Person vorübergehend von einem Platz zu verweisen und ihr  
		  vorübergehend das Betreten eines Platzes zu verbieten und

	 4.	 unberechtigt entnommene Gegenstände, gehaltene oder erwor- 
		  bene Pflanzen und Tiere sowie solche Gegenstände sicherzustellen,  
		  die bei Zuwiderhandlungen nach Absatz 3 verwendet wurden oder  
		  verwendet werden sollen.

(5)	 Die ehrenamtlichen Naturschutzwarte müssen bei der Ausübung  
	 ihrer Tätigkeit einen Dienstausweis mit sich führen, der bei Vornahme  
	 einer Amtshandlung auf Verlangen vorzuzeigen ist.

(6)	 Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einvernehmen mit dem  
	 Innenministerium durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen für  
	 die Eignung der bestellten Personen, die Begründung und die Ausge- 
	 staltung des Dienstverhältnisses, die Abberufung, den Aufwendungs- 
	 ersatz sowie die Aus- und Fortbildung regeln und Vorschriften über den  
	 Dienstausweis und das Dienstabzeichen treffen.
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 § 65

Kapitel 9
Eigentumsbindung, Befreiungen

§ 65
Duldungspflicht

(1)	 Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken  
	 haben Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf  
	 Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, Rechtsvorschriften, die auf  
	 Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind oder fortgelten, oder  
	 Naturschutzrecht der Länder zu dulden, soweit dadurch die Nutzung  
	 des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. Weiter gehende 
 	 Regelungen der Länder bleiben unberührt.

(2)	 Vor der Durchführung der Maßnahmen sind die Berechtigten in geeig- 
	 neter Weise zu benachrichtigen.

(3)	 Die Befugnis der Bediensteten und Beauftragten der Naturschutzbe- 
	 hörden, zur Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstücke zu betreten, richtet  
	 sich nach Landesrecht.
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Kapitel 8
Eigentumsbindung, Ausnahmen

§ 9 NatSchAG M-V:
(1)	 Bedienstete und Beauftragte der Naturschutzbehörden und der  
	 Gemeinden dürfen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben

	 1.	 Grundstücke, mit Ausnahme von Wohngebäuden, betreten und  
		  dort nach rechtzeitiger Ankündigung Vermessungen, Bestandser- 
		  hebungen, Bodenuntersuchungen, Bodenproben oder ähnliche  
		  Arbeiten durchführen sowie Fotografien anfertigen,

	 2.	 Aufnahme- und Auslieferungsbücher, Aufbewahrungsorte, Ver- und  
		  Bearbeitungsstätten und Tiergehege an Ort und Stelle daraufhin  
		  überprüfen, ob die Vorschriften zum Schutz wild lebender Tiere und  
		  Pflanzen eingehalten werden.

(2)	 Vor dem Betreten eines nicht jeder Person zugänglichen Grundstückes  
	 sollen der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte benachrichtigt  
	 werden, sofern dem kein wichtiger Grund entgegensteht. In geeigne- 
	 ten Fällen kann die Benachrichtigung auch durch ortsübliche Bekannt- 
	 machung erfolgen.

(3)	 Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterstehen, haben Untersu- 
	 chungen und Kontrollen im Einvernehmen mit der Bergbehörde zu  
	 erfolgen.
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§ 66
Vorkaufsrecht

(1)	 Den Ländern steht ein Vorkaufsrecht zu an Grundstücken, 

	 1.	 die in Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Naturschutz- 
		  gebieten oder als solchen einstweilig sichergestellten Gebieten  
		  liegen,

	 2.	 auf denen sich Naturdenkmäler oder als solche einstweilig sicherge- 
		  stellte Gegenstände befinden,

	 3.	 auf denen sich oberirdische Gewässer befinden.

	 Liegen die Merkmale des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 nur bei einem Teil  
	 des Grundstücks vor, so erstreckt sich das Vorkaufsrecht nur auf diesen  
	 Teil. Der Eigentümer kann verlangen, dass sich der Vorkauf auf das  
	 gesamte Grundstück erstreckt, wenn ihm der weitere Verbleib in  
	 seinem Eigentum wirtschaftlich nicht zuzumuten ist.

(2)	 Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, wenn dies aus Gründen  
	 des Naturschutzes und der Landschaftspflege einschließlich der Erho- 
	 lungsvorsorge erforderlich ist.

(3)	 Das Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. Es  
	 geht rechtsgeschäftlich und landesrechtlich begründeten Vorkaufs- 
	 rechten mit Ausnahme solcher auf den Gebieten des Grundstücksver- 
	 kehrs und des Siedlungswesens im Rang vor. Bei einem Eigentumser- 
	 werb auf Grund der Ausübung des Vorkaufsrechts erlöschen durch  
	 Rechtsgeschäft begründete Vorkaufsrechte. Die §§ 463 bis 469, 471,  
	 1098 Absatz 2 und die §§ 1099 bis 1102 des Bürgerlichen Gesetzbu- 
	 ches finden Anwendung. Das Vorkaufsrecht erstreckt sich nicht auf  
	 einen Verkauf, der an einen Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner  
	 oder einen Verwandten ersten Grades erfolgt.
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§ 34

§ 34
Vorkaufsrecht

(zu § 66 BNatSchG)

(1)	 Abweichend von § 66 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes steht  
	 dem Land im Fall des § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bundesnatur- 
	 schutzgesetzes kein Vorkaufsrecht zu.

(2)	 Abweichend von § 66 Absatz 3 Satz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes  
	 ist das Vorkaufsrecht ferner ausgeschlossen, wenn das Grundstück  
	 zusammen mit einem landwirtschaftlichen Betrieb veräußert wird, mit  
	 dem es eine Einheit bildet.

(3)	 Veräußerer und Erwerber haben den Inhalt des geschlossenen Vertra- 
	 ges der obersten Naturschutzbehörde unverzüglich mitzuteilen. Das  
	 Vorkaufsrecht kann nur binnen zweier Monate nach Mitteilung des  
	 Kaufvertrages ausgeübt werden.
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(4)	 Das Vorkaufsrecht kann von den Ländern auf Antrag auch zugunsten  
	 von Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts und aner- 
	 kannten Naturschutzvereinigungen ausgeübt werden.

(5)	 Abweichende Vorschriften der Länder bleiben unberührt.

§ 67
Befreiungen

(1)	 Von den Geboten und Verboten dieses Gesetzes, in einer Rechtsver- 
	 ordnung auf Grund des § 57 sowie nach dem Naturschutzrecht der  
	 Länder kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn 

	 1.	 dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein- 
		  schließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist  
		  oder

	 2.	 die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumut- 
		  baren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belan- 
		  gen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist.

	 Im Rahmen des Kapitels 5 gilt Satz 1 nur für die §§ 39 und 40, 42 und 43.

(2)	 Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von  
	 Geboten und Verboten im Sinne des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag  
	 Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschriften  
	 im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall  
	 des Verbringens von Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die  
	 Befreiung vom Bundesamt für Naturschutz gewährt.

(3)	 Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. § 15  
	 Absatz 1 bis 4 und Absatz 6 sowie § 17 Absatz 5 und 7 finden auch dann  
	 Anwendung, wenn kein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des  
	 § 14 vorliegt.

 § 66
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(4)	 Das Vorkaufsrecht des Landes wird durch Verwaltungsakt der obersten  
	 Naturschutzbehörde gegenüber dem Veräußerer ausgeübt. Bei der  
	 Ausübung des Vorkaufsrechts ist der Verwendungszweck des Grund- 
	 stücks anzugeben.

(5)	 Abweichend von § 66 Absatz 4 kann das Land sein Vorkaufsrecht auch  
	 zu Gunsten der Stiftung Umwelt- und Naturschutz Mecklenburg-Vor- 
	 pommern oder anderer Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des  
	 öffentlichen Rechts ausüben, wenn der Begünstigte zustimmt. In die- 
	 sem Fall tritt der Begünstigte an die Stelle des Landes. Für die Verpflich- 
	 tungen aus dem Kaufvertrag haftet das Land neben dem Begünstigten.

NatSchAG M-V – Kapitel 8 – Eigentumsbindung, Ausnahmen

§ 34
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§ 68
Beschränkungen des Eigentums; Entschädigung und Ausgleich

(1)	 Führen Beschränkungen des Eigentums, die sich auf Grund von Vor- 
	 schriften dieses Gesetzes, Rechtsvorschriften, die auf Grund dieses  
	 Gesetzes erlassen worden sind oder fortgelten, oder Naturschutzrecht  
	 der Länder ergeben, im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung,  
	 der nicht durch andere Maßnahmen, insbesondere durch die Gewäh- 
	 rung einer Ausnahme oder Befreiung, abgeholfen werden kann, ist eine  
	 angemessene Entschädigung zu leisten.

(2)	 Die Entschädigung ist in Geld zu leisten. Sie kann in wiederkehrenden  
	 Leistungen bestehen. Der Eigentümer kann die Übernahme eines  
	 Grundstücks verlangen, wenn ihm der weitere Verbleib in seinem  
	 Eigentum wirtschaftlich nicht zuzumuten ist. Das Nähere richtet sich  
	 nach Landesrecht.

(3)	 Die Enteignung von Grundstücken zum Wohl der Allgemeinheit aus  
	 Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege richtet sich  
	 nach Landesrecht.
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§ 35

§ 35
Ausnahmen

(1)	 Soweit es in fortgeltenden Rechtsvorschriften vorgesehen ist, ohne  
	 dass hierfür die Voraussetzungen näher festgelegt sind, kann die zu- 
	 ständige Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, wenn sich dies mit  
	 den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinba- 
	 ren lässt und auch keine sonstigen öffentlichen Belange entgegen- 
	 stehen. Bei Unterschutzstellungen nach § 22 Absatz 1 gilt dies auch  
	 dann, wenn die Erteilung von Ausnahmen nicht vorgesehen ist.

(2)	 § 67 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend.

§ 36
Enteignung und Ausgleich, öffentliche Förderung

(zu § 68 BNatSchG)

(1)	 Soweit eine Verwaltungsentscheidung, insbesondere die Ablehnung  
	 einer Ausnahme oder Befreiung, zu einer unzumutbaren Belastung  
	 führt, ist mit ihr zumindest dem Grunde nach zugleich über die zu  
	 gewährende Entschädigung zu entscheiden. Zur Leistung der Entschä- 
	 digung nach § 68 Absatz 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ist  
	 der Träger der öffentlichen Verwaltung verpflichtet, dessen Behörde die  
	 Rechtsvorschrift erlassen oder die Maßnahme getroffen hat. Abwei- 
	 chend von § 68 Absatz 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes kann  
	 von dem Eigentümer auch die Eintragung einer beschränkten persön- 
	 lichen Dienstbarkeit oder Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt verlangt  
	 werden, dass die Nutzung, für die Entschädigung gezahlt werden soll,  
	 auf dem Grundstück nicht mehr ausgeübt werden kann.

(2)	 Das Eigentum und andere Rechte an Grundstücken können zum Wohle  
	 der Allgemeinheit und zu Gunsten des Landes oder einer anderen der  
	 Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stif- 
	 tung des öffentlichen Rechts, der Landkreise und kreisfreien Städte auf  
	 Antrag der obersten Naturschutzbehörde enteignet werden, wenn dies  
	 zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts- 
	 pflege, einschließlich der Vorsorge für die Erholung in Natur und Land- 
	 schaft, sowie der Erfordernisse und Maßnahmen nach diesem Gesetz  
	 erforderlich ist. Enteignet werden können insbesondere das Eigentum  
	 oder andere Rechte an Grundstücken, auf denen in einem Fachplan  
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(4)	 Die Länder können vorsehen, dass Eigentümern und Nutzungsberech- 
	 tigten, denen auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, Rechtsvor- 
	 schriften, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind oder fort- 
	 gelten, oder Naturschutzrecht der Länder insbesondere die land-,  
	 forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von Grundstücken wesent- 
	 lich erschwert wird, ohne dass eine Entschädigung nach den Absätzen  
	 1 bis 3 zu leisten ist, auf Antrag ein angemessener Ausgleich nach Maß- 
	 gabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes gezahlt werden kann.
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§ 36

	 oder in einem landschaftspflegerischen Begleitplan Ausgleichs- oder  
	 Ersatzmaßnahmen festgesetzt werden. Gleiches gilt für das Eigentum  
	 oder andere Rechte an Grundstücken, wenn deren Inanspruchnahme  
	 für die Einrichtung des zusammenhängenden Wander- und Reitwege- 
	 netzes nach § 26 Absatz 1 erforderlich ist. In den Fällen des Satzes 2 tritt  
	 die zuständige Planfeststellungsbehörde an die Stelle der obersten  
	 Naturschutzbehörde.

(3)	 Die oberste Naturschutzbehörde oder die Planfeststellungsbehörde ist  
	 auch für die Aufstellung des für die Enteignung erforderlichen Planes  
	 zuständig. Im Übrigen gilt das Enteignungsgesetz für das Land Meck- 
	 lenburg-Vorpommern.

(4)	 Wird durch Maßnahmen des Naturschutzes oder der Landschaftspfle- 
	 ge dem Eigentümer oder einem anderen Nutzungsberechtigten ein  
	 wirtschaftlicher Nachteil zugefügt, der für den Betroffenen in seinen  
	 persönlichen Lebensumständen, insbesondere im wirtschaftlichen  
	 und sozialen Bereich, eine besondere Härte bedeutet, ohne dass nach  
	 § 68 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ein Ausgleich zu leisten  
	 ist, so kann dem Betroffenen auf Antrag nach Maßgabe des Haushalts  
	 ein Härteausgleich in Geld gewährt werden, soweit dies zur Vermei- 
	 dung oder zum Ausgleich der besonderen Härte geboten erscheint.  
	 Zur Leistung des Ausgleichs ist der Träger der öffentlichen Verwaltung  
	 verpflichtet, dessen Behörde die Rechtsvorschrift erlassen oder die  
	 Maßnahme getroffen hat. Absatz 1 gilt entsprechend.

(5)	 Das Land hat sich nach Maßgabe des Haushalts an Aufwendungen für  
	 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, für die  
	 Schaffung oder Unterhaltung von Informationseinrichtungen sowie  
	 von Wegen und Zugängen zu beteiligen, die gleichermaßen der Förde- 
	 rung der Erholung in Natur und Landschaft als auch dem Schutz  
	 bestimmter Teile von Natur und Landschaft dienen.
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Kapitel 9
Stiftung Umwelt- und Naturschutz Mecklenburg-Vorpommern

§ 37
Aufgaben der Stiftung

(1)	 Unter dem Namen „Stiftung Umwelt- und Naturschutz Mecklenburg- 
	 Vorpommern“ besteht eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen  
	 Rechts.

(2)	 Das Gebiet der Stiftung erstreckt sich auf das Land Mecklenburg-Vor- 
	 pommern. Der Sitz der Stiftung ist Schwerin. Die Stiftung führt das  
	 kleine Landessiegel.

(3)	 Die Stiftung verfolgt insbesondere im Rahmen der Naturschutzpro- 
	 gramme des Landes den Zweck,

	 1.	 für den Naturschutz und die Sicherung der Funktionsfähigkeit des  
		  Naturhaushalts besonders geeignete Grundstücke in Mecklenburg- 
		  Vorpommern zu erwerben, anzupachten oder den Erwerb oder die  
		  Anpachtung durch Dritte durchführen zu lassen,

	 2.	 den Erwerb oder die Anpachtung solcher Grundstücke durch geeig- 
		  nete Träger zu fördern,

	 3.	 die Grundstücke nach Nummer 1 zu pflegen und zu entwickeln  
		  oder die Pflege und Entwicklung durch Dritte oder Naturschutzbe- 
		  hörden durchführen zu lassen,

	 4.	 Maßnahmen zur Aufklärung, Ausbildung und Fortbildung zu unter 
		  stützen und zu fördern,

	 5.	 die Forschung, insbesondere die integrative Umweltforschung, so- 
		  wie modellhafte Untersuchungen auf dem Gebiet der natürlichen  
		  Umwelt anzuregen und zu fördern,

	 6.	 sonstige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspfle- 
		  ge durchzuführen oder zu ihrer Durchführung beizutragen.

	 Die Zuständigkeiten der Naturschutzbehörden bleiben unberührt. Das  
	 Nähere regelt die Satzung.

§ 37
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(4)	 Die Stiftung gibt sich eine Satzung, die vom Kuratorium mit einer Mehr- 
	 heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlossen wird. Die Satzung  
	 nach Satz 1 sowie ihre Änderung bedürfen der Genehmigung der  
	 obersten Naturschutzbehörde.

(5)	 Stiftungsbehörde ist die oberste Naturschutzbehörde.

§ 38
Stiftungsvermögen, Erlöschen der Stiftung

(1)	 Das Vermögen der Stiftung besteht insbesondere aus Grundbesitz.

(2)	 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigte  
	 Zwecke gemäß den §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung.

(3)	 Die Stiftung erfüllt ihren Zweck insbesondere durch Verwendung

	 1.	 der Erträge des Stiftungsvermögens,

	 2.	 von Zuwendungen des Landes nach Maßgabe des Haushaltsplanes,

	 3.	 von Zuwendungen Dritter,

	 4.	 von Ersatzzahlungen bei Eingriffen in Natur und Landschaft, sofern  
		  die Stiftung Maßnahmen im Sinne des § 15 Absatz 6 des Bundesna- 
		  turschutzgesetzes durchführt oder durchführen lässt,

	 5.	 von Geldbußen,

	 6.	 von Erträgen aus öffentlichen Lotterien und Ausspielungen, Aus- 
		  stellungen, Veranstaltungen oder Sammlungen.

(4)	 Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie für die Rech- 
	 nungslegung der Stiftung finden die für die Landesverwaltung gelten- 
	 den Bestimmungen entsprechende Anwendung. Der Landesrech- 
	 nungshof hat ein Prüfungsrecht.

(5)	 Im Falle des Erlöschens der Stiftung hat das Land Mecklenburg-Vor- 
	 pommern das ihm zufallende Vermögen im Sinne des Stiftungszwecks  
	 zu verwenden.

NatSchAG M-V – Kapitel 9 – Stiftung Umwelt- und Naturschutz 
Mecklenburg-Vorpommern

§ 38
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§ 39
Stiftungsorgane

(1)	 Die Organe der Stiftung sind das Kuratorium und der Vorstand.

(2)	 Das Kuratorium besteht aus elf Mitgliedern. Ihm gehören ein Beauf- 
	 tragter der obersten Naturschutzbehörde und ein vom Umweltaus- 
	 schuss des Landtages aus seiner Mitte zu wählender Vertreter an. Fer- 
	 ner werden auf Vorschlag der nachstehenden Institutionen zwei vom  
	 Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege bei der obersten Natur- 
	 schutzbehörde aus seiner Mitte zu wählende Vertreter sowie ein von  
	 den Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern, ein von  
	 den kommunalen Spitzenverbänden, ein von den Unternehmerver- 
	 bänden, ein vom Bauernverband, ein von den Landschaftspflegever- 
	 bänden und je ein von den Universitäten Greifswald und Rostock zu  
	 bestimmender Vertreter durch die oberste Naturschutzbehörde beru- 
	 fen.

(3)	 Die Mitglieder des Kuratoriums werden für die Dauer einer Legislatur- 
	 periode entsandt. Eine erneute Berufung ist zulässig.

(4)	 Das Kuratorium beschließt über alle grundsätzlichen Fragen, die zum  
	 Aufgabenbereich der Stiftung gehören. Es überwacht die Tätigkeit des  
	 Vorstandes.

(5)	 Die Mitglieder des Kuratoriums sind ehrenamtlich tätig. Sie haben  
	 Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auslagen.

(6)	 Der Vorstand der Stiftung besteht aus einem oder einer hauptamtli- 
	 chen Vorsitzenden und höchstens zwei ehrenamtlichen stellvertreten- 
	 den Personen. Sie werden auf Vorschlag des Kuratoriums von der  
	 obersten Naturschutzbehörde berufen.

(7)	 Der Vorstand hat die Beschlüsse des Kuratoriums vorzubereiten und  
	 deren Durchführung zu gewährleisten. Er führt die Geschäfte der Stif- 
	 tung. Er vertritt die Stiftung; die Mitglieder des Vorstandes sind dabei  
	 alleinvertretungsberechtigt.

(8)	 Der Vorstand bedient sich für die Führung der Geschäfte der Stiftung  
	 der Unterstützung durch Arbeitnehmer. Auf die Arbeitnehmer der Stif- 

§ 39
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	 tung sind die für die Arbeitnehmer des Landes geltenden Tarifverträge  
	 und sonstigen Bestimmungen anzuwenden.

(9)	 Der Stiftung wird die Dienstherreneigenschaft verliehen. Die oberste  
	 Naturschutzbehörde ist berechtigt, Bedienstete vorübergehend an die  
	 Stiftung abzuordnen.

(10)	Das Nähere regelt die Satzung.

NatSchAG M-V – Kapitel 9 – Stiftung Umwelt- und Naturschutz 
Mecklenburg-Vorpommern

§ 39
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Kapitel 10
Verfahren

§ 40
Naturschutzgenehmigung

(1)	 Alle für eine Maßnahme erforderlichen Entscheidungen der gemäß  
	 den §§ 4 bis 6 zuständigen Naturschutzbehörden nach dem Bundes- 
	 naturschutzgesetz, diesem Gesetz und den aufgrund dieser Gesetze  
	 erlassenen oder fortgeltenden Rechtsvorschriften werden in einer  
	 einheitlichen behördlichen Genehmigung zusammengefasst (Natur- 
	 schutzgenehmigung). Satz 1 gilt nicht für Entscheidungen nach § 42  
	 Absatz 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 13 Satz 1 gilt  
	 auch für Entscheidungen der in § 7 genannten Behörden, sofern sie mit  
	 Entscheidungen zusammentreffen, die gemäß Satz 1 in einer Natur- 
	 schutzgenehmigung zusammengefasst werden.

(2)	 Die Naturschutzgenehmigung wird erteilt

	 1.	 durch die Großschutzgebietsverwaltung im Rahmen ihrer Zustän- 
		  digkeit gemäß § 4,

	 2.	 durch die Fachbehörde für Naturschutz im Rahmen ihrer Zuständig- 
		  keit gemäß § 5,

	 3.	 durch die untere Naturschutzbehörde in allen übrigen Fällen.

(3)	 Wären nach Absatz 2 mehrere Naturschutzgenehmigungen zu erteilen,  
	 so werden diese zusammengefasst und erteilt

	 1.	  durch die Großschutzgebietsverwaltung, sofern sie nach Absatz 2  
		  Nummer 1 zuständig ist,

	 2.	  durch die Fachbehörde für Naturschutz in den übrigen Fällen,  
		  sofern sie nach Absatz 2 Nummer 2 zuständig ist.

	 Im Übrigen bestimmt sich die Zuständigkeit nach dem Schwerpunkt  
	 der Maßnahme; in Zweifelsfällen entscheidet die oberste Naturschutz- 
	 behörde nach Absatz 4.
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(4)	 Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzelfall die Zuständigkeit  
	 ergänzend oder abweichend von Absatz 3 nach dem Schwerpunkt der  
	 Maßnahme bestimmen.

§ 41
Verfahrensvorschriften für die Naturschutzgenehmigung

(1)	 Die Naturschutzgenehmigung wird auf Antrag erteilt.

(2)	 Die Naturschutzgenehmigung verpflichtet auch die Rechtsnachfolger  
	 des Verursachers. Erfüllt der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger  
	 die ihm auferlegten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß § 15  
	 Absatz 2 und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes nicht und führen Maß- 
	 nahmen der Verwaltungsvollstreckung nicht zum Erfolg, so kann die  
	 Genehmigungsbehörde für die Erfüllung dieser Verpflichtungen auch  
	 den Eigentümer des betroffenen Grundstücks in Anspruch nehmen,  
	 sofern er mit dem Eingriff einverstanden war oder ein Einverständnis  
	 nach den Umständen des Falles anzunehmen ist.

(3)	 Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften etwas Anderes bestimmt  
	 ist, erlischt die Naturschutzgenehmigung, wenn mit der Maßnahme  
	 nicht innerhalb von drei Jahren nach Erteilung begonnen oder eine  
	 begonnene Maßnahme länger als ein Jahr unterbrochen worden ist.  
	 Die Frist kann in begründeten Ausnahmefällen auf Antrag bis zu zwei  
	 Jahre verlängert werden.

(4)	 Betrifft die Naturschutzgenehmigung ein UVP-pflichtiges Vorhaben,  
	 so muss das Verfahren den Anforderungen der Umweltverträglichkeits 
	 prüfung entsprechen.

§ 42
Konzentrationswirkung

(1) Die Naturschutzgenehmigung wird durch die Bauaufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde erteilt, wenn es 
sich bei dem Vorhaben um eine bauliche Anlage handelt, die einer Bau-
genehmigung bedarf. Die zuständige Naturschutzbehörde hat das Mit-
wirkungsverfahren nach § 63 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 30 
durchzuführen. Über die Erteilung des Einvernehmens entscheidet die zu-
ständige Naturschutzbehörde innerhalb von zwei Monaten nach Eingang  

§ 41
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§ 42

	 des Ersuchens der Bauaufsichtsbehörde. Sofern ein Beteiligungsverfah- 
	 ren nach Satz 2 durchzuführen ist, finden Satz 3 sowie § 69 Absatz 1  
	 Satz 2 der Landesbauordnung keine Anwendung.

(2)	 Die Naturschutzgenehmigung wird durch die untere Forstbehörde im  
	 Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde erteilt, wenn  
	 das Vorhaben einer Genehmigung nach § 15 oder § 25 des Landes- 
	 waldgesetzes bedarf. Die zuständige Naturschutzbehörde hat das  
	 Beteiligungsverfahren nach § 63 des Bundesnaturschutzgesetzes und  
	 § 30 durchzuführen.

(3)	 Die Naturschutzgenehmigung wird durch die Bergbehörde im Einver- 
	 nehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde erteilt, wenn es sich  
	 um ein Vorhaben handelt, das einer Genehmigung nach den §§ 51, 52  
	 Absatz 1, 2 und 3 bis 5, den §§ 53 bis 57, 126 und 127 des Bundesberg- 
	 gesetzes bedarf. Die zuständige Naturschutzbehörde hat das Beteili- 
	 gungsverfahren nach § 63 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 30  
	 durchzuführen.

(4)	 Sofern nach den Absätzen 1 bis 3 verschiedene Behörden für die Er- 
	 teilung der Naturschutzgenehmigung zuständig wären, entscheidet  
	 die oberste Naturschutzbehörde, welche Behörde für die Erteilung der  
	 Naturschutzgenehmigung zuständig ist.

(5)	 In allen übrigen Fällen wird die Naturschutzgenehmigung durch die in  
	 § 40 Absatz 2 bis 4 bestimmte Behörde erteilt. Das gilt nicht für andere  
	 behördliche Entscheidungen mit Konzentrationswirkung.
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Kapitel 10
Bußgeld- und Strafvorschriften

§ 69
Bußgeldvorschriften

(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer wissentlich entgegen § 39 Absatz 1 Num- 
	 mer 1 ein wild lebendes Tier beunruhigt.

(2)	 Ordnungswidrig handelt, wer 

	 1.	 entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 

		  a)	 einem wild lebenden Tier nachstellt, es fängt oder verletzt oder  
			   seine Entwicklungsformen aus der Natur entnimmt oder be- 
			   schädigt oder

		  b)	 ein wild lebendes Tier tötet oder seine Entwicklungsformen zer- 
			   stört,

	 2.	 entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 2 ein wild lebendes Tier erheblich  
		  stört,

	 3.	 entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 3 eine Fortpflanzungs- oder Ruhe- 
		  stätte aus der Natur entnimmt, beschädigt oder zerstört, 

	 4.	 entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 4 

		  a)	 eine wild lebende Pflanze oder ihre Entwicklungsformen aus der  
			   Natur entnimmt oder sie oder ihren Standort beschädigt oder

		  b)	 eine wild lebende Pflanze oder ihre Entwicklungsformen zer- 
			   stört,

	 5.	 entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, auch in Verbindung mit  
		  § 44 Absatz 3, 

		  a)	 ein Tier oder eine Pflanze einer anderen als in § 71a Absatz 1  
			   Nummer 2 genannten besonders geschützten Art oder

 § 69
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Bußgeldvorschriften

§ 43
Ordnungswidrigkeiten

§ 43
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		  b)	 eine Ware im Sinne des Anhangs der Richtlinie 83/129/EWG

		  in Besitz oder Gewahrsam nimmt, in Besitz oder Gewahrsam hat  
		  oder be- oder verarbeitet und erkennt oder fahrlässig nicht erkennt,  
		  dass sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze einer in Buch- 
		  stabe a genannten Art oder auf eine in Buchstabe b genannte Ware  
		  bezieht oder

	 6.	 einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 4a  
		  oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen  
		  Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung  
		  für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
		  weist.

(3)	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

	 1.	 ohne Genehmigung nach § 17 Absatz 3 Satz 1 einen Eingriff in Na- 
		  tur und Landschaft vornimmt,

	 2.	 einer vollziehbaren Anordnung nach § 17 Absatz 8 Satz 1 oder Satz  
		  2, § 34 Absatz 6 Satz 4 oder Satz 5, § 42 Absatz 7 oder Absatz 8 Satz 1  
		  oder Satz 2, auch in Verbindung mit § 43 Absatz 3 Satz 4, oder § 43  
		  Absatz 3 Satz 2 oder Satz 3 zuwiderhandelt,

	 3.	 entgegen § 22 Absatz 3 Satz 3 eine dort genannte Handlung oder  
		  Maßnahme vornimmt,

	 4.	 entgegen § 23 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit einer Rechtsver- 
		  ordnung nach § 57 Absatz 2 eine dort genannte Handlung oder  
		  Maßnahme in einem Meeresgebiet vornimmt, das als Naturschutz- 
		  gebiet geschützt wird,

	 4a.	entgegen § 23 Absatz 3, § 24 Absatz 3 Satz 2 oder § 33 Absatz 1a  
		  Satz 1 eine dort genannte Anlage errichtet,

	 5.	 entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 ein dort genanntes Biotop zerstört  
		  oder sonst erheblich beeinträchtigt,

	 6.	 entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2  
		  Satz 1, eine Veränderung oder Störung vornimmt,

 § 69
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(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig, ohne dass  
	 ihm eine Ausnahme oder Befreiung erteilt wurde,

	 1.	 entgegen § 12 Absatz 6 einen Eingriff der in § 14 Absatz 1 des Bun- 
		  desnaturschutzgesetzes und § 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 20 be- 
		  zeichneten Art ohne Genehmigung vornimmt,

	 1a.	entgegen § 13 Absatz 1 und 5 ohne Genehmigung oder Planfest- 
		  stellung oberflächennahe Bodenschätze gewinnt, Abgrabungen,  
		  Aufschüttungen, Ausfüllungen, Auf- oder Abspülungen durchführt  
		  oder eine Landgewinnung am Meer vornimmt,

	 2.	 entgegen § 18 Absatz 2 Satz 1 geschützte Bäume beseitigt oder  
		  Handlungen vornimmt, die zu deren Zerstörung, Beschädigung  
		  oder erheblichen Beeinträchtigung führen können,

	 3.	 entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 Alleen oder einseitige Baumreihen  
		  beseitigt oder Handlungen vornimmt, die zu deren Zerstörung,  
		  Beschädigung oder nachteiligen Veränderung führen können,

	 4.	 entgegen § 20 Absatz 1 einen geschützten Biotop zerstört, beschä- 
		  digt, seinen charakteristischen Zustand verändert oder ihn sonst  
		  erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt, wenn dieser Biotop in  
		  einem gemäß § 20 Absatz 4 Satz 2 ausliegenden Verzeichnis ein- 
		  getragen oder in anderer Weise dem Verantwortlichen schriftlich  
		  bekannt gegeben oder entsprechend § 20 Absatz 5 in der betreffen- 
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	 7.	 entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 1 ein wild lebendes Tier ohne ver- 
		  nünftigen Grund fängt, verletzt oder tötet,

	 8.	 entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 2 eine wild lebende Pflanze oh- 
		  ne vernünftigen Grund entnimmt, nutzt oder ihre Bestände nieder- 
		  schlägt oder auf sonstige Weise verwüstet,

	 9.	 entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 3 eine Lebensstätte wild lebender  
		  Tiere oder Pflanzen ohne vernünftigen Grund erheblich beeinträch- 
		  tigt oder zerstört,

	 10.	entgegen § 39 Absatz 2 Satz 1 ein wild lebendes Tier oder eine wild  
		  lebende Pflanze aus der Natur entnimmt,

	 11.	ohne Genehmigung nach § 39 Absatz 4 Satz 1 eine wild lebende  
		  Pflanze gewerbsmäßig entnimmt oder be- oder verarbeitet,

	 12.	entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 die Bodendecke abbrennt  
		  oder eine dort genannte Fläche behandelt,

	 13.	entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 einen Baum eine Hecke,  
		  einen lebenden Zaun, ein Gebüsch oder ein anderes Gehölz ab- 
		  schneidet, auf den Stock setzt oder beseitigt,
	 14.	entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 ein Röhricht zurückschnei- 
		  det,

	 15.	entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 einen dort genannten  
		  Graben räumt,

	 16.	entgegen § 39 Absatz 6 eine Höhle, einen Stollen, einen Erdkeller  
		  oder einen ähnlichen Raum aufsucht,

	 17.	ohne Genehmigung nach § 40 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte  
		  Pflanze oder ein Tier ausbringt,

	 17a	 einer mit einer Genehmigung nach § 40c Absatz 1 Satz 1, auch in  
		  Verbindung mit § 40c Absatz 2, oder nach § 40c Absatz 3 Satz 1  
		  verbundenen vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt,

	 18.	ohne Genehmigung nach § 42 Absatz 2 Satz 1 einen Zoo errichtet,  
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		  den Gemeinde bekannt gegeben oder gekennzeichnet worden war,

	 5.	 entgegen § 20 Absatz 2 einen geschützten Geotop zerstört, beschä- 
		  digt, seinen charakteristischen Zustand verändert oder ihn sonst  
		  erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt, wenn dieser Geotop in  
		  einem gemäß § 20 Absatz 4 Satz 2 ausliegenden Verzeichnis ein- 
		  getragen oder in anderer Weise dem Verantwortlichen schriftlich  
		  bekannt gegeben oder entsprechend § 20 Absatz 5 in der betreffen- 
		  den Gemeinde bekannt gegeben oder gekennzeichnet worden war,

	 6.	 entgegen § 23 Absatz 4 dem Schutz der Horst- und Neststandorte  
		  der Adler, Baum- und Wanderfalken, Weihen, Schwarzstörche und  
		  Kraniche zuwiderhandelt, indem er

		  a)	 in der Horstschutzzone I Bestockungen entfernt oder den Cha- 
			   rakter des Gebietes sonst verändert,

		  b)	 in den Horstschutzzonen I und II in der Zeit vom 1. März bis zum  
			   31. August land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Maßnahmen  
			   durchführt,

		  c)	 in den Horstschutzzonen I und II in der Zeit vom 1. März bis zum  
			   31. August die Jagd ausübt,

		  d)	 in den Horstschutzzonen I und II stationäre jagdliche Einrichtun- 
			   gen errichtet oder in der Zeit vom 1. März bis zum 31. August  
			   mobile jagdliche Einrichtungen aufstellt oder benutzt; bei den  
			   Horsten des Seeadlers gelten die genannten Zuwiderhandlun- 
			   gen jeweils für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Juli,

	 7.	 als Eigentümer oder Nutzungsberechtigter anderen entgegen § 25  
		  Absatz 3 ohne Genehmigung das Betreten der freien Landschaft  
		  nach § 25 Absatz 1 durch Sperrungen verwehrt oder wesentlich ein- 
		  schränkt,

	 8.	 nach § 25 Absatz 3 und 4 sowie § 27 Absatz 1 Satz 4 gesperrte Flä- 
		  chen oder Wege betritt oder sich dort aufhält,

	 9.	 entgegen § 27 Absatz 2 in Küstendünen oder auf Strandwällen  
		  Feuer entzündet oder außerhalb der gekennzeichneten Wege fährt,  
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		  erweitert, wesentlich ändert oder betreibt,

	 19.	entgegen § 43 Absatz 3 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht  
		  vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

	 20.	(weggefallen)

	 21.	entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit  
		  § 44 Absatz 3, ein Tier, eine Pflanze oder eine Ware verkauft, kauft,  
		  zum Verkauf oder Kauf anbietet, zum Verkauf vorrätig hält oder be- 
		  fördert, tauscht oder entgeltlich zum Gebrauch oder zur Nutzung  
		  überlässt, zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder  
		  auf andere Weise verwendet,

	 22.	entgegen § 50 Absatz 1 Satz 1 ein Tier oder eine Pflanze nicht, nicht  
		  richtig oder nicht rechtzeitig zur Ein- oder Ausfuhr anmeldet oder  
		  nicht oder nicht rechtzeitig vorführt,

	 23.	entgegen § 50 Absatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht  
		  vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

	 24.	entgegen § 52 Absatz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll 
		  ständig oder nicht rechtzeitig erteilt,

	 25.	entgegen § 52 Absatz 2 Satz 2 eine beauftragte Person nicht unter- 
		  stützt oder eine geschäftliche Unterlage nicht, nicht richtig, nicht  
		  vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

	 26.	entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 an einem Gewässer eine  
		  bauliche Anlage errichtet oder wesentlich ändert oder

	 27.	einer Rechtsverordnung nach 

		  a)	 (weggefallen)

		  b)	 § 54 Absatz 5,

		  c)	 § 54 Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 oder Absatz 8

		  oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen  
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		  zeltet oder Wohnwagen, Wohnmobile oder andere Fahrzeuge auf- 
		  stellt,

	 10.	entgegen § 28 Absatz 1 Zelte oder sonstige bewegliche Unterkünf- 
		  te außerhalb von hierfür zugelassenen Plätzen aufstellt oder  
		  benutzt,

	 11.	entgegen § 28 Absatz 2 Satz 1 in der freien Landschaft zeltet,

	 12.	entgegen § 29 Absatz 1 an Gewässern erster Ordnung, Seen und  
		  Teichen mit einer Größe von einem Hektar und mehr sowie Küsten-	
		  gewässern bauliche Anlagen innerhalb des Schutzstreifens errichtet  
		  oder wesentlich ändert.

(2)	 Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig

	 1.	 einer aufgrund der § 12 Absatz 2 und 7, § 14 Absatz 2 bis 4, § 17  
		  Absatz 1, § 21 Absatz 2 bis 4, § 23 Absatz 1 und 5 sowie § 27 Absatz 4  
		  erlassenen Rechtsverordnung oder Satzung sowie einer in § 22  
		  Absatz 1 Satz 3 genannten Verordnung zuwiderhandelt, soweit sie  
		  für bestimmte Tatbestände auf diese Bußgeldvorschrift verweist;  
		  § 22 Absatz 3 gilt entsprechend,

	 2.	 unbefugt Zeichen oder Vorrichtungen, die zur Sperrung, zur Kenn- 
		  zeichnung von kennzeichnungsbedürftigen Flächen oder Gegen- 
		  ständen dienen, entfernt, beschädigt, zerstört oder auf andere  
		  Weise unbrauchbar macht.
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		  Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung  
		  für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
		  weist.

(4)	 Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 338/97  
	 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exempla- 
	 ren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des  
	 Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298  
	 vom 1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die  
	 Verordnung (EG) Nr. 318/2008 (ABl. L 95 vom 8.4.2008, S. 3) geändert  
	 worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

	 1.	 entgegen Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 oder Artikel 5  
		  Absatz 1 oder Absatz 4 Satz 1 eine Einfuhrgenehmigung, eine Aus- 
		  fuhrgenehmigung oder eine Wiederausfuhrbescheinigung nicht,  
		  nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

	 2.	 entgegen Artikel 4 Absatz 3 Halbsatz 1 oder Absatz 4 eine Einfuhr- 
		  meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig  
		  vorlegt,

	 3.	 entgegen Artikel 8 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5, ein  
		  Exemplar einer dort genannten Art kauft, zum Kauf anbietet, zu  
		  kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder verwendet  
		  oder ein Exemplar verkauft oder zu Verkaufszwecken vorrätig hält,  
		  anbietet oder befördert oder

	 4.	 einer vollziehbaren Auflage nach Artikel 11 Absatz 3 Satz 1 zuwider- 
		  handelt.

(5)	 Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EWG) Nr. 3254/91  
	 des Rates vom 4. November 1991 zum Verbot von Tellereisen in der  
	 Gemeinschaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren von bestimmten  
	 Wildtierarten aus Ländern, die Tellereisen oder den internationalen  
	 humanen Fangnormen nicht entsprechende Fangmethoden anwen- 
	 den (ABl. L 308 vom 9.11.1991, S. 1), verstößt, indem er vorsätzlich oder  
	 fahrlässig 

	 1.	 entgegen Artikel 2 ein Tellereisen verwendet oder
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	 2.	 entgegen Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 einen Pelz einer dort genannten  
		  Tierart oder eine dort genannte Ware in die Gemeinschaft verbringt.

(6)	 Ordnungswidrig handelt, wer ein Exemplar einer invasiven Art nach  
	 einem Durchführungsrechtsakt nach Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 oder Arti- 
	 kel 10 Absatz 4 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäi- 
	 schen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prä- 
	 vention und das Management der Einbringung und Ausbreitung inva- 
	 siver gebietsfremder Arten (ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 35) verbringt,  
	 hält, züchtet, befördert, in Verkehr bringt, verwendet, tauscht, zur Fort- 
	 pflanzung, Aufzucht oder Veredelung bringt oder in die Umwelt  
	 freisetzt.

(7)	 Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1 und 2, des  
	 Absatzes 3 Nummer 1 bis 6, 17a, 18, 21, 26 und 27 Buchstabe b, des  
	 Absatzes 4 Nummer 1 und 3 und der Absätze 5 und 6 mit einer Geld- 
	 buße bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld- 
	 buße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

(8)	 Die Länder können gesetzlich bestimmen, dass weitere rechtswidrige  
	 und vorwerfbare Handlungen, die gegen Vorschriften dieses Gesetzes  
	 oder Rechtsvorschriften verstoßen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
	 sen worden sind oder fortgelten, als Ordnungswidrigkeiten geahndet  
	 werden können.

§ 70
Verwaltungsbehörde

	 Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset- 
	 zes über Ordnungswidrigkeiten ist 

	 1.	 das Bundesamt für Naturschutz in den Fällen 
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(3)	 Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden

	 1.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 5, 6 Buchstabe a und  
		  Nummer 12 sowie in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 mit einer  
		  Geldbuße bis zu 100 000 Euro,

	 2.	 in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 6 Buchstabe b bis d mit einer  
		  Geldbuße bis zu 20 000 Euro,

	 3.	 in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro.

(4)	 Die Bußgelder sollen Zwecken des Naturschutzes und der Landschafts- 
	 pflege zugeführt werden.

NatSchAG M-V – Kapitel 11 – Bußgeldvorschriften

§ 43



304

BNatSchG – Kapitel 10 – Bußgeld- und Strafvorschriften

 § 70

		  a)	 des § 69 Absatz 2 Nummer 5, Absatz 3 Nummer 21 Absatz 4  
			   Nummer 3 und Absatz 6 bei Handlungen im Zusammenhang  
			   mit der Einfuhr in die oder der Ausfuhr aus der Gemeinschaft  
			   oder dem Verbringen in die oder aus der Bundesrepublik  
			   Deutschland,

		  b)	 des § 69 Absatz 3 Nummer 24 bei Verletzungen der Auskunfts- 
			   pflicht gegenüber dem Bundesamt,

		  c)	 des § 69 Absatz 3 Nummer 25 und Absatz 4 Nummer 4 bei Maß- 
			   nahmen des Bundesamtes,

		  d)	 des § 69 Absatz 4 Nummer 1 und Absatz 5 Nummer 2,

		  e)	 von sonstigen Ordnungswidrigkeiten nach § 69 Absatz 1 bis 6,  
			   die im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone  
			   oder des Festlandsockels begangen worden sind,

	 2.	 das zuständige Hauptzollamt in den Fällen des § 69 Absatz 3 Num 
		  mer 22 und 23 und Absatz 4 Nummer 2,

	 3.	 in allen übrigen Fällen die nach Landesrecht zuständige Behörde.

§ 71
Strafvorschriften

(1)	 Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft,  
	 wer eine in 

	 1.	 § 69 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2, 3 oder Nummer 4  
		  Buchstabe a,

	 2.	 § 69 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b oder Nummer 4 Buchstabe b  
		  oder

	 3.	 § 69 Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 Nummer 1 oder Absatz 5
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(5)	 Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset- 
	 zes über Ordnungswidrigkeiten ist die jeweils für die Aufgabe zuständi- 
	 ge Behörde. Dies gilt auch für Ordnungswidrigkeiten gemäß § 69 des  
	 Bundesnaturschutzgesetzes.
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	 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht, die sich auf ein Tier oder  
	 eine Pflanze einer streng geschützten Art bezieht.

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer entgegen Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung  
	 (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von  
	 Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung  
	 des Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1), die zuletzt durch die Verord- 
	 nung (EG) Nr. 398/2009 (ABl. L 126 vom 21.5.2009, S. 5) geändert wor- 
	 den ist, ein Exemplar einer in Anhang A genannten Art 

	 1.	 verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf anbietet oder zu Verkaufs- 
		  zwecken vorrätig hält oder befördert oder

	 2.	 zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder verwen- 
		  det.

(3)	 Wer in den Fällen der Absätze 1 oder 2 die Tat gewerbs- oder gewohn- 
	 heitsmäßig begeht, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu  
	 fünf Jahren bestraft.

(4)	 Erkennt der Täter in den Fällen der Absätze 1 oder 2 fahrlässig nicht,  
	 dass sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze einer dort ge- 
	 nannten Art bezieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr  
	 oder Geldstrafe.

§ 71a
Strafvorschriften

(1)	 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft,  
	 wer 

	 1.	 entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 ein wildlebendes Tier einer  
		  besonders geschützten Art, die in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I  
		  der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des  
		  Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden  
		  Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) aufgeführt ist, tötet oder  
		  seine Entwicklungsformen zerstört,

	 2.	 entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ein Tier oder eine Pflanze  
		  in Besitz oder Gewahrsam nimmt, in Besitz oder Gewahrsam hat  
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		  oder be- oder verarbeitet, das oder die 

		  a)	 einer streng geschützten Art angehört, die in Anhang IV der  
			   Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung  
			   der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und  
			   Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die  
			   Richtlinie 2006/105/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) geän- 
			   dert worden ist, aufgeführt ist oder

		  b)	 einer besonders geschützten Art angehört, die in Artikel 4  
			   Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 2009/147/EG aufgeführt  
			   ist, oder

	 3.	 eine in § 69 Absatz 2, 3 Nummer 21, Absatz 4 Nummer 1 oder Ab- 
		  satz 5 bezeichnete vorsätzliche Handlung gewerbs- oder gewohn- 
		  heitsmäßig begeht.

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer entgegen Artikel 8 Absatz 5 in Verbindung  
	 mit Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 ein Exemplar einer in  
	 Anhang B genannten Art 

	 1.	 verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf anbietet oder zu Verkaufs- 
		  zwecken vorrätig hält oder befördert oder

	 2.	 zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder verwen- 
		  det.

(3)	 Erkennt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 1a oder Num- 
	 mer 2 oder des Absatzes 2 leichtfertig nicht, dass sich die Handlung auf  
	 ein Tier oder eine Pflanze einer dort genannten Art bezieht, so ist die  
	 Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

(4)	 Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 leichtfertig, so  
	 ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

(5)	 Die Tat ist nicht nach Absatz 1 Nummer 1, 1a oder Nummer 2, Absatz 2,  
	 3 oder Absatz 4 strafbar, wenn die Handlung eine unerhebliche Menge  
	 der Exemplare betrifft und unerhebliche Auswirkungen auf den Erhal- 
	 tungszustand der Art hat.
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§ 72
Einziehung

	 Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 Absatz 1 bis 6 oder eine Straftat  
	 nach § 71 oder § 71a begangen worden, so können 

	 1.	 Gegenstände, auf die sich die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit  
		  bezieht, und

	 2.	 Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht  
		  worden oder bestimmt gewesen sind,

	 eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten  
	 und § 74a des Strafgesetzbuches sind anzuwenden.

§ 73
Befugnisse der Zollbehörden

	 Die zuständigen Verwaltungsbehörden und die Staatsanwaltschaft  
	 können im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur Aufklärung von Straftaten  
	 oder Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz Ermittlungen auch  
	 durch die Hauptzollämter oder die Behörden des Zollfahndungsdiens- 
	 tes und deren Beamte vornehmen lassen. § 21 Absatz 2 bis 4 des Au- 
	 ßenwirtschaftsgesetzes gilt entsprechend.

 § 72
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(6)	 Ist eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Gesetz begangen worden, so  
	 können

	 1.	 Gegenstände, auf die sich die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit  
		  bezieht, und

	 2.	 Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht  
		  worden oder bestimmt gewesen sind,

	 eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist  
	 anzuwenden.

§ 43
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Kapitel 11
Übergangs- und Überleitungsvorschrift

§ 74

Übergangs- und Überleitungsregelungen

(1)	 Vor dem 1. März 2010 begonnene Verfahren zur Anerkennung von Ver- 
	 einen sind zu Ende zu führen 

	 1.	 durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und  
		  Reaktorsicherheit nach § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes in der  
		  bis zum 28. Februar 2010 geltenden Fassung,

	 2.	 durch die zuständigen Behörden der Länder nach den im Rahmen  
		  von § 60 Absatz 1 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes in der bis  
		  zum 28. Februar 2010 geltenden Fassung erlassenen Vorschriften  
		  des Landesrechts.

(2)	 Vor dem 3. April 2002 begonnene Verwaltungsverfahren sind nach  
	 § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes in der bis zu diesem Tag gelten- 
	 den Fassung zu Ende zu führen. Vor dem 1. März 2010 begonnene Ver- 
	 waltungsverfahren sind nach § 58 des Bundesnaturschutzgesetzes in  
	 der bis zu diesem Tag geltenden Fassung zu Ende zu führen.

(3)	 Die §§ 63 und 64 gelten auch für Vereine, die nach § 29 des Bundesna- 
	 turschutzgesetzes in der bis zum 3. April 2002 geltenden Fassung oder  
	 nach § 59 oder im Rahmen von § 60 Absatz 1 und 3 des Bundesnatur- 
	 schutzgesetzes in der bis zum 1. März 2010 geltenden Fassung vom  
	 Bund oder den Ländern anerkannt worden sind.
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